-Fraktion

in der Stadtvertretung Landeshauptstadt Schwerin

Oberburgermeister
Dr. Rico Badenschier
Am Packhof 2 — 6
19053 Schwerin

Schwerin, 04.04.2022

Anfrage gemaR § 4 Abs. 4 der Hauptsatzung fiir die Landeshauptstadt Schwerin
Betreff: Fragen zum Immunitatsnachweis gegen COVID-19 (§ 20a Infektionsschutzgesetz (IfSG))

hier: Richtlinien zur Umsetzung des § 20a Infektionsschutzgesetz

Sehr geehrter Herr Oberblrgermeister Dr. Badenschier,

laut Aussage von Gesundheitsministerin Stefanie Drese im Sozialausschuss des Landtages am 30.03.22
wurden seitens des Landes Richtlinien zur Umsetzung des § 20a Infektionsschutzgesetz erarbeitet.

1) Liegen diese Richtlinien dem Gesundheitsamt vor? Wenn ja, seit wann?

2) Wurden verwaltungsinterne Richtlinien zur Umsetzung des § 20a Infektionsschutzgesetz erarbeitet, die
die Richtlinien des Landes noch konkretisieren?

Gegenliber PANORAMA bestatigte das Bundesgesundheitsministerium, dass die Gesundheitsamter "nach
pflichtgemaRem Ermessen im Einzelfall" Gber Betretungs- und Tatigkeitsverbote entscheiden und dass dabei
"die Personalsituation in der Einrichtung” bericksichtigt wird.

Dieser Ermessensspielraum sorgt allerdings fir viele Bedenken. So dullerte sich Patrick Larscheid, Leiter
eines Berliner Gesundheitsamtes, gegeniber PANORAMA kritisch: ,,Das ist eine wirklich unfassbare Situation,
dass sich ein Gesundheitsamt hinstellen und zum Beispiel einer Klinik sagen soll, ach im Bereich der
Geburtshilfe, da reicht auch die halbe Zahl des Personals. Das kann nicht ernst gemeint sein." Seiner Meinung
nach wirde das viel Raum fur Willkir lassen. Zudem sei es eine falsche Vorstellung, dass die Gesundheits-
amter Kriterien hatten, um tUberhaupt sagen zu kdnnen, wie viele Menschen denn in einer Einrichtung arbeiten
mussten.

(Quelle: https://daserste.ndr.de/panorama/archiv/2022/Impfpflicht-Gesundheit-Hintertuer-fuer-
Ungeimpfte,impfpflicht244.html)

Daraus ergeben sich folgende Fragen:

3) Wie nimmt das Schweriner Gesundheitsamt eine Bewertung hinsichtlich der notwendigen Personaldecke
vor?

4) Inwiefern werden die hohen Personal-Ausfallquoten durch Corona-Erkrankungen oder Quarantane-
anordnungen beispielsweise im Krankenhaus und in Pflegeeinrichtungen bei den Entscheidungen tber
ein Beschaftigungsverbot berlcksichtigt?
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5) Welche Vorgaben gibt es fir den Ablauf des Anhérungsverfahrens zur Prifung und Bewilligung von
Ausnahmegenehmigungen?

6) Enthalten die Richtlinien (Land und/oder intern) Anweisungen, welchen Handlungsspielraum das
Gesundheitsamt bei der Erteilung von Ausnahmegenehmigungen nutzen kann?

7) Koénnen Unternehmen bereits vor dem Anhoérungsverfahren Ausnahmegenehmigungen flir betroffene
Arbeitnehmer beantragen, wenn aus Sicht des Unternehmens wesentliche Beeintrachtigungen der
Versorgung der Patienten/Pflegebedirftigen/zu Betreuenden als Folge der Umsetzung eines
Beschaftigungsverbotes vorliegen wiirden?

Mit freundlichen Griiflten

gez. Petra Federau
Fraktionsvorsitzende
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LANDESHAUPTSTADT SCHWERIN

Landeshauptstadt SchwerineDer Oberbiirgermeisters02¢PF 11 10 4219010 Schwerin ﬁ‘s ’

Der Oberbilrgermeister IHRE BEHORDENNUMMER

AfD-Fraktion

Frau Petra Federau Hausanschrift: Am Packhof 2-6+19053 Schwerin
Zimmer: 6.028, Aufzug C
Telefon: 0385 545-1011
Fax: 0385 545-1019
E-Mail: mhelms@schwerin.de
lhre Nachricht vom/Ihr Zeichen Unsere Nachricht vom/Unser Zeichen Ansprechpartner/in Datum
04.04.2022 Herr Helms 27.04.2022

Ihre Fragen zum Immunitatsnachweis gegen COVID-19 (8§ 20a Infektionsschutzgesetz
(IfSG)) hier: Richtlinien zur Umsetzung des § 20a Infektionsschutzgesetz

Sehr geehrte Frau Federau,
vielen Dank fur Ihre Anfrage. lhre Fragen beantworte ich wie folgt:

1) Liegen diese Richtlinien dem Gesundheitsamt vor? Wenn ja, seit wann?

2) Wurden verwaltungsinterne Richtlinien zur Umsetzung des § 20a
Infektionsschutzgesetz erarbeitet, die die Richtlinien des Landes noch konkretisieren?

3) Wie nimmt das Schweriner Gesundheitsamt eine Bewertung hinsichtlich der
notwendigen Personaldecke vor?

4) Inwiefern werden die hohen Personal-Ausfallquoten durch Corona-Erkrankungen oder
Quarantaneanordnungen beispielsweise im Krankenhaus und in Pflegeeinrichtungen
bei den Entscheidungen Uber ein Beschaftigungsverbot beriicksichtigt?

5) Welche Vorgaben gibt es fiir den Ablauf des Anhdrungsverfahrens zur Prifung und
Bewilligung von Ausnahmegenehmigungen?

6) Enthalten die Richtlinien (Land und/oder intern) Anweisungen, welchen
Handlungsspielraum das Gesundheitsamt bei der Erteilung von
Ausnahmegenehmigungen nutzen kann?

7) Kénnen Unternehmen bereits vor dem Anhérungsverfahren Ausnahmegenehmigungen
fur betroffene Arbeitnehmer beantragen, wenn aus Sicht des Unternehmens
wesentliche Beeintrachtigungen der Versorgung der Patienten/Pflegebedirftigen/zu
Betreuenden als Folge der Umsetzung eines Beschéaftigungsverbotes vorliegen
wirden?

Das Land MV hat im Rahmen einer zuvor angekiindigten und durch eine gesonderte
Arbeitsgruppe unter Beteiligung einiger Gesundheitsamter erarbeiteten fachaufsichtlichen
Weisung den Handlungsrahmen fur die Kommunen fir die Umsetzung des 8§ 20a IfSG erfasst.
Die fachaufsichtliche Weisung vom 8. Marz 2022 ist auf den Seiten der Landesregierung unter
Impfung gegen Corona - Regierungsportal M-V (regierung-mv.de) zu finden sowie dieser Antwort
als Anlage beigefugt.



https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/sm/Service/Corona/Impfung-gegen-Corona/

-2-

Gegenstand der fachaufsichtlichen Weisung sind Bestimmungen zur Durchfiihrung des
Verfahrens unter Bezugnahme auf die

- Anlage 1 (Handreichung des Bundesgesundheitsministeriums)

- Anlage 2 (Gesetzesbegrindung BT-Drs. 20/188)

- Anlage 3 (Allgemeinverfiigung zur Nutzung des landeseinheitlichen Meldeportals
www.IMPF-MV.de)

- Anlage 4 (Flie3schema zur landeseinheitlichen Verfahrensweise)

- Anlage 5 (Prozessschema zum behérdlichen Entscheidungsablauf)

Auf den Inhalt der fachaufsichtlichen Weisung nebst dieser Anlagen wird zur Beantwortung der
Anfrage verwiesen. Detailliertere Regelungen in Bezug auf die konkrete Ermessensausiibung
des jeweiligen Gesundheitsamtes sind im Rahmen landeseinheitlicher Vorgaben nicht méglich —
weil dann gerade keine Ermessenentscheidung des o6rtlichen Gesundheitsamtes unter
Berucksichtigung aller entscheidungserheblichen Tatsachen im konkreten Einzelfall gegeben
ware. Daher wird das Gesundheitsamt Schwerin bei der Umsetzung des § 20a IfSG von mit
Ermessenserwagungen vertrauten und erfahrenen Verwaltungsfachangestellten und Juristen
unterstitzt. Die Entscheidung nach pflichtgemaRem Ermessen bedeutet selbstverstandlich, dass
die konkreten Einzelfallumstande ermittelt und insbesondere die Versorgungssituation
Berticksichtigung findet. Hierzu dient sowohl die Anhdrung der betroffenen Einrichtung als auch
der betroffenen Person als Beteiligte gem. 8§ 13 VwWVG MV im Verwaltungsverfahren.

Es gibt im Ubrigen keine ,Ausnahmegenehmigungen“ und dementsprechend keine Méglichkeit,
bereits vor dem Anhérungsverfahren solche zu beantragen. Dies ist gesetzlich nicht vorgesehen
und tragt der Intention des Gesetzes auch nicht Rechnung — der Verfahrensablauf eines
Verwaltungsverfahrens mindet in dem Prozess der alle Einzelfallumstande abwagenden
Ermessensentscheidung mit dem Ergebnis, ob Gberhaupt, ggf. wann oder in welchem
Zeitrahmen eine Untersagungsverfligung ergeht.

Mit freundlichen GriiRen

Dr. Rico Badenschier

Anlage


http://www.impf-mv.de/

9800014113417

Ministerium
fiir Soziales, Gesundheit und Sport
Meckienburg-Vorpommern

Die Staatssekretirin

|_ Ministerium far Soziales, Gesundheit und Sport Mecklenburg-Vorpommerm —|
Postfach, 19048 Schwerin

An die

Landkreise und kreisfreie Stadte Mecklenburg-Vor-
pommern

Die Landrate und Oberblurgermeister
Gesundheitsamter

Nachrichtlich:
Kommunale Landesverbande

L |

Schwerin, den Z Marz 2022

Fachaufsichtliche Weisung zur Umsetzung des § 20a Infektionsschufzgesetz in
Mecklenburg-Vorpommern
Sehr geehrte Damen und Herren,
hiermit erteile ich fir das Ministerium fur Soziales, Gesundheit und Sport als oberste Lan-
desgesundheitsbehdrde gemaRl § 2 Absatz 5 Satz 1 Nr. 1, Absatz 11 Satz 2 Nr. 2 Infek-
tionsschutzausfihrungsgesetz (IFSAG M-V) in Verbindung mit § 17 Absatz 1 Landesor-
ganisationsgesetz (LOG M-V) folgende

Fachaufsichtliche Weisung
mit Bestimmungen zur Durchfihrung des Verfahrens zur Umsetzung von § 20a Infekti-

onsschutzgesetz (IfSG):

l. Ziel, Schutzzweck der Norm

Die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) dirfte zu den ansteckendsten in-
fektionskrankheiten des Menschen zahlen. Alle Bevélkerungsteile sind in
Deutschland von der Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 betroffen.

Auf gesetzlicher Ebene wird Infektionskrankheiten im Wege des Infektions-
schutzgesetzes begegnet. Dessen Zweck ist es, Ubertragbare Krankheiten
beim Menschen vorzubeugen, Infektionen friihzeitig zu erkennen und ihre Wei-
terverbreitung zu verhindern, vgl. § 1 Absatz 1 IfSG.

Am 10, Dezember 2021 haben der Deutsche Bundestag und Bundesrat das
.Gesetz zur Starkung der Impfpravention gegen COVID-19 und zur Anderung

Hausanschrift: Ministenum fiir Soziales, Gesundheit und Sport
Mecklenhurg-vVarpommern Telefon: (0385) 588-0 Internel:  www sozial-mv de
Werderstrale 124, 19055 Schwerin Telefax: {0385) 588-9700  E-Mail: poststelle@sm mv-regierung.de




weiterer Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie® be-
schlossen. Dieses installiert unter anderem zum 15. Marz 2022 mit dem neuen
§ 20a IfSG bundesweit eine einrichtungshezogene Impfpflicht,

Zweck des § 20a IfSG ist eine Verbesserung bzw. Sicherstellung des Schutzes
der vulnerablen Personengruppen vor einer Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2. Hochaltrige Menschen und Personen mit akuten oder chroni-
schen Grunderkrankungen sowie bestimmte Patientengruppen mit Immun-
schwiche haben ein erhdéhtes Risiko fir schwere COVID-19-
Krankheitsverldufe. Es besteht zusatzlich das erhéhte Risiko, dass das Schutz-
niveau ohne die Impfung bei diesen Personengruppen niedriger ist als bei an-
deren.!

Der Bundesgesetzgeber weist in seiner Gesetzesbegrundung darauf hin, dass
gut vertragliche und hochwirksame Impfstoffe gegen eine COVID-19-
Erkrankung zur Verfugung stehen. Diese bieten nicht nur einen Individual-
schutz, sondern stellen zugleich wegen der hiermit verbundenen Reduzierung
der Weiterverhreitung der Krankheit einen Bevélkerungsschutz dar. Von die-
sem reduzierten Ubertragungsrisiko profitiert insbesondere der Kreis der vul-
nerablen Personengruppen.? Insgesamt ist es unerlasslich, dort, wo besonders
Gefahrdete selbst nur eingeschrankte Moglichkeiten haben, Schutzmafnah-
men gegen COVID-19 zu ergreifen und zugleich oftmals auch einem haufigen
und anhaltendem engen Kontakt mit versorgenden und betreuenden Personen
unterliegen, anderweitig ein hohes Schutzniveau zu erzielen. Dies gilt allen vo-
ran fur bestimmte ,Settings®, in denen regelmalig eine kaum veranderbare
Versorgungshedirftigkeit und -situation (z. B. Krankenhauser, Pflegeeinrich-
tungen etc.) vorherrscht.

§ 20a IfSG verfolgt im Ubrigen auch den Schutz der 6ffentlichen Gesundheit®
und durfte — jedenfalls mittelbar — zugleich die Sicherstellung der Versorgung
der vulnerablen Gruppen aufgrund des Individualschutzes des pflegenden, be-
treuenden und versorgenden Personals vor Augen haben.

Das Ziel des Schutzes insbesondere der vulnerablen Gruppen soll hierbei
durch das Schlielfen noch bestehender Impfliicken innerhalb des Personals
aber auch sonstiger Tatiger im Anwendungsbereich des § 20a IfSG gesichert
werden.*

Soweit das Ziel — also der Schutz der vulnerablen Gruppen — nicht primar durch
Varlage eines Impf-, Genesenen- oder Kontraindikationsnachweises und damit
mittelbar durch eine Impfung bzw. Genesung erreicht werden kann, sieht der
Bundesgesetzgeber subsidiar zu dessen Erreichung die Rechtsfolge der Be-
tretens- oder Tatigkeitsuntersagung vor.

Malnahmen, die das zustandige Gesundheitsamt nach § 20a IfSG anordnet,
haben sich entsprechend an diesen Zielsetzungen zu orientieren.

TBT —Drs. 20/188 §.1; S. 30; S. 42.
2BT - Drs. 201188 S.1 .

BT -Drs.20/188S.4;S.30; S. 42.
“Vgl. BT —Drs. 20/188 S.4, S. 28, §. 30




1. Aufbau, wesentlicher Inhalt der Norm, Begriffshestimmungen

§ 20a IfSG statuiert eine mittelbare einrichtungsbezogene Impfpflicht. Das
heil’t, dass das Gesetz hier zwar an das Vorhandensein einer Schutzimpfung
anknipft, die Schutzimpfung selbst aber nicht durchsetzen kann. Die be-
troffene Person kann folglich die Schutzimpfung grundsatzlich ablehnen, hat
dann allerdings mit gesetzlich vorgesehenen Konsequenzen (Betretens- oder
Tatigkeitsuntersagung) zu rechnen.®

Der von § 20a IfSG umfasste Adressatenkreis |dsst sich seinem Absatz 1 ent-
nehmen. Seitens des Bundesministeriums fur Gesundheit (BMG) wurde und
wird eine umfassende Handreichung erstellt, welche insbesondere zum Adres-
satenkreis eine Vielzahl von Konkretisierungen aufweist. Insoweit ist die
.Handreichung zur Impfpravention in Bezug auf einrichtungsbezogene Tatig-
keiten“ des Bundes in ihrer jeweils aktuellsten Fassung® Bestandteil dieser
fachaufsichtlichen Weisung (siehe Anlage 1) und entsprechend zu beriicksich-
tigen. Ausgehend von der Intention des IfSG wurde fur Mecklenburg-Vorpom-
mern festgelegt, dass die einrichtungsbezogene Impfpflicht fir Personen, die
in einer nach § 45 SGB VIII betriebserlaubnispflichtigen teil- und vollstationaren
Einrichtung der Kinder- und Jugendhilfe tatig sind, nur dann gilt, wenn in diesen
Einrichtungen schwerpunktmabig (mehr als 50 %) Kinder bzw. Jugendliche auf
Grundlage des § 35a SGB VIl betreut werden.

Tatig im Sinne der Norm ist, wer regelmafig (nicht nur fur wenige Tage) und
nicht nur zeitlich voriibergehend (nicht nur jeweils wenige Minuten, sondern
Uber einen langeren Zeitraum) in der Einrichtung bzw. dem Unternehmen mit
Wissen und Wollen der Einrichtungs- bzw. Unternehmensleitung tétig ist. Da-
bei kommt es auf das zugrundeliegende Vertragsverhéltnis zwischen der Ein-
richtung bzw. dem Unternehmen sowie der dort tatigen Person nicht an.”

Absatz 2 legt fest, dass die umfassten Personen bis zum Ablauf des 15. Marz
2022 einen Nachweis bei der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des je-
weiligen Unternehmens vorzulegen haben.

Nachweise im Sinne des Gesetzes sind ein Impfnachweis oder ein Genese-
nennachweis im Sinne der COVID-19-Schutzmalnahmen-Ausnahmeverord-
nung. Ebenfalls méglich ist die Vorlage eines arztlichen Zeugnisses Uber das
Bestehen einer medizinischen Kontraindikation.

Sofern die Einrichtung keinen Nachweis erhalten hat oder an der Echtheit/in-
haltlichen Richtigkeit zweifelt, hat sie unverziglich das Gesundheitsamt zu be-
nachrichtigen, in dessen Bezirk sich die jeweilige Einrichtung oder das jewei-
lige Unternehmen befindet und dem Gesundheitsamt die entsprechenden per-
sonenbezogenen Daten zu ubermitteln. Unverziglich bedeutet grundsatzlich
,ohne schuldhaftes Zégern®. Es entspricht der Gbereinstimmenden Auslegung
von Bund und Landern, dass in Bezug auf § 20a I[fSG ein Zeitraum von circa 2
Wochen nicht Gberschritten werden sollte.

5Vgl. BeckOK InfSchR/Aligbe IfSG § 20a Rn. 9.
8 hitps://www_bundesgesundheitsministerium.de/coronavirus. htmi#c22771; abgerufen am 28.02.2022.
7 Vgl. BeckOK InfSchR/Aligbe IfSG § 20a Rn. 97.




Das zustandige Gesundheitsamt ist dabei das Gesundheitsamt, in dessen ért-
licher Zusténdigkeit die konkrete Tatigkeit im Sinne des § 20a IfSG ausgetibt
wird. Der Sitz des Unternehmens bzw. der Einrichtung ist grundséatzlich nicht
entscheidend. Bei vorwiegend mobil titigen Personen, bei der eine gebietskér-
perschaftstibergreifende Tatigkeit nicht auszuschliefien ist, ist auf die Gebiets-
korperschaft abzustellen, in der die Einrichtung bzw. das Unternehmen
schwerpunktmanig tatig ist.

Absatz 3 stellt klar, dass Personen, die in den in § 20 Absatz 1 IfSG genannten
Einrichtungen oder Unternehmen ab dem 16. Marz 2022 neu tatig werden sol-
len, ohne einen giltigen Nachweis nicht beschéaftigt werden kénnen. Der Ab-
satz umfasst insoweit nicht das Bestandspersonal.

Absatz 4 enthalt Bestimmungen flr den Fall, dass ein Nachweis nachtraglich
seine Giiltigkeit verliert. Es ist sodann innerhalb eines Monats nach Ablauf der
Gultigkeit ein neuer Nachweis bei der Einrichtungs- bzw. Unternehmensieitung
vorzulegen.

Die Aufgaben und Befugnisse des Gesundheitsamtes ergeben sich aus Ab-
satz 5. Danach hat das Gesundheitsamt die Mdglichkeit, Nachweise von Per-
sonen anzufordern. Bei Zweifeln an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit
des Nachweises einer medizinischen Kontraindikation kann es eine arztliche
Untersuchung anordnen.

Wenn kein Nachweis vorgelegt oder eine Untersuchung verweigert wird, kann
das Gesundheitsamt ein Betretens- bzw. Tatigkeitsverbot in Gestalt eines Ver-
waltungsakts aussprechen.

Zwar kann der Verwaltungsakt grundsatzlich angegriffen werden. Widerspruch
und Anfechtungsklage haben jedoch weder im Falie der Anordnung einer arzt-
lichen Untersuchung noch bei der Anordnung eines Betretens- bzw. Tatigkeits-
verbotes aufschiebende Wirkung.

Absaiz 6 legt fest, dass die Abséatze 1 bis 5 nicht fur die in den Einrichtungen
oder von den Unternehmen behandelten, betreuten, gepflegten oder unterge-
brachten Personen gelten.

Wegen der tiefgreifenderen Darstellung sowie weiterer Begriffsbestimmungen
wird Bezug genommen auf die Begrindung des Gesetzesentwurfes unter der
Drucksache des Deutschen Bundestages BT-Drs. 20/188 (siehe Anlage 2).

Meldeverfahren

Mit dem Ziel, die Meldewege sowie den Inhalt der Meldungen mdglichst lan-
desweit einheitlich auszugestalten, hat das Land eine webbasierte Meldeplatt-
form unter

www.IMPF-MV.de
(Impfnachweis-MeldePlattForm Mecklenburg-Vorpommern)

eingerichtet, auf der sich die meldepflichtigen Einrichtungen und Unternehmen
registrieren und verifizieren muissen, um anschlielRend Meldungen im Sinne
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des § 20a IfSG gegeniber dem Gesundheitsamt vornehmen zu kénnen. Dabei
wird bereits durch die Meldeplattform die korrekte Einordnung der értlichen Zu-
stédndigkeit sichergestellt, so dass die Gesundheitsamter lediglich Meldungen
und hieran ankniipfend Daten von Einrichtungen und Unternehmen in ihrer je-
weiligen kommunalen Gebietskérperschaft erhalten. Dartber hinaus ist auch
die Anbindung an die kommunalen Softwarelésungen (ISGA bzw. OctoWare)
fur eine umfassende und zuldssige Automatisierung des Verwaltungsverfah-
rens von besonderer Bedeutung. Es wurde vor diesem Hintergrund eine
Schnittstelle entwickelt, die es erlaubt, die durch die Meldeplatiform aggregier-
ten Daten ohne weiteres Zutun den kommunalen Softwarelésungen zur Verfi-
gung zu stellen. Dadurch kénnen diese die nachfolgenden Arbeitsschritte im
Rahmen ihrer jeweiligen Moglichkeiten bis einschlielich dem Versand des
Schreibens zur Anforderung des Nachweises gemal § 20a Absatz 5 Satz 1
iSG nahezu ohne personelle Ressourcen durchfithren.

Im Ergebnis solien nicht nur die Meldungen im Sinne des § 20a IfSG kanali-
siert, sondern inshesondere die kommunalen Personalkapazitdten im Rahmen
der Entgegennahme von Meldungen und der anschlieenden Einleitung des
weiteren Verfahrens deutlich entlastet werden.

Die Meldeplattform wurde mit dem Landesbeauftragten fiir Datenschutz und
Informationsfreiheit Mecklenburg-Vorpommern abgestimmt.

Die vom Katalog des § 20a Absatz 1 IfSG umfassten Einrichtungen und Unter-
nehmen werden im Wege einer Allgemeinverfiigung verpflichtet, die webba-
sierte Meldeplattform far Meldungen (Ober einen fehlenden oder ungiiltigen
Nachweis sowie in Féllen von Zweifeln an der Echtheit bzw. der Richtigkeit der
Nachweise zu nutzen (siehe Anlage 3).

Die Rechtsauffassung des BMG, nachdem Seibststandige im Zusammenhang
mit § 20a fSG (z. B. freiberufliche Hebammen, Praxisinhaber) keinen eigenen
Nachweis gegeniber der Einrichtungs- bzw. Unternehmensleitung zu erbrin-
gen haben, da diese insoweit fehlt8, fuhrt indes nicht dazu, dass die selbststan-
dige Person nicht als tatige Person im Sinne des Gesetzes eingeordnet wird.
Zwar haben sie den entsprechenden Nachweis nicht unmittelbar dem Gesund-
heitsamt vorzulegen, wohl aber im Falle einer Kontrolle durch die zustandige
Behorde vorzuhalten. Keine Ausfiihrung trifft die Handreichung fiir die Falle, in
denen kein Impf,- Genesenen- oder Kontraindikationsnachweis existiert. Da im
Falle einer behdrdlichen Kontrolle dann folgerichtig nicht nachgewiesen wer-
den kann, dass zum Zeitpunkt des gesetzlichen Fristablaufes ein entsprechen-
der Nachweis vorlag, ist dieser Umstand meldepflichtig im Sinne des § 20a
Absatz 2 Satz 2 IfSG. Im Ergebnis ist zwar eine Entbindung von der Vorlage-
pflicht gegentiber der Einrichtungsteitung zu bejahen, zugleich besteht jedoch
fur die selbststandige Person mit Blick auf den Schutzzweck des Gesetzes die
uneingeschrankte Meldepflicht bei fehlendem Nachweis.

IV. Zustindigkeit, Verwaltungsverfahren, Ermessensausiibung

§ 20a Absatz 5 IfSG benennt das Gesundheitsamt als sachlich zusténdige Be-
horde fur die behdrdliche Entscheidung im Rahmen des § 20a IfSG. Die Norm

8 Vgl. Frage und Antwort Nr. 22 der Handreichung des BMG, siehe Anlage 1.




sieht indes nicht vor, eine hiervon abweichende Regelung zu treffen. Die ortli-
che Zustandigkeit ergibt sich aus § 20a Absatz 2 Satz 2 IfSG. Danach ist da-
rauf abzustellen, in welchem Bezirk (hier; in welcher kommunalen Gebietskor-
perschaft) die Leistungen im Zusammenhang mit zu versorgenden Personen
erbracht werden. Wegen der iiberwiegend mobil tatigen Personen wird auf
Seite 4 verwiesen.

Grundlage fur das landesweit einheitliche Verwaltungsverfahren sowie die tra-
genden Erwdgungen im Rahmen der Ermessenausibung sind die Abstimmun-
gen zwischen Land und Kommunen im Wege der hierfiir eingesetzten Arbeits-
gruppe und das aus den Beratungsergebnissen abgeleitete FlielRschema fiir
das landesweit einheitliche Verwaltungsverfahren (siche Anlage 4) sowie die
Prozessdarstellung zum behérdlichen Entscheidungsablauf (siehe Anlage 5).

Dies vorangestellt, istim Rahmen des Vollzuges des § 20a IfSG folgendes Ver-
fahren durch die Gesundheitsamter zu bericksichtigen:

1. Meldung nach § 20a Absatz 2 Satz 2 IfSG

Die Meldung umfasst dem Wortlaut des § 20a Absatz 1 IfSG nach alle Perso-
nen, die in den dort genannten Einrichtungen oder Unternehmen tatig sind. Der
Tatigkeitsbegriff ist hierbei weit auszulegen, so dass es auf die Beschéaftigungs-
form nicht ankommt. Insbesondere kann es dahinstehen, ob die Person in der
jeweiligen Einrichtung bzw. im Unternehmen unmittelbar beschéatftigt ist. Inso-
weit gelten letztlich auch ehrenamtliche Tatigkeiten als Tatigkeit im Sinne der
Norm.

Der Adressatenkreis der meldepflichtigen Einrichtungen und Unternehmen
wird in § 20a Absatz 1 IfSG konkretisiert. Soweit Fremdpersonal eines Arbeit-
gebers, der nicht unter die in Absatz 1 genannten Einrichtungen oder Unter-
nehmen failt, gleichwohl aber in eben solchen tatig wird, verbleibt es grund-
sétzlich bei der gesetzlichen Meldepflicht der Einrichtung bzw. des Unterneh-
mens nach § 20a Absatz 1 IfSG, in der bzw. in dem diese Person tatig wird.
Die datenschutzrechtliche Grundlage fir die Erhebung und Verarbeitung dieser
Daten bilden § 20a in Verbindung mit § 2 Nr. 16 IfSG selbst. Eine Delegation
der gesetzlichen Meldepflicht auf die nicht meldepflichtige Einrichtung bzw, das
nicht meldepflichtige Unternehmen wird entgegen der Rechtsauffassung des
BMG?® als ausgesprochen kritisch bewertet. Eine Ubertragung einer gesetzli-
chen Meldepflicht auf Einrichtungen und Unternehmen, die nicht von § 20a
fSG erfasst werden, dirfte mit erheblichen Kontrollpflichten der urspriinglich
meldepflichtigen Einrichtung bzw. des meldepflichtigen Unternehmens - so-
weit dies Gberhaupt méglich ist — verbunden sein. Uberdies wiren umfassende
datenschutzrechtliche Vereinbarungen zu treffen. Schlieflich erlangen die mei-
depflichtige Einrichtung bzw. das meldepflichtige Unternehmen auf diesem
Weg keine origindre Kenntnis von der behérdlichen Entscheidung und damit
auch keine Kenntnis, ob die tatige Person die jeweilige Einrichtung oder das
Unternehmen Gberhaupt noch betreten durfen.

Soweit der meldepflichtigen Einrichtung bzw. dem meldepflichtigen Unterneh-
men entsprechende personenbezogene Daten durch den anderen Arbeitgeber

*Vgl. Frage und Antwort Nr. 33 der Handreichung des BMG, siehe Anlage 1.




bzw. des dort beschéftigten Tatigen nicht zur Verfligung gestellt werden, be-
steht die Moglichkeit einer entsprechenden Meldung Uber die webbasierte Mel-
deplattform. In diesen Fallen haben die Gesundheitsdmter die personenbezo-
genen Daten beim originaren Arbeitgeber zu ermitteln.

Nicht tatig und damit auch nicht von einer mdglichen Meldung nach § 20a Ab-
satz 2 Satz2 IfSG umfasst sind solche Personen, die trotz ihrer Tatigkeit zwei-
felsohne keinerlei Kontakt zu den vulnerablen Personengruppen haben. Hierzu
gehdren zum Beispiel raumlich abgetrennt tatige Verwaltungsmitarbeiterinnen
und -mitarbeiter der ambulanten Pflegedienste oder in getrennten Verwal-
tungsgebauden arbeitende Mitarbeitende.'?

Eine Meldepflicht nach § 20a Absatz 2 Satz 2 IfSG ergibt sich gleichwohl wie-
derum dann, wenn diese Personen zur Gewahrleistung der Versorgung vul-
nerabler Personengruppen im Rahmen der Kompensation von Personalausfal-
len eingesetzt werden, auch wenn dieser Einsatz lediglich temporar ist.

Die Meldung nach § 20a Absatz 2 Satz 2 IfSG hat frihestens ab dem 16. Marz
2022 und unverziglich durch die Einrichtungs- bzw. Unternehmensleitung zu
erfolgen. Unverziglich erfolgt die Meldung, wenn sie ohne schuldhaftes Zégern
vorgenommen wird. Es ist zu vermuten, dass eine Meldung nach dem 31. Marz
2022 nicht mehr unverzlglich erfolgt ist. Es wird darauf hingewiesen, dass eine
nicht rechtzeitig vorgenommene Meldung — ebenso wie eine nicht, nicht richtig
oder nicht vollstandige vorgenommene Meldung — eine Ordnungswidrigkeit
nach § 73 Absatz 1a Nr. 7e IfSG darstellt, die wie alle Ordnungswidrigkeiten
im Zusammenhang mit § 20a IfSG mit bis zu 2.500 Eurc geahndet werden
kann, § 73 Absatz 2 IfSG. In Bezug auf ihre Verfolgung gilt das Opportunitats-
prinzip (,Die Behdrde kann, muss aber nicht eingreifen.”).

Der Inhalt der Meldung erschdépft sich in der Ubermittlung der personenbezo-
genen Daten gemal § 2 Nr. 16 IfSG, einer Angabe (iber den Grad des mogli-
chen Patientenkontakts (selten, gelegentlich, standig), einer freiwilligen Selbst-
einschatzung in Bezug auf die kiinftige Versorgungssituation sowie den Grund
der Meldung. Grinde kénnen sein:

- Nachweis nicht bzw. nicht vollstandig erbracht

- Zweifel an der Echtheit des vorgelegten Impfnachweises

- Zweifel an der Echtheit des vorgelegten Genesenennachweises

- Zweifel an der Echtheit der vorgelegten medizinischen Kontraindikation

- Zweifel an der Richtigkeit des vorgelegten Impfnachweises

- Zweifel an der Richtigkeit des vorgelegten Genesenennachweises

- Zweifel an der Richtigkeit der vorgelegten medizinischen Kontraindika-
tion

- Gultigkeit des Impfnachweises erloschen

- Giultigkeit des Genesenennachweises erloschen

- Glliigkeit einer medizinischen Kontraindikation erloschen

Eine dariiber hinausgehende Konkretisierung des Meldegrundes erfolgt nicht.
Die Sachverhaltsaufklarung und die Anforderung des jeweiligen Nachweises
obliegen insoweit dem zustandigen Gesundheitsamt.

19 Vgl. Frage und Antwort Nr. 21 der Handreichung des BMG, siehe Anlage 1.




Wegen der Nachweispflichten der tatigen Personen im Sinne des § 20a Ab-
satz 1 und 2 KSG wird auf die Handreichung des BMG Bezug genommen. !

2. Anforderung des Nachweises durch das zusténdige Gesundheitsamt, § 20a Ab-
satz 5 Satz 1 IfSG

Das zustandige Gesundheitsamt hat auf Grundlage der Meldung den entspre-
chenden Nachweis bei der gemeldeten Person anzufordern. Hierbei ist eine
Vorlagefrist von langstens 14 Tage zuzlglich Postlauf vorzusehen.

Es ist beabsichtigt, dass der Versand des Schreibens zur Anforderung des

Nachweises automatisiert durch die jeweilige kommunale Softwarelésung er-
folgt.

3. Reaktion aufgrund der behérdlichen Anforderung

Es ergeben sich eine Vielzahl méglicher Reaktionen der Blrgerin bzw. des
Birgers aufgrund der behordlichen Anforderung zur Vorlage des entsprechen-
den Nachweises.

Soweit ein unzweifelhafter Nachweis, gleich ob Impf-, Genesenen- oder Kont-
raindikationsnachweis beigebracht wird, ist das Verfahren nicht weiter zu be-
treiben. Ein unvollstandiger Nachweis soll eine weitere Anforderung zur Vor-
lage eines vollstédndigen Nachweises mit verkiirzter Fristsetzung zur Folge ha-
ben. Soweit Zweifel an der Echtheit oder Richtigkeit des Nachweises bestehen,
ist eine Plausibilititspriifung des eingereichten Nachweises vorzunehmen.
Zweifel an der Echtheit eines Nachweises liegen regelmaliig dann vor, wenn
tber den Aussteller des Dokumentes Zweifel bestehen (Zuschreibungszwei-
fel). Dagegen stellen Zweifel an der Richtigkeit die inhaltliche Richtigkeit des
Nachweises in Frage (Inhaltszweifel).'? Gelegentlich kann es erforderlich sein,
unter Verweis auf die bestehenden Zweifel nochmals einen zweifelsfreien
Nachweis mit verklrzter Fristsetzung anzufordern. In Bezug auf den Genese-
nennachweis bietet sich auch ein Abgleich mit der SORMAS-Datenbank an.
Bestehen indes Zweifel wegen einer offensichtlichen Unechtheit oder Unrich-
tigkeit eines Nachweises, ist die Einbindung der Strafverfolgungsbehérden zu
prifen.

a. Impfnachweis, § 20a Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 IfSG

Die wesentlichen Anforderungen an einen zuldssigen Impfnachweis ergeben
sich aus § 20a Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 IfSG in Verbindung mit § 2 Nr. 3 COVID-
19-Schutzmalnahmen-Ausnahmenverordnung (SchAusnahmV). Insbeson-
dere ist nach § 2 Nr. 3 SchAusnahmV ein Impfausweis nur ein solcher, welcher
die auf der Internetprasenz des Paul-Ehrlich-Instituts unter www,pei.de/impf-
stoffe/covid-19 veréffentlichte Anzahl an Impfstoffdosen, die fir eine vollstan-
dige Schutzimpfung erforderlich ist, beinhaltet.'>

" Vgl. Frage und Antwort Nr. 19 der Handreichung des BMG, siehe Anlage 1.
12\/gl. BeckOK InfSchR/Aligbe IfSG § 20a Rn. 140 f.
13Vgl. BeckOK InfSchR/Aligbe IfSG § 20a Rn. 42.




b. Genesenennachweis, § 20a Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 IfSG

Die fachlichen Vorgaben in Bezug auf den Genesenennachweis ergeben sich
aus § 2 Nr. 5 SchAusnahmV, welcher auf konkretisierende Vorgaben seitens
des hierzu erméchtigten Robert-Koch-Instituts (RKI) verweist.?

¢. Kontraindikationsnachweis, § 20a Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 IfSG

Personen, die aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht geimpft
werden kénnen, missen auch nicht Gber einen entsprechenden Impf- bzw. Ge-
nesenennachweis verfigen. Die Kommentierung in Bezug auf eine medizini-
sche Kontraindikation lasst sich wie folgt zusammenfassen??:

Als medizinische Kontraindikation in Bezug auf eine Schutzimpfung gegen
das Coronavirus SARS-CoV-2 gelten z. B. bekannte Allergien gegen die In-
haltsstoffe des COVID-19-Impfstoffes sowie allergische Reaktionen auf die
erste Impfdosis. Eine medizinische Kontraindikation liegt auch dann vor,
wenn aufgrund der gesundheitlichen Disposition der betroffenen Person in
erhdhtern Malle mit einer {ber das {ibliche Ausmal} einer Impfreaktion hin-
ausgehenden Gesundheitsschédigung zu rechnen ist. Das Gleiche gilt,
wenn aus diesen Griinden schwerwiegende Nebenwirkungen zu erwarten
sind. Bei schwerwiegenden Nebenwirkungen handell es sich um Nebenwir-
kungen, die tédlich oder lebensbedrohend sind, eine stationdre Behandiung
oder Verfdngerung einer stationdren Behandlung erforderlich machen oder
Zu bleibender oder schwerwiegender Behinderung, Invaliditdt, kongenitalen
Anomalien oder Geburtsfehlern fiihren. Ist aufgrund der gesundheitlichen
Dispaosition folglich mit Impfreaktionen diesen Ausmalles zu rechnen, so
besteht hier eine medizinische Kontraindikation in Bezug auf die COVID-
19-Impfung.

Bei Zweifeln an der Richtigkeit des Nachweises einer medizinischen Kontrain-
dikation kann eine arztliche Untersuchung angeordnet werden, § 20a Absatz 5
Satz 2 IfSG. Hierfur ist es erforderlich, dass der vorgelegte Nachweis solche
medizinischen Angaben enthalt, die eine Plausibilitatsprifung und hieraus eine
mdogliche Ableitung der Anordnung einer arztlichen Untersuchung erméglichen.
Insoweit genlgt eine bloRe arztliche Feststellung, wonach aufgrund einer me-
dizinischen Kontraindikation nicht geimpft werden kénne, nicht den Anforde-
rungen eines Nachweises der medizinischen Kontraindikation gegeniiber dem
Gesundheitsamt.'® Ein solcher Nachweis genugt gleichwohl den Anforderun-
gen an einen Nachweis einer medizinischen Kontraindikation gegeniiber der
meldepflichtigen Einrichtung bzw. dem meldepflichtigen Unternehmen nach
§ 20a IfSG — die tétige Person muss insoweit weder ihrem Arbeitgeber (in den
Fallen der Beschéftigung) noch einem Dritten {in den Fallen der Tatigkeit) ge-
genuber eine medizinische Diagnose oder sonstige medizinische Angaben zur
Verfugung stellen. Die Pflicht zur Plausibilitatsprifung des Arbeitgebers diirfte

4 www.rki.de/covid-19-genesenennachweis
15 BackOK InfSchR/Aligbe IfSG § 20a Rn. 110 ff.
16 \Vgl. auch BeckOK InfSchR/Alighe IfSG § 20a Rn. 125.




sich damit auf eine offensichtliche Unechtheit (z. B. vollig unbekannter Arzt in-
nerhalb der kommunalen Gebietsk&rperschaft) und eine vermutliche Unrichtig-
keit aufgrund von Begleitumsténden (z. B. fortwéhrend vorgetragene impfskep-
sis, ausstellende Person hat ihren Sitz in einem weiter entfernten Bundesland
etc.) beschranken. Dagegen ist die Plausibilitatspriifung der zusténdigen Be-
hérde aufgrund der Kenntnis der Diagnose in Bezug auf die Richtigkeit des
Nachweises umfassender.

Wesentlicher Ankntipfungspunkt fir eine Entscheidung Gber die Anordnung ei-
ner arztlichen Untersuchung wird regeimalig sein, ob unter Annahme der vor-
getragenen medizinischen Kontraindikation eine Gefahr fir Leib und Leben
aufgrund der Durchfuhrung einer Impfung gegen das Coronavirus SARS-CoV-
2 bestinde. Vor dem Hintergrund einer ausgesprochen guten Vertraglichkeit
aller bekannten und zugelassenen Impfstoffe gegen das Coronavirus SARS-
CoV-2 durfte in der Regel bei Ausbleiben weiterer — und insbesondere das
Vorliegen einer medizinischen Kontraindikation validierender — Unterlagen die
Anordnung der arztlichen Untersuchung eine fir die Entscheidung wesentliche
Vorbereitungsmalknahme darstellen. Auf die gesetzliche Authebung der auf-
schiebenden Wirkung von Widerspruch und Anfechtungsklage nach § 20a Ab-
satz 5 Satz 4 IfSG wird hingewiesen. Insoweit kann die Anordnung der arztli-
chen Untersuchung zugleich mit Verwaltungszwang durchgesetzt werden. Da-
bei dirfte allein Zwangsgeld in Betracht kommen.

Es wird weiter darauf hingewiesen, dass die Anordnung einer arztlichen Unter-
suchung im Ermessen der zustandigen Behdérde steht. Daraus folgt zugleich,
dass ein Meldegrund im Zusammenhang mit Zweifeln am Kontraindikations-
nachweis die Behorde nicht an diese Einschéatzung bindet. Gleiches gilt fir die
Falle, in denen zwar keine Zweifel seitens der Einrichtungs- bzw. Unterneh-
mensleitung gemeldet werden, diese jedoch seitens der zustédndigen Behdrde
nach Vorlage eines entsprechenden Nachweises bestehen. Auch in diesen
Fallen kann die zustandige Behdrde eine arztliche Untersuchung anordnen.

4. Vorprifung, Grundséatzliches zum Handeln der zustédndigen Behdrde

Bevor auf Grundlage der Reaktion auf das behdérdliche Anforderungsschreiben
das weitere Verwaltungsverfahren vorangetrieben wird, ist eine Vorprifung
vorzunehmen.

Grundsitzlich und fiir ausnahmslos alle Phasen des Verfahrens gilt, dass
das Verwaltungsverfahren ohne jede weitere nachteilige Konsequenz,
insbesondere ohne Eré6ffnung oder Fortfilhrung eines Buigeldverfahrens
zu beenden ist, soweit zwischenzeitlich ein unzweifelhafter Nachweis im
Sinne des § 20a Absatz 2 Satz 1 IfSG erbracht wird.

Soweit zwischenzeitlich eine Erstimpfung erfolgt ist, soll die betreffende Person
zur Herstellung des vollstandigen Impfschutzes unter Fristsetzung angehalten
und das Verfahren auf Wiedervorlage gelegt werden sowie bis auf Weiteres
ruhen. Gleiches soll gelten, wenn ein baldiger Termin zur Wahmehmung der
Erstimpfung nachgewiesen wird.
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Insgesamt soll das behdrdliche Handeln im Rahmen des Vollzuges des § 20a
IfSG weitestgehend kooperativ ausgestaltet sein, um die Herstellung des voll-
standigen Impfschutzes zu beférdern. Ziel ist es, den Schutz der vulnerabien
Gruppen durch SchlieBung der Impfliicken zu erhéhen und zu sichern - inso-
weit sind zu jeder Zeit entsprechende Anreize zu schaffen.

5. Priorisierung des weiteren Verwaltungsverfahrens

Soweit die Verfahren nach der Vorpriifung fortzufiihren sind, sind die Verfahren
in ihrer Bearbeitung zu priorisieren.

Die erste Stufe der Priorisierung erfolgt einrichtungsbezogen. Von finf Verfah-
ren haben vier Verfahren Einrichtungen und Unternehmen nach § 20a Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 1a, 2 und 3 HSG zum Gegenstand, ein Verfahren umfasst
hingegen die Ubrigen von § 20a fSG adressierten Einrichtungen und Unter-
nehmen (4/5-Ansatz). Die Priorisierung erfolgt vor dem Hintergrund, dass sich
die Einrichtungen und Unternehmen, auf denen der Schwerpunkt liegt, durch
einen regelmalig hohen Bestand an vulnerablen Personen auszeichnet, wobei
die Mobilitat der vulnerablen Gruppen oftmals stark eingeschrankt oder géanz-
lich entfallen ist. Nach Bearbeitung aller priorisierten Einrichtungen und Unter-
nehmen ist der Fokus auf die Ubrigen Einrichtungen und Unternehmen zu le-
gen.

Die zweite Stufe der Priorisierung erfolgt kontaktbezogen. Hierfur sieht die Mel-
deplattform eine entsprechende Einstufung fir jede zu meldende Person vor.
Unterschieden wird insoweit zwischen ,standiger Patientenkontakt®, ,gelegent-
licher Patientenkontakt® und ,sehr seltener Patientenkontakt”. Innerhalb der im
Wege der ersten Stufe pricrisierten Einrichtungen und Unternehmen sind zu-
nachst solche Verfahren zu bearbeiten, in denen ein ,sténdiger Patientenkon-
takt" angegeben wurde. Anschliel3end sollen Verfahren im Zusammenhang mit
gemeldeten Personen, die ,gelegentlichen Patientenkontakt” aufweisen, und
abschlieend die tbrigen Verfahren vorangetrieben werden. Soweit wegen ei-
ner umfassenden rdumlichen Trennung kein Patientenkontakt vorliegt, ist die
Person bereits nicht tatig im Sinne des § 20a fSG."” Diese Priorisierung hat
die Exposition der vulnerablen Gruppen in Bezug auf versorgende, betreuende
und behandeinde Personen, die nicht Uber einen Impfschutz gegen das
Coronavirus SARS-CoV-2 verfugen, zur Grundlage.

Optional kann eine dritte Stufe der Priorisierung vorgenommen werden. Hierbei
bietet sich eine nachweisspezifische Priorisierung an, so dass vorrangig zu-
nachst die Verfahren im Zusammenhang mit einem géanzlich fehlenden Nach-
weis bzw. einem offensichtlich unechten oder unrichtigen Nachweis und nach-
gelagert die Gbrigen Meldefalle bearbeitet werden.

Der zustandigen Behérde steht es frei, weitere oder andere Priorisierungen ab
der dritten sowie den nachfolgenden Priorisierungsstufen anzuwenden.

17 Siehe oben, Ziff. 1.
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6. Anhoérungsverfahren im Rahmen des Untersagungsverfahrens

Vor dem Hintergrund der moéglichen und insoweit belastenden Rechtsfolge des
§ 20a IfSG ist vor der Entscheidung zunéchst eine Anhorung im Sinne des § 28
VWVIG M-V vorzusehen. Von der Méglichkeit, von der Anhérung abzusehen,
soll in Einzelfallen nur dann Gebrauch gemacht werden, wenn dies aus Sicht
der zustandigen Behdrde zwingend geboten ist.

Zwingend ist (berdies auch die meldende Einrichtung bzw. das meldende Un-
ternehmen anzuhoren, da hier das rechtliche Interesse der Vorgenannten
durch den Ausgang des Verfahrens beriihrt werden kann, § 13 Absatz 2 in Ver-
bindung mit § 28 VWVG M-V. Neben mdglichen Auswirkungen auf Ebene des
Arbeitsvertrages bzw. des Dienstleistungsvertrages ist dies auch eine Frage
der Kontrolle der Einhaltung einer moglichen Betretens- bzw. Tatigkeitsunter-
sagung — hierfur muss jedoch zunachst einmal Kenntnis Gber die Entscheidung
der zustandigen Behdorde vorliegen.

Fiir die Adressaten des Anhdrungsschreibens werden abgestimmte Formulare
zur Verfligung gestellt.

Im Rahmen der Anhérung der gemeldeten Person ist diese nochmals auf den
repressionsfreien Beginn einer Impfserie hinzuweisen. Uberdies soll die Trag-
weite der méglichen Rechtsfolge nicht nur in Bezug auf die jeweilige Person,
sondern auch auf ihren Arbeitgeber bzw. Auftraggeber dargestellt werden.

Die Anhérung der meldenden Einrichtung bzw. des meldenden Unternehmens
ist von herausgehobener Bedeutung. Sie dient insoweit einer verlasslichen Ein-
schatzung der Aufrechterhaltung des Leistungs- sowie Versorgungsangebotes
und bildet infolgedessen bei der Einschatzung der zustandigen Behorde in Be-
zug auf die Versorgungssicherheit die wesentliche Grundlage und den Schwer-
punkt. Dies vorangestellt, liegt es inshesondere an den Einrichtungen und Un-
ternehmen selbst, die derzeitige und die potentielle Versorgungssituation vor
Ort substantiiert darzustellen.

Da der Aspekt der Versorgungssicherheit zwingend im Rahmen der Ermes-
sensausibung als Abwégungskriterium einzubeziehen ist (dazu siehe unten),
soll die zustandige Behorde neben der Einrichtungs- bzw. Unternehmensiei-
tung weitere Stellen und Institutionen im Zusammenhang mit der Bewertung
der Versorgungssituation hinzuziehen und entsprechende Auskunftsersuchen
und Stellungnahmen auch aktenkundig machen. Diese weiteren Stellen und
Institutionen sind indes auf solche zu beschranken, die flr den jewelligen Leis-
tungs- und Versorgungsbereich sachkundige Aussagen treffen kénnen. In Be-
tracht kommen etwa andere kommunale Strukturen (z. B. andere Amter wie
die Heimaufsicht bzw. das Sozialamt oder aber andere Gesundheitsamter bei
Versorgungssituationen, die mehr als eine Gebietskérperschaft betreffen darf-
ten) bzw. an der kommunalen Struktur angebundene Institutionen (z. B. Pfle-
gestltzpunkte). Denkbar ist auch die Einbindung entsprechender Interessens-
vertretungen (z. B. VYerbande wie die LIGA, bpa bzw.KV MV, KZV MV, KGMV
etc.).
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Die Anhérungsfrist ist angemessen auszugestalten® und richtet sich nach dem
Einzelfall.

7. Zwischenprifung in Bezug auf die Einleitung eines Ordnungswidrigkeitenverfah-
rens gemal § 73 Absatz 1a Nr. 7e IfSG

Varanzustellen ist, dass das Ordnungswidrigkeitenverfahren und das Verwal-
tungsverfahren zwar denselben Lebenssachverhalt teilen, sie kbnnen aber
vollumfanglich unabhangig voneinander betrieben werden. Insoweit ist nach
Abschluss des Anhérungsverfahrens und der damit verbundenen Ermittlung
des wesentlichen Sachverhalts zu priifen, ob ein Ordnungswidrigkeitenverfah-
ren gema § 73 Absatz 1a Nr. 7h IfSG eingeleitet wird. Gemal § 73 Absatz 1a
Nr. 7h IfSG liegt eine Ordnungswidrigkeit vor, wenn ein Nachweis nicht, nicht
richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig vorgelegt wird.

Hiervon soll in der Regel abgesehen werden, wenn zwischenzeitlich eine
Impfserie begonnen und dieser Umstand entsprechend nachgewiesen wird.
Gleiches kann in den Fallen gelten, in denen ein ernsthaftes Bemiihen um ei-
nen Impftermin glaubhaft gemacht werden kann oder Mitteilungen des Paul-
Ehrlich-Instituts zu Lieferengpéssen der zugelassenen und genehmigten Impf-
stoffe vorliegen (§ 20a Abs. 3 S. 6 IfSG). Dann gilt auch fur das Verwaltungs-
verfahren als solches, dass ein weiteres Betreiben vorerst unterbleiben sollte
— es bietet sich insoweit an, eine Nachfrist flr die Vorlage des vollstandigen
Impfnachweises im Sinne des § 20a Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 IfSG bzw. der Er-
stimpfung zu setzen und eng im Wege einer Wiedervorlage zu begleiten.

Soweit im bisherigen Verwaltungsverfahren kein bzw. kein vollstadndiger oder
kein zweifelsfreier Nachweis vorgelegt wurde und die Stellungnahmen im Rah-
men der Anhérung nicht auf eine Einschrankung oder Gefahrdung der Versor-
gungssituation in dieser konkreten Situation schlieBen lassen, kann die zustan-
dige Behorde die Ordnungswidrigkeit verfolgen. Hierbei ist darauf zu achten,
dass das Verwaltungsverfahren in Bezug auf § 20a IfSG unvermindert weiter-
betrieben und eine Sachentscheidung alshald herbeigefiihrt wird.

Fir den Fall, dass eine Einschrankung oder Gefahrdung der Versorgungssitu-
ation zu beflrchten ist und zugleich kein bzw. kein volistandiger oder kein zwei-
felsfreier Nachweis vorgelegt wurde, steht es gleichermafien im Ermessen der
zustandigen Behérde, diese Ordnungswidrigkeit zu verfolgen.

Jedenfalls das Verwaltungsverfahren in Bezug auf § 20a IfSG dirfte jedoch
aller Voraussicht nach wegen der erheblichen Grundrechtsrelevanz und der
hiermit verbundenen notwendigen Sachverhaltsermittiung, Ermessensaus-
Ubung und Begriindung deutlich mehr Zeit in Anspruch nehmen, wahrend das
Ordnungswidrigkeitenverfahren insoweit unvermindert betrieben werden kann.
Es steht zu vermuten, dass das Verwaltungsverfahren nach § 20a IfSG und
das Ordnungswidrigkeitenverfahren nach § 73 Absatz 1a Nr. 7h IfSG letztlich
keine nennenswerte zeitliche Parallelitat mehr aufweisen werden, so dass das
Ordnungswidrigkeitenverfahren insoweit wie eine zusatzliche Stufe im Verwal-
tungsverfahren erscheint. Dies ist angesichts der mit der Entscheidung verbun-
denen Grundrechtsrelevanz sowie der Allgemeininteressen im Zusammen-
hang mit der Versorgungssicherheit hinzunehmen.

18 BSG NVwZ 1986, 596.
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8. Prionisierung der Entscheidungen

Hinsichtlich der Pricrisierung der vorzunehmenden Entscheidungen wird Be-
zug genommen auf die Darstellung der Priorisierung des Verwaltungsverfah-
rens, so dass die erste (einrichtungsbezogene Priorisierung) und zweite Stufe
(kontaktbezogene Priorisierung) auch hier anzuwenden sind.'?

Soweit darliber hinaus die Notwendigkeit gesehen wird, eine weitere Priorisie-
rung herbeizufihren, steht dies der zustandigen Behorde frei. Hier kann sich
eine anhdérungsspezifische Priorisierung anbieten, wonach die Verfahren prio-
risiert werden kdnnten, in denen auch zwischenzeitlich keine entsprechenden
Nachweise vorgelegt wurden und zugleich die Versorgungssituation nicht ge-
fahrdet ist.

9. Entscheidung, Ermessensausibung

a. Grundsétzliches zur Rechtsfolge

§ 20a Absatz 5 Satz 3 IfSG sieht als mdégliche Rechtsfolge vor, dass in den
Fallen, in denen trotz der entsprechenden Anforderung kein Nachweis inner-
halb einer angemessenen Frist vorgelegt oder der Anordnung einer arztlichen
Untersuchung nicht Folge geleistet wurde, untersagt werden kann, die dem
Betrieb der Einrichtung bzw. des Unternehmens dienenden Raume zu betreten
(Betretensuntersagung) oder in einer solchen Einrichtung bzw. einem solchen
Unternehmen tatig zu werden (T atigkeitsuntersagung).

Waihrend es bei einer Betretensuntersagung der betroffenen Person untersagt
ist, die Raumlichkeiten zu betreten, darf sie die Raumlichkeiten bei einer Tatig-
keitsuntersagung zwar betreten, aber nicht tatig werden im Sinne des § 20a
IfSG. Diese Unterscheidung durfte allenfalls dann Bedeutung erlangen, wenn
die betroffene Person nicht lediglich an einem Standort bzw. an einem Leis-
tungsort fur ihren Arbeitgeber tatig wird bzw. werden kénnte (z. B. mehrere
Einrichtungen eines Einrichtungstrager oder hdusliche Versorgung durch einen
ambulanten Pflegedienst). Um Ausweichbewegungen auf andere Standorte
bzw. in andere Bereiche desselben Arbeitgebers zu vermeiden, durfte regel-
malig die Tatigkeitsuntersagung in allen Einrichtungen und Unternehmen
nach § 20a Absatz 1 IfSG in Betracht kommen, es sei denn, potentielle Aus-
weichbewegungen kénnen sicher ausgeschlossen werden.

Der Gesetzgeber hat durch seine Ausgestaliung der Rechtsfolge (,kann®} ver-
deutlicht, dass die zustandige Behdrde ihrer Entscheidung zunéchst eine Er-
messensausibung zu Grunde zu legen hat. Die nachfolgenden ermessenslen-
kenden Hinweise sollen eine landesweit vergleichbare und moglichst gleichfor-
mige Verwaltungspraxis fordern. Dies entbindet die zustandige Behérde
gleichwohl nicht von ihrer Pflicht, ihr Ermessen selbststindig und einzel-
fallbezogen auszuiiben, so dass diese Ermessensbetitigung im Einzelfall
auch eine von den hiesigen Darstellungen abweichende Entscheidung
zum Ergebnis haben kann.

19 Siehe oben, Ziff. 5.
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In jede Abwagung sind alle Umsténde des einzelnen Falles, gleich ob diese
Umstande in der betreffenden Person selbst, in ihrer Tatigkeit, in ihrem Arbeit-
geber oder in ihrem Tatigkeitsort begrindet sind, einzustellen. Hierfir ist der
vollumfangliche Sachverhalt zwingend aufzukldren. Den Kern der Sachver-
haltsaufklarung bildet dabei insoweit das Anhérungsverfahren.

Dies vorangestellt ist darauf hinzuweisen, dass im Rahmen der Gesamtwiirdi-
gung des Einzelfalles der Schutz der vulnerablen Gruppen sowie der Schutz
vor Uberlastung des Gesundheitswesen aufgrund einer Vielzahl von COVID19-
Erkrankungen auf der einen und eine Einschrankung bzw. Gefahrdung der
konkreten Versorgungssituation vor Ort auf der anderen Seite miteinander ab-
zuwégen sind. Mit Blick auf die Rechtsfolge kommt es beim Schutz der vul-
nerablen Gruppen gieichwohl hier nicht auf das priméare Mittel (Schlielbung der
Impflicken durch Wahrnehmung der Impfung), sondern auf das subsididre Mit-
tel (ganzliche kdrperliche Abwesenheit von der Einrichtung bzw. vom Unter-
nehmen) an, da die Impfung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 zweifels-
ohne in diesem Stadium des Verwaltungsverfahrens bewusst und ausdriicklich
von der in einer Einrichtung oder einem Unternehmen nach § 20a IfSG tatigen
Person abgelehnt wird. Dies hat zur Folge, dass jedes andere Mittel neben der
gesetzlichen Rechisfolge des § 20a Absatz 5 Satz 3 IfSG als ultima ratio sich
auch an der Effektivitat der Betretens- oder Tatigkeitsuntersagung in Bezug auf
den Schufz der vuinerablen Gruppen zu messen hat.

Unerheblich indes ist ein Vergleich der jeweiligen Gefahren, die von geimpften
Personen und ungeimpften (und méglicherweise mit weitergehenden Schutz-
mitteln ausgestatteten) Personen im Zusammenhang eines potentiellen Virus-
eintrages hzw. eine Virusiibertragung ausgehen. Hierauf kommt es dem Willen
des Gesetzgebers nach ersichtlich nicht an, fir ihn ist insoweit allein der Schutz
der vulnerabien Gruppen durch Impfung entscheidend, anderenfalls hatte das
Gesetz anderweitige Schutzmalinahmen vorgesehen. Die Rechtsfolgenseite
ist Ausdruck dieser gesetzgeberischen Wertung und stellt den Schutz der vul-
nerablen Gruppen in den Failen sicher, in denen die geforderte Impfung nicht
vargenommen wurde.

Die zustandige Behorde kann im Rahmen ihrer Entscheidung von der vorge-
sehenen Rechtsfolge des § 20a Absatz 5 Satz 3 absehen, wenn ihre Priifung
im Rahmen der VerhaltnismaBRigkeit ergibt, dass die beabsichtigte Mafihahme
nicht nur milder als eine Betretens- oder Tatigkeitsuntersagung ist, sondern
den Schutz der vulnerablen Gruppen in Bezug auf eine Infektion mit dem
Coronavirus SARS-CoV-2 genauso effektiv sicherstellt, wie eine kdrperliche
Abwesenheit der ungeimpften bzw. nicht genesenen Person. Die dauerhafte
Tatigkeit unter Berilicksichtigung eines vollstiandigen Schutzes (z. B. Schutzan-
zug) ist zwar ein milderes Mittel, duirfte wegen der Anwesenheit der betreffen-
den Person in der jeweiligen Einrichtung oder im jeweiligen Unternehmen und
den hiermit verbundenen potentiellen Schwach- und Fehlerstellen jedoch in der
Regel nicht gleich effektiv wie ein Fernbleiben sein (z. B. zwischenzeitliche
Pausen ohne Vollschutz).

Im Ergebnis dirfte sich das Ermessen in Bezug auf die Mittelauswahl auf Null
reduzieren.??

28 Vgl. auch Rixen, Stephan Prof. Dr.; Sagan, Adam Prof. Dr. impfpflicht oder ,2G minus K"?. Zur ,ein-
richtungsbezogenen Impipfiicht’, VerfBlog, 2021/12/11, https://verfassungsblog.de/impfpflicht-oder-2g-
minus-k/; abgerufen am 01.03.2022

15




b. Abwagung

C.

In den meisten Fallen dirfte der Schutz der vulnerablen Gruppen eine magli-
che Einschrankung der konkreten Versorgungssituation vor Ort Gberwiegen.
Dies ergibt sich bereits aus der Wertung des Gesetzgebers, die er im Wege
der gesetzlichen Betretens- bzw. Tatigkeitsuntersagung fiir Personen, die ab
dem 16. Marz 2022 ihre Tatigkeit aufnehmen méchten, zum Ausdruck gebracht
hat.

Diese Gewichtung kann aber nur so lange Bestand haben, soweit nicht
aus einer Einschrinkung der Versorgungssicherheit heraus eine Gefahr
fiir Leib und Leben von versorgten, betreuten oder behandelten Personen
erwéachst, so dass die Versorgungssicherheit konkret gefihrdet ist oder
wird.

Dies durfte regelmaBig und insbesondere dann vorliegen, wenn eine Unterver-
sorgung infolge von Schlieungen droht (v. a. aufgrund fehlenden Personals)
und diese SchlieBungen nicht durch vergleichbare Strukturen in hinnehmbarer
Form substituiert werden kénnen. In diesen Einzelfallen dirfte eine Gewich-
tung zugunsten der Versorgungssicherheit sehr nahe liegen. Dass auch der
Gesetzgeber der Versorgungssicherheit eine besondere Bedeutung beimisst,
legt er dar, indem er fir Bestandspersonal — anders als bei neuem Personal —
zunachst ein behordliches Verfahren vorgesehen hat mit dem Ergebnis, dass
die Entscheidung insoweit nicht bereits vorbestimmt ist.

Soweit die Versorgungssicherheit lediglich eingeschrankt ist, vermag eine zeit-
liche Komponente einen Ausgleich der Interessen in Bezug auf den Schutz der
vulnerablen Gruppen einerseits und Schutz der Versorgungssicherheit ande-
rerseits herzustellen. Diese zeitliche Komponente dient zum einen der Motiva-
tion zur Durchfihrung einer Impfserie und zum anderen der Chance flr den
Arbeitgeber, sich auf die drohende Situation vor dem Hintergrund der potenti-
elten Betretens- hzw. Tatigkeitsuntersagung(en) vorzubereiten und entspre-
chende Maflnahmen zu ergreifen. Hierflr bietet es sich z.B. an, einen mégli-
chen Verwaltungsakt mit zeitrelevanten Nebenbestimmungen zu erlassen.

Versorgungssicherheit

Die Versorgungssicherheit bezieht sich grundsétzlich auf den jeweiligen Ver-
sorgungssektor in den Grenzen der 6rtlichen Zustandigkeit der kommunalen
Gebietskdrperschaft, es sei denn, die jeweilige Einrichtung oder das jeweilige
Unternehmen ist gebietskérperschaftsibergreifend von Bedeutung fiir die sekt-
orale Versorgungssicherheit.

Die Versorgungssituation ist grundsatzlich im Rahmen der Anhérung durch die
jeweilige Einrichtung bzw. das jeweilige Unternehmen substantiiert darzulegen.
Es ist zu vermuten, dass eine Eihschrinkung der Versorgungssicherheit
grundsatzlich dann vorliegt, wenn Personal nachfolgender Versorgungssekto-
ren eine Betretens- bzw. Tatigkeitsuntersagung droht:

- Krankenhauser
- Ambulante medizinische oder zahnmedizinische Versorgung im landli-
chen Raum
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- Stationdre oder ambulante pflegerische Versorgung im Bereich der Al-
tenhiife

- Betreuung durch Angebote der Eingliederungshilfe nach Teil 2 des SGB
IX.

Uberdies ist die Versorgungssicherheit stets dann eingeschrankt, wenn Perso-
nalausfalle in einem nicht unerheblichen MalRe drohen, wobei die Versorgung
insgesamt noch sichergestellt oder durch vergleichbare Einrichtungen bzw.
Unternehmen innerhalb desselben Versorgungssektors vor Ort sichergestellt
werden kann. Anhaltspunkte hierfir bieten insbesondere gesetzliche Unter-
grenzen. Entscheidend ist dabei, dass personalplanerische Mallnahmen ge-
gen eine drohende Gefahrdung der Versorgungssicherheit ergriffen wurden
und nachgewiesen werden kénnen. Eine Einschréankung der Versorgungssi-
cherheit kann Uberdies dann drohen, wenn eine einzelne Person aufgrund ihrer
Funktion von uberragender Bedeutung fir die Aufrechterhaltung der Versor-
gung und eine anderweitige personelle Kompensation nicht ohne weiteres
maéglich ist.

Eine Gefahrdung der Versorgungssicherheit liegt hingegen dann vor, wenn
Kapazitdtsreduzierungen oder gar SchlieBungen insbesondere dort konkret
drohen, wo vuinerable Gruppen regelmallig versorgt, betreut oder behandeilt
werden und im Ergebnis dessen die vorhandenen Versorgungskapazititen in-
nerhalb der kommunalen Gebietskdrperschaft unzureichend flr eine Versor-
gung der Bevélkerung sind. Im Einzelfall ist eine drohende Unterversorgung zu
vermuten, wenn

- eine Versorgung in den Krankenhausern auf Grundlage des Kranken-
hausplanes M-V nicht mehr aufrechterhalten werden kann, da Planbet-
ten nicht betrieben werden kdnnen ader gar ganze Stationen/Bereiche
schlieften missten,

- wenn die betroffene Einrichtung der ambulanten medizinischen oder
zahnmedizinischen Versorgung in einem von Unterversorgung bedroh-
ten Gebiet liegt und sich die drohende Unterversorgung auf die fachli-
che Ausrichtung der Einrichtung bezieht bzw. wenn unter Annahme ei-
ner formellen Verfahrensdurchflhrung nach § 100 SGB V eine Unter-
versorgung drohen diirfte,

- im Bereich der stationdaren oder ambulanten Pflege entsprechende
Platze zu reduzieren waren, obwohl eine Mehrzahl von Personen auf
eine Neuaufnahme in dieser konkreten Einrichtung warten und dieser
Umstand nachgewiesen werden kann oder wenn die SchlieRung gan-
zer Bereiche oder gar der gesamten Einrichtung droht oder

- im Bereich der Eingliederungshilfe nach Teil 2 des SGB IX entspre-
chende Angebote zu reduzieren wiren, obwohl eine Mehrzahl von Per-
sonen auf eine Neuaufnahme in diesem konkreten Angebot warten und
dieser Umstand nachgewiesen werden kann oder wenn die Schliefung
ganzer Bereiche oder gar des gesamten Angebotes droht.

d. Fallgruppen

in Bezug auf die Rechtsfolge durfte der Ausspruch einer Tatigkeitsuntersa-
gung dann in Betracht kommen, wenn die Téatigkeit der betreffenden Person in
der Regel am oder unmittelbar in der rAumlichen Néhe der zu versorgenden
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Person erfolgt (z. B. Pflegekrafte) oder wenn die betreffende Person eine Viel-
zahl von Einrichtungen aufsucht bzw. vulnerable Gruppen in der Hauslichkeit
versorgt. Anderenfalis kommt eher eine Betretensuntersagung in Betracht
(z. B. Reinigungskraft).

In Bezug auf die betreffende Person sollte grundsétzlich keine Betretens-
bzw. Tatigkeitsuntersagung erfolgen, wenn die Tatigkeit chnehin zeitnah en-
den wirde (Ausbildungsende, Praktikumsende, Beschaftigungsende etc.).
Wenn die Tétigkeit fur denselben Arbeitgeber auch komplett aullerhalb einer
von § 20a IfSG umfassten Einrichtung oder im Home Office erbracht werden
kann, spricht dies eher flir eine Betretens- bzw. Tatigkeitsuntersagung. Das-
selbe gilt, wenn fir die betreffende Person in anderen Bereichen aul3erhalb der
einrichtungsbezogenen Impfpfiicht hinreichend Méglichkeiten bestehen, dort
dieselbe Tatigkeit auf- und wahrzunehmen (z. B. Reinigungskraft, Catering
etc.). Zu prifen ist in diesem Zusammenhang, ob eine Beschrankung der Be-
tretens- bzw. Tatigkeitsuntersagung méglich ist. Dies dirfte dann der Fall sein,
wenn die betreffende Person dauerhaft und ohne jeden Zweifel ohne jeden
Kontakt zu vulnerablen Gruppen und zu Personal, das vulnerable Gruppen ver-
sorgt, eingesetzt werden kann.

In Bezug auf die Versorgungssituation sollte eine Betretens- bzw. Tatig-
keitsuntersagung ausgesprochen werden, soweit die Versorgungssicherheit
nicht eingeschrinkt oder gefihrdetist (z. B. Selbstangabe der Einrichtungs-
leitung im Rahmen der Anhérung).

Besteht eine Einschriankung der Versorgungssicherheit, sollte gleichwohl
Uberwiegend ein Betretens- bzw. Tatigkeitsuntersagung ausgesprochen wer-
den, das jedoch aufschiebend befristet wird, so dass der Eintritt der Wirkung in
Abhangigkeit des Gefédhrdungsgrades auf Grundlage der Sachverhaltsaufkla-
rung in vier bis acht Wochen erfolgt. Infolgedessen erhalten alle Beteiligten die
Mdoglichkeit, entsprechend hierauf zu reagieren oder weitergehende Malnah-
men einzuleiten. Wahrend dieser Zeit haben ungeimpfte bzw. nicht genesene
Personen einen zusétzlichen Schutz auf Grundlage von § 16 Absatz 1 IfSG zu
tragen, um der gesetzlich vorgesehenen Erhdhung des Schutzniveaus ab dem
16. Marz 2022 hinreichend Rechnung zu tragen. Insbesondere kommt hier das
dauerhafte Tragen von FFP2-Masken in Betracht. Diese MaRnahme stellt eine
gesonderte Verfilgung dar und ist dementsprechend zu begriinden. Der Arbeit-
geber ist darauf hinzuweisen, dass der Kontakt zur zustandigen Behdrde recht-
zeitig zu suchen ist, falls zwischenzeitlich eine Gefahrdung der Versorgungssi-
tuation droht oder aher die Versorgungssicherheit wiederhergestellt werden
konnte (z.B. Rilckkehr von Mitarbeitern aus Krankheit, Quarantane, etc.). In
diesen Fallen kann die zustandige Behorde entsprechende Verwaltungsakie
(teilweise) nach § 49 Absatz 1 VWVIG M-V in Bezug auf die aufschiebende Be-
fristung widerrufen und neu erlassen.

In den Fallen der Gefihrdung der Versorgungssicherheit ist eine aufschie-
bend befristete Betretens- bzw. Tatigkeitsuntersagung fur diejenigen Personen
auszusprechen, deren Einfluss auf die konkrete Versorgungssituation einen e-
her geringen Anteil einnimmt. Im Ubrigen hat die zusténdige Behérde in einem
fortwahrenden Austausch die Versorgungssituation vor Ort zu bewerten. Auf
die Notwendigkeit, entsprechende MalRnahmen zur Verbesserung der Versor-
gungssituation vor Ort durchzufthren, soll die zustindige Behorde bestandig
hinweisen und die entsprechende Umsetzung Gberprifen. Soweit sich die Ver-
sorgungssituation verbessert, soll die zusténdige Behodrde wieder aufschie-
bend befristete Betretens- bzw. Tatigkeitsuntersagungen verfiigen. Diese sind
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mit den Personen zu beginnen, die zwar einen hohen Kontaktgrad zu den vul-
nerablen Gruppen aufweisen, zugleich aber ginen geringen Anteil im Rahmen
der konkreten Versorgungssicherstellung haben. Entscheidend ist damit die
Bedeutung der Tatigkeit fur die Versorgungssituation unter Beriicksichtigung
der Kontaktintensitit. Im Rahmen des engen Austausches hat die zustandige
Behdrde darauf zu achten, dass eine erneute Verschlechterung der Versor-
gungssituation zu vermeiden ist. Hinsichtlich des zusatzlichen Schutzes durch
eine FFP2-Maske gilt das Obige.

e. Allgemeine Anforderungen an den Bescheid

Alle Bescheide sind ausnahmslos bis zum 31. Dezember 2022 zu befristen.
Dariber hinaus sind die Bescheide mit einer aufschiebenden Bedingung (§ 36
Absatz 2 Nr. 2 VWVfG M-V) zu versehen, wonach die Vorlage eines vollstandi-
gen Nachweises die Belastung durch die Verwaltungsakte entfallen lasst. Die
Bescheide sollten rein vorsorglich die Klarstellung enthalten, dass die Moglich-
keit zur Inanspruchnahme der Leistungen einer Einrichtung oder eines Unter-
nehmens nach § 20a IfSG von der Betretens- bzw. Tatigkeitsuntersagung nicht
berlihrt wird.

Der Bescheid ist allen an der Anhérung Beteiligten zuzustelien,

V. Anlagen

- Anlage 1: Handreichung zur Impfpravention in Bezug auf einrichtungs-
bezogene Tatigkeiten" des BMG, Stand: 22. Februar 2022

- Anlage 2: Drucksache des Deutschen Bundestages BT-Drs. 20/188

- Anlage 3: Entwurf der Allgemeinverfigung zur verpflichtenden Nutzung
der webbasierten meldeplattform (www.IMPF-MV.de})

- Anlage 4: FlieBschema zum landesweit einheitlichen Verwaltungsver-
fahren

- Anlage 5: Prozessschema zum behérdlichen Entscheidungsablauf

Mit freundlichen Griilien

2o Yo
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Handreichung zur Impfpravention in Bezug

auf einrichtungsbezogene Tatigkeiten

Die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) gehort zu den ansteckends-

ten Infektionskrankheiten des Menschen, von der alle Bevolkerungsteile

betroffen sind. Um das Infektionsgeschehen weiter wirksamzu bekampfen,

hat die Bundesregierung beschlossen, besonders gefahrdete vulnerable Menschen vor einer
Infektion zu schitzen und dadurch zu einer Entlastung des Gesundheitssystems beizutragen
und die Gesundheitsversorgung zu gewahrleisten.

Insbesondere hochbetagte Menschen, pflegebedurftige Menschen und Personen mit aku ten
oder chronischen Grundkrankheiten haben ein deutlich erhdhtes Risiko fur schwere, ggf. auch
todliche COVID-19 Krankheitsverlaufe (vulnerable Personengruppen).

Ein verlasslicher Schutz vor dem Coronavirus SARS-CoV-2 durch eine sehr hohe Impfquote
bei dem Personal in den Gesundheitsberufen und Berufen, die Pflegebedurftige und Men-
schen mit Behinderungen betreuen ist besonders wichtig, denn so wird das Risiko gesenkt,
dass sich die besonders gefahrdeten Personengruppen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
infizieren.

Hinweis:

Diese Handreichung ist eine Fortschreibung der bereits am 14. Dezember 2021 erstmalig
veroffentlichten ,Fragen und Antworten®, die zuletzt am 16. Februar 2022 aktualisiert wurden.

Diese Handreichung ist in mehreren Stufen mit den Ressorts der Bundesregierung sowie mit
den Landern auf Fachebene beraten worden. Diese Beratungen werden kontinuierlich fortge-
setzt. Weitere Ergénzungen und Aktualisierungen folgen.
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Nr.

Fragen und Antworten

Warum brauchen wir eine gesetzliche Impfpflicht gegen COVID-19 in bestimmten

Einrichtungen?

Die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) gehért zu den ansteckendsten Infektions-
krankheiten des Menschen, von der alle Bevoélkerungsteile betroffen sind. Um das Infekti-
onsgeschehenweiter wirksamzu bekampfen, besonders gefahrdete vulnerable Menschen
vor einer Infektion zu schitzen und um die durch die Pandemie stark belasteten Kranken-
hauser zu entlasten und die Gesundheitsversorgung zu gewahrleisten, miissen weitere
Malnahmen ergriffen werden.

Insbesondere hochbetagte Menschen, pflegebedirftige Menschen und Personen mit
akuten oder chronischen Grundkrankheiten haben ein deutlich erhdhtes Risiko fir
schwere, ggf. auch tddliche COVID-19 Krankheitsverlaufe (vulnerable Personengruppen).

Dem Personal in den Gesundheitsberufen und Berufen, die Pflegebedurftige und Men-
schen mit Behinderungen betreuen, kommt eine besondere Verantwortung zu, da es in-
tensiven und engen Kontakt zu Personengruppen mit einemhohen Risiko fur einen schwe-
ren, schwersten oder gar tédlichen COVID-19 Krankheitsverlauf hat. Ein verlasslicher
Schutz vor dem Coronavirus SARS-CoV-2 durch eine sehr hohe Impfquote bei dem Per-
sonal in diesen Berufen ist besonders wichtig, denn so wird das Risiko gesenkt, dass sich
die besonders gefahrdeten Personengruppen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizie-
ren.

Seit Beginn der Pandemie kommt es wiederholt in Krankenhausern und insbesondere
auch Altenpflegeheimen nach Eintragung des Virus zu Ausbriichen, die teilweise mit ho-
hen Todesfallzahlen einhergehen. Daneben kam es bundesweit auch in Einrichtungen fir
Menschen mit Behinderungen zu Ausbriichen, die teilweise auch Todesfalle zu Folge hat-
ten. Um eine Eintragung und Weiterverbreitung des Virus in diesen Settings zu vermeiden,
ist es unerlasslich, dass das dort tatige Personal vollstdndig geimpft ist. Obwohl medizini-
schemPersonalund Pflegepersonal bereitszu Beginn der Impfkampagne ein Impfangebot
unterbreitet wurde, bestehen erhebliche Impfliicken bei dieser Personengruppe.
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Warum gilt die einrichtungsbezogene Impfpflicht erst ab dem 16. Marz2022?

Die Fristdes 16. Marz 2022 wurde gewéhlt, um allen betroffenen Personen, die noch keine
Impfung gegen COVID-19 wahrgenommen haben, ausreichend Zeit zu geben, eine voll-
standige Impfserie durchzufuhren.

Sind die vorgesehenen Regelungen mit dem Grundgesetz (GG) vereinbar?

Der Schutz der Gesundheit anderer Personen beziehungsweise der Allgemeinheit zur Ab-
wehr von Seuchengefahren kann dann den gesetzlichen Eingriff in die kérperliche Unver-
sehrtheit und in die Berufsfreiheit rechtfertigen, wenn ein solcher Eingriff verhaltnisméfig
ist. Bei COVID-19 handelt es sich um eine besonders gefahrliche Infektionskrankheit. Die
Personen in den von der Vorschrift des 8 20a IfSG erfassten Einrichtungen und Unterneh-
men konnen sich teilweise nicht selbst vor einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-
CoV-2 und damit einer COVID-19-Erkrankungschiitzen und sind darauf angewiesen, dass
Menschen in ihrem engen Umfeld geimpft sind. Bei gegen COVID-19-geimpftem Personal
ist eine Ubertragung des Virus (auch gegeniuiber Geimpften) erheblich weniger wahr-
scheinlich als durch ungeimpftes Personal. Daher ist aus Sicht der Bundesregierung eine
einrichtungsbezogene Impfpflicht gerechtfertigt. Das Bundesverfassungsgericht hat mit
Beschluss vom 10. Februar 2022 den Antrag auf AulRervollzugsetzung der ,einrichtungs-
und unternehmensbezogenen Nachweispflicht" nach § 20a Infektionsschutzgesetz abge-
lehnt.

Ab wann gibt es eine COVID-19-Immunitatsnachweispflicht in bestimmten Einrich-
tungen?

Das Gesetz zur Starkung der Impfpravention gegen COVID-19 und zur Anderung weiterer
Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie vom 10. Dezember 2021
(BGBI. 1 S. 5162) istam 12. Dezember 2021 in Kraft getreten.

Alle Personen, die in den betroffenen Einrichtungen und Unternehmen tatig sind, missen
bis zum Ablaufdes 15. Marz 2022 der Leitung den erforderlichen Nachweis vorlegen. Nach
Ablauf des 15. Marz 2022 mussen sie den Nachweis auch der zustandigen Behérde vor-
legen, wenn sie dazu aufgefordertwerden. Die behdrdlichen Kontrollen kbnnen auch ohne
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eine Benachrichtigung durch die Leitung von Einrichtungen und Unternehmen tber feh-

lende Nachweise erfolgen.

5. Bis wann gelten die neuen Regelungen?

Die Regelung des § 20a IfSG tritt am 1. Januar 2023 aul3er Kraft.

6. Welche Einrichtungen und Unternehmen aus dem Bereich der Gesundheitsversor-

qungsind betroffen (8 20a Absatz1 Satz1 Nummer 1 IfSG)?

Folgende Einrichtungen und Unternehmen sind umfasst:

Krankenhauser,

Einrichtungen fur ambulantes Operieren,

Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen,

Dialyseeinrichtungen,

Tageskliniken,

Entbindungseinrichtungen,

Behandlungs- oder Versorgungseinrichtungen, die mit einer der oben genannten
Einrichtungen vergleichbar sind. Dazu gehdren u.a. Hospizdienste, spezialisierte
ambulante Palliativversorgung (SAPV), Blutspendeeinrichtungen,

Arztpraxen, Zahnarztpraxen (dazu gehéren auch Betriebséarzte),

Praxen sonstiger humanmedizinischer Heilberufe,

Einrichtungen des 6ffentlichen Gesundheitsdienstes, in denen me dizinische Unter-
suchungen, PraventionsmafRnahmen oder ambulante Behandlungen durchgefuhrt
werden,

Rettungsdienste,

Sozialpadiatrische Zentren nach§ 119 SGB YV,

Medizinische Behandlungszentren flir Erwachsene mit geistiger Behinderung oder
schweren Mehrfachbehinderungen nach8 119¢c SGB V,

Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation nach § 51 SGB IX und Dienste der
beruflichen Rehabilitation,

Begutachtungs- und Prifdienste, die auf Grund der Vorschriften des SGB V oder
SGB Xl téatig werden.
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Apotheken gehdren nicht zu den oben genannten Einrichtungen, auch dann nicht, wenn
dort Impfungen durchgefiihrt werden. Sollten jedoch Apothekerinnen und Apotheker Imp-
fungen in einer anderen Einrichtung oder in einem Unternehmen vornehmen, welches un-
ter die Regelung des § 20a IfSG fallt, fallen sie unter die Impfpflicht.

Impfzentren und Testzentren sind ebenfalls unter die Vorschrift zu fassen, sofern sie als
Einrichtungen des offentlichen Gesundheitsdienstes betrieben werden.

Medizinisch-diagnostische Labore sind grundsatzlich keine Einrichtungen nach 8 20a Ab-
satz 1 Satz 1 fSG. Wenn sie Bestandteil einer in der Vorschrift genannten Einrichtung
sind, gelten die nachfolgend dargelegten allgemeinen Regeln zum Umgang mit ,gemisch-
ten® Einrichtungen. Der Gesetzeswortlaut ist weit gefasst, sodass es grundséatzlich nicht
darauf ankommt, ob die in einer Einrichtung oder in einem Unternehmen tatige Person
einen direkten Kontakt zu den vulnerablen Personengruppen hat. Einzig in den Fallen, in
denen wegen des Charakters der ausgetbten Tatigkeit jeglicher Kontakt zu den gefahr-
deten Personengruppen sicher ausgeschlossen werden kann (beispielsweise in getrenn-
ten Verwaltungsgebauden arbeitende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter), kann eine Tatig-
keit in den betroffenen Einrichtungen und Unternehmen im Sinne des § 20a Absatz 1 Satz
1 IfSG verneint werden.

Welche medizinischen Rehabilitationseinrichtungen, Einrichtungen nach § 51 SGB

IX und Dienste der beruflichen Rehabilitation sind umfasst?

Bei den Rehabilitationseinrichtungen ist es unerheblich, in welchem Rahmen die Leistun-
gen erbrachtwerden (stationdr, ambulant). Die dort tatigen Personen fallen unterdie Nach-
weispflicht. Zu den medizinischen Rehabilitationseinrichtungen zéhlen auch Einrichtungen
der medizinisch-beruflichen Rehabilitation (Phase Il) sowie Rehabilitationseinrichtungen
fur psychisch kranke bzw. behinderte Menschen (RPK). Bei den RPK kann die Nachweis-
pflicht der dort Tatigen nur auf die gesamte Einrichtung bezogen betrachtet werden, das
hei3t unabhangig davon, dass neben den Leistungen zur medizinischen Rehabilitation
auch Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben erbracht werden. Ubungsleitungen, die
arztlich verordneten Rehabilitationssport auf3erhalb von Rehabilitationseinrich tungen
durchfahren, unterfallen nicht der Nachweispflicht nach § 20a Absatz 1 Satz 1 IfSG.
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Personen, die in Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation nach § 51 SGB IX tatig sind,
fallen unter die Nachweispflicht. Die freien Bildungstrager zahlen nicht zu den Einrichtun-
gen bzw. zu den vergleichbaren Einrichtungenim Sinne von § 51 SGB IX, weil sie sich
regelmafig in ihrer Struktur davon unterscheiden. Sie halten haufig keine umfassenden
rehabilitativen Fachdienste bereit und richten ihre Angebote nichtausschliel3lich an Reha-
bilitanden bzw. Menschen mit Behinderungen. Bei den freien Bildungstréagern handelt es
sich insbesondere um Akademien, Bildungszentren, Fachhochschulen sowie um Fach-
und Technikerschulen.

Dienste der beruflichen Rehabilitation sind insbesondere die Integrationsfachdienste,
Dienstleister im Rahmen der Unterstitzten Beschaftigung, des Budgets flr Arbeit und des
Budgets fiir Ausbildung sowie Unternehmen, die Arbeitsassistenzleistungen erbringen.

Welche Praxen sonstiger humanmedizinscher Heilberufe sind betroffen?

Unter einer Praxis sind die verschiedenen Raumlichkeiten einer einen Heilberuf ausiiben-
den Person erfasst, in denen sie Patienten empfangt, berét, untersucht und therapiert.

Bundesrechtlich geregelte humanmedizinische Heilberufe sind u. a:
e Diatassistentin und Diatassistent,
e Ergotherapeutin und Ergotherapeut,
e Hebamme und Entbindungspfleger,
e Logopadin und Logopéade,

e Masseurin und medizinische Bademeisterin und Masseur und medizinischer Ba-
demeister,

e Orthoptistin und Orthoptist,
¢ Physiotherapeutin und Physiotherapeut,
e Podologin und Podologe sowie

e Psychotherapeutin und Psychotherapeut.
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Unter § 20a Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe i IfSG fallen alle Praxen sowohl von Ange-
horigen der genannten Berufe sowie — obwohl sie nicht zu den o. g. reglementierten Be-
rufen gehdren — von Angehdrigen von sonstigen Heilberufen, deren Tatigkeit die medizi-
nisch-helfende Behandlung und Betreuung von Patienten mit sich bringt. Dazu gehdren
zum Beispiel Heilpraktikerinnen und Heilpraktiker.

Erfasst sind die Angehorigen dieser Berufe auch dann, wenn sie ihre Leistungen als selb-
standig tatige bzw. ambulant (z. B. in der raumlichen Umgebung bei Patientinnen und Pa-
tienten erbringen). Insbesondere sind Hebammen unabhé&ngig von ihrem Leistungsum-
fang erfasst.

Welche voll- und teilstationaren Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung

alterer, behinderter oder pflegebedirftiger Menschen oder vergleichbare Einrich-
tungen sind erfasst? (8 20a Absatz1 Satz 1 Nummer 2)

Zu den voll- und teilstationdren Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung pflegebe-
durftiger Menschen zahlen insbesondere die voll- und teilstationaren Pflegeeinrichtungen
gemal 8 72 SGB X.

Aus dem Bereich der Eingliederungshilfe zéhlen dazu besondere Wohnformen fiir Men-
schen mit Behinderungen und Werkstatten fir behinderte Menschen im Sinn des § 219
SGB IX, andere Leistungsanbieter nach § 60 SGB IX sowie andere vergleichbare tages-
strukturierende Angebote (z. B. Tagesforderstatten).

Bei den Werkstatten fur behinderte Menschen wird auf die Einrichtung insgesamt abge-
stellt und somit nicht zwischen Eingangsverfahren bzw. Berufsbildungsbereich einerseits,
und dem Arbeitsbereich andererseits unterschieden.

Auch vollstationare Einrichtungen (z. B. betreute Wohngruppen und Wohneinrichtungen
fur Kinder und Jugendliche mit Behinderungen) und teilstationare Einrichtungen(z. B. Heil-
padagogische Tagesstatten, heilpadagogische Kindertagesstatten) fir Kinder und Ju-
gendliche mit Behinderungen zahlen hierzu. Dies gilt auch fur voll- und teilstationare Ein-
richtungen fur Kinder und Jugendliche mit seelischen Behinderungen.

Nicht erfasst werden hingegen integrative Kindertagesstétten, da dort von einem anderen
Sachverhalt auszugeheniist.
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Nicht dazu z&hlen Einrichtungen der Wohnungslosenhilfe.

10. Welche ambulanten Pflegedienste und Einrichtungen, die den voll- und teilstation&-

ren Einrichtungen zur Betreuung und Unterbrinqung alterer, behinderter oder pfle-

gebedirftiger Menschen vergleichbare Dienstleistungen anbieten, sind erfasst? (§

20a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3)

Zu denambulanten Pflegediensten und Einrichtungen, welche den voll- und teilstationdren

Einrichtungen zur Betreuungund Unterbringungélterer, behinderteroder pflegebedirftiger

Menschen vergleichbare Dienstleistungen anbieten, zahlen insbesondere folgende Unter-
nehmen und Einrichtungen, (8 20a Absatz 1 Satz1 Nummer 3 Buchst. a bis f IfSG):

ambulante Pflegeeinrichtungen gemaf 8 72 des Elften Buches Sozialge-
setzbuch (ambulante Betreuungsdienste gemaf 8 71 Abs. la Elftes Buch
Sozialgesetzbuchwie auch die ambulanten Pflegedienste gemalR § 71 Abs.
1 Elftes Buch Sozialgesetzbuch),

Einzelpersonen gemalR 8§ 77 des Elften Buches Sozialgesetzbuch,

ambulante Pflegedienste, die ambulante Intensivpflege in Einrichtungen,
Wohngruppen oder sonstigen gemeinschaftlichen Wohnformen erbringen,

Unternehmen, die Assistenzleistungen nach § 78 des Neunten Buches So-
Zialgesetzbuch erbringen,

Unternehmen, die Leistungen der interdisziplindren Friherkennung und
Frahférderung nach § 42 Absatz 2 Nummer 2 des Neunten Buches Sozial-
gesetzbuch und § 46 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch in Verbindung
mit der Frihférderungsverordnung oder heilpAdagogische Leistungen nach
8§ 79 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch erbringen,

Beférderungsdienste, die fur Einrichtungen nach § 20a Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 IfSG dort behandelte, betreute, gepflegte oder untergebrachte
Personen beférdern oder die Leistungen nach § 83 Absatz 1 Nummer 1 des
Neunten Buches Sozialgesetzbuch erbringen; Taxi- und andere Transport-
unternehmen, die hierbei nur gelegentlich pflege bedlirftige Personen bzw.
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Menschen mit Behinderungen beférdern, fallen nicht unter die einrichtungs-
bezogene Impfpflicht.

o Leistungsberechtigte (Budgetnehmer), die im Rahmen eines Persdnlichen
Budgets nach 8§ 29 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch Personen fir
die Erbringung entsprechender Dienstleistungen beschéaftigen. In anderen
Fallen fallen Privathaushalte, die individuell Pflegekréfte beschatftigen, nicht
unter die Regelung des § 20a IfSG.

Die im Gesetz vorgenommene Aufzéhlung ist nicht abschlie3end. Nicht erfasst sind Bera-
tungsstellen bzw. Pflegestiutzpunkte (gem. 88 7aund 7c SGB XI), Anbieter von hauslichen
Schulungen nach § 45 SGB Xl oder Personen, die Beratungsbesuche nach 8 37 Abs. 3
SGB Xl durchfiihren sowie Angebote zur Unterstitzung im Alltag.

Erfasst sind Personen, die in ambulant betreuten Wohngruppen insbesondere zur Be-
handlung, Betreuung oder Pflege élterer oder pflegebedurftiger Menschen tatig sind.

Bei Unternehmen, die Leistungen zur sozialen Teilhabe nach § 113 SGB IXerbringen, die
nichtexplizit in 8 20a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 IfSG aufgelistetsind, ist eine Prifung im Einzelfall
erforderlich. Hier kommt es insbesondere darauf an, ob die Unternehmen zu denin 8 20a
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 IfSG aufgefiihrten Leistungen vergleichbare Dienstleistungen zur Be-
treuung von Menschen mit Behinderungen anbieten.

Familienentlastende Dienste in der Behindertenhilfe (FED), die etwa auch als Familienun-
terstitzende Dienste (FUD) bekannt sind, sind dann erfasst, wenn sie, ggf. neben weiteren
Leistungen, auch Leistungen zur Betreuung der Menschen mit Behinderungen anbieten,
die u. a. mit Assistenzleistungen nach 8 78 SGB IX vergleichbar sind (siehe auch Frage
16).

Zu den betroffenen Unternehmen zdhlen auch Leistungsberechtigte, die im Rahmen eines
Persdnlichen Budgets nach 8 29 SGB IX im sog. Arbeitgebermodell Personen fiir die Er-
bringung entsprechender Dienstleistungen beschaftigen. Im Arbeitgebermodell beschaf-
fen sich die Leistungsberechtigten die durch die Leistungstrager bewilligten Leistungen
selber und beschaftigen hierfir das erforderliche Personal.
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11.

Auch nicht erfasst sind 24-Betreuungskréfte, da sich die Impfpflicht auf die Téatigkeit in
bestimmten Einrichtungen und Unternehmen bezieht und Privathaushalte (soweit kein Ar-
beitgebermodell nach § 20a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe f IfSG vorliegt), die
individuelle Betreuungskrafte beschaftigen, nicht zu den in 8 20a IFSG genannten Einrich-
tungen und Unternehmen gehéren.

Was qgilt, wenn eine Einrichtung oder ein Unternehmen mehrere Angebote oder Ar-
beitsplatze vorhalt, von denen ein Teil der Impfpflicht unterliegt und ein Tell

nicht oder wenn bestimmte Angebote neben Leistungen, die der Nachweispflicht
unterliegen, auch Leistungen erbringen, die nicht von der Nachweispflicht erfasst
sind?

Gemaly § 2 Nummer 15 IfSG wird ,Einrichtung oder Unternehmen* definiert als
- eine juristische Person, eine Personengesellschaft oder eine naturliche Person,

- inderenunmittelbaremVerantwortungsbereichnatirliche Personen behandelt, be-
treut, gepflegt oder untergebracht werden.

Dabei ist nicht auf jegliche Einrichtung einer juristischen Person oder Personengesel-
schaft abzustellen, sondern auf den jeweils konkreten Teil der ggf. Uberdrtliche n Unter-
nehmung vor Ort.

Hat der Betrieb vor Ort im Schwerpunkt als eine in § 20a Absatz 1 Satz 1 genannte Ein-

richtung /ein solches Unternehmen so ist grundsatzlich davon auszugehen, dass er unter
die Regelung des § 20a IfSG fallt.

Von einem Schwerpunkt ist in jedem Fall auszugehen, wenn mehr als die Halfte der vom
Betrieb vorgehaltenen Angebote unter § 20a Absatz 1 Satz 1 IfSG zu fassen sind.

Unter Beriicksichtigung des Schutzzwecks der Norm ist jedoch weiter zu beachten:

¢ Wenn eine Einrichtung/ein Unternehnmen mehrere Angebote oder Arbeitsplatze
vorhalt, von denen manche ihrem Charakter nach unter die Vorschrift des § 20a
IfSG fallen und manche nicht, ist darauf abzustellen, inwiefern diese verschiede-
nen Angebote so raumlich abgegrenzt sind, dass der fir eine Ubertragung des

Coronavirus SARS-CoV-2 relevante Kontakt zwischen den dort jeweils tatigen
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12.

Personen und den in der Einrichtung behandelten, betreuten, gepflegten, unter-
gebrachten Personen sicher ausgeschlossen werden kann.

e Kann dies sichergestellt werden, kann in Abstimmung mit dem zustandigen Ge-
sundheitsamt von einer Nachweiserbringung in Bezug auf die so betroffenen An-
gebote oder Arbeitsplatze abgesehen werden.

Soweit mobile Dienste mit bestimmtem Personal keine alteren, behinderten oder pflege-
bedirftigen Menschen betreuen, ist dieses Personal nicht erfasst.

Sind auch voll-undteilstationdre Einrichtungen fiir Kinder und Jugendliche mit see-

lischen Behinderungen, die Leistungen der Eingliederungshilfe nach § 35aSGB VI
erbringen, erfasst (§ 20a Absatz1 Satz 1 Nummer 2)?

Wasaqilt,wennin Einrichtungenneben Leistungen nach §35a SGB VI, dieder Nach-
weispflicht unterliegen,auch Leistungen erbracht werden, die nicht von der Nach-
weispflicht erfasst sind?

Auch vollstationare Einrichtungen (z.B. Einrichtungen Giber Tag und Nacht sowie sonstige
betreute Wohnformen fir Kinder und Jugendliche mit seelischen Behinderungen, nicht
aber familienanaloge Wohnformen) und teilstationare Einrichtungen (z.B. Tagesgruppen)
fur Kinder und Jugendliche mit seelischen Behinderungen, in denen Leistungen der Ein-
gliederungshilfe nach 8 35a SGB VIl erbracht werden, werden von § 20a Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 erfasst.

Da zu den besonders zu schitzenden vulnerablen Personengruppen auch Personen mit
psychiatrischen Erkrankungen (vgl. Stufe 3 des Stufenplans der STIKO zur Priorisierung
der COVID-19-Impfung) sowie auch Personen mit psychischen Behinderungen gehdéren,
sind grundsatzlich auch solche Einrichtungen erfasst, in denen Kinder und Jugendliche mit
seelischen Behinderungen, die Eingliederungshilfe nach 8 35a SGB VIl erhalten, gemein-

sam mit Kindern und Jugendlichen ohne Behinderungen, die Hilfe zur Erziehung (z.B. nach
88 27, 34 SGB VIll) erhalten, betreut werden und untergebracht sind.

Kann allerdings sichergestellt werden, dass in der Einrichtung

1. eine raumliche Trennung in dem Mal3e erfolgt, dass fur Kinder und Jugendliche
mit seelischen Behinderungen eine abgegrenzte Gruppe von Beschatftigten tétig ist und
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13.

der fur eine Ubertragung des Coronavirus SARS-CoV-2 relevante Kontakt zwischen den
Ubrigen dort tatigen Personen und den Kindern und Jugendlichen mit seelischen Behin-
derungen sicher ausgeschlossen werden kann, oder

2. in sonstiger Weise organisatorisch sichergestelltist, dass nur die fur die Betreu-
ung und Erziehung eines Kindes oder Jugendlichen mit einer seelischen Behinderung
verantwortlichen Personen, in engen Kontakt mit diesem kommen,

kannin Abstimmung mit dem zustandigen Gesundheitsamtvon einer Nachweiserbringung

in Bezug auf die Beschéftigten, die keinen insoweit relevanten Kontakt zu Kindern und
Jugendlichen mit seelischen Behinderungen haben, abgesehen werden.

Besteht auch fiir das Personal an Sonderpadagogischen Bildungs- und Beratungs-

zentren (SBBZ) mit Internat sowie an Schulen am Heim eine Nachweispflicht nach §
20a lfSG?

Das Personal an SBBZ bzw. anderen Schulen mit angeschlossenem Internat oder ,,Heim*
fallt in den Anwendungsbereich des 8§ 20a IfSG, wenn

1. in einem ersten Prufungsschritt festgestellt wird, dass das SBBZ bzw. die Schule

mit dem Internat bzw. dem ,Heim“ eine Einrichtung /ein Unternehmenim Sinn des
IfSG darstellt und

2. festgestellt wird, dass es sich bei dem ,Heim" bzw. ,Internat” (Wohnbereich) insbe-
sondere um eine voll- oder teilstationdre Einrichtung zur Betreuung und Unterbrin-

gung von Menschen mit Behinderungen im Sinne des § 20a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
IfSG handelt und

3. drittens nicht sichergestellt werden kann, dass die SBBZ/Schule bzw. die Arbeits-
platze des dort tatigen Personals raumlich oder organisatorisch so abgrenzbar
sind, dass der fiir eine Ubertragung von Covid-19 relevante Kontakt zwischen den

im ,Heim“/Internat (Wohnbereich) betreuten und dort tatigen Personen sicher aus-
geschlossen werden kann.
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Ist dagegen bei Betrieben/Einrichtungen nach Nummer 1 und 2 eine raumliche Abgren-
zung im Sinne der Nummer 3 mdglich, kannin Abstimmung mit dem zustandigen Gesund-
heitsamt von einer Nachweiserbringung in Bezug auf die Beschéftigten abgesehenwer-
den.

Sind auch Férderschulen und heilpadagogische Kindertagesstatten / Kindergérten

von der Regelung umfasst?

§ 20a IfSG stellt nicht auf die Zugehdrigkeit zu einer bestimmten Berufsgruppe, sondern
auf die Tatigkeit in bestimmten Einrichtungen und Unternehmen ab.

In heilpddagogischen Kindertagesstatten bzw. heilpadagogischen Kindergéarten tatiges
Personal unterféllt der Nachweispflicht nach § 20a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 IfSG, falls es sich
bei heilpaddagogischen Kindertagesstatten bzw. heilpddagogischen Kindergarten um eine
Leilstationare Einrichtungzur Betreuung von Menschenmit Behinderungen®handelt. Auch
Unternehmen, die im ambulanten Bereich heilpddagogische Leistungen nach 8 79 SGB
IX erbringen, unterfallen der Nachweispflicht (§ 20a Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 Buchstabe d IfSG).

Forderschulen sind hingegen ebenso wie andere Schulen imGrundsatz nicht vom Anwen-
dungsbereich der Nachweispflicht nach § 20a IfSG umfasst.

Ist an die Forderschule ein heilpddagogischer Kindergarten angeschlossen, ist unter Be-
ricksichtigung des Schutzzwecks der Norm zu prufen:

¢ Wenn eine Einrichtung/ein Unternehmen mehrere Angebote oder Arbeitsplatze
vorhalt, von denen manche ihrem Charakter nach unter die Vorschrift des § 20a
IfSG fallen und manche nicht, ist darauf abzustellen, inwiefern diese verschiede-
nen Angebote so raumlich abgegrenzt sind, dass ein fiir eine Ubertragung des
Coronavirus SARS-CoV-2 relevante Kontakt zwischen den dort jeweils tatigen
Personen und den in der Einrichtung behandelten, betreuten, gepflegten, unter-
gebrachten Personen sicher ausgeschlossen werden kann.

e Ist dies sichergestellt, kann in Abstimmung mit dem zustandigen Gesundheitsamt
von einer Nachweiserbringung in Bezug auf die so betroffenen Angebote oder Ar-
beitsplatze abgesehen werden.
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15.

16.

17.

Fallt auch eine Tatigkeit im Rahmen von Frithen Hilfen unter die einrichtungsbezo-

gene Impfpflicht?

Frihe Hilfen werden nicht von einer gesonderten spezialisierten Einrichtung erbracht, die
in 8 20a IfSG hatte eigens genannt oder unter eine der bestehenden Kategorien subsu-
miert werden kdnnen. Vielmehr handelt es sich hier um ein Netzwerk aus Einrichtungen
verschiedener Art, von denen einige als solche schon von der Vorschrift explizit genannt
werden (etwa Hebammen, Gesundheitsdmter, Krankenh&user, Sozialpadiatrische Zen-
tren). Andererseits kdnnen Leistungenim Rahmen von Frithen Hilfen auch durch Einrich-
tungen erbracht werden, die nicht in den Anwendungsbereich des 8§ 20a IfSG fallen (etwa
Agenturen fur Arbeit). Bei Personen, die im Rahmen der Frihen Hilfen tétig sind ist daher
darauf abzustellen, ob sie in einer Einrichtung oder einem Unternehmen tatig sind, die
unter die Regelung des 8§ 20a Absatz 1 Satz 1 fallt. Personen, die als Familienhebammen
oder Familien-Gesundheits- und Kinderkrankenpflegende tatig sind, und nicht bereits un-
ter 8 20a Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 IfSG zu fassen sind, sind ebenfalls als mit den in der
Nummer 3 genannten Angeboten vergleichbar anzusehen und fallen damit in den Anwen-
dungsbereich der Vorschrift.

Sind von 8 20a Absatz1 Satz1l Nummer 3 IfSG auch Schulbeqleiterinnen und Schul-
begleiter erfasst?

Zu den Unternehmen, die im Sinn des § 20a Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 IfSG vergleichbare
Dienstleistungen anbieten, z&hlen auch Unternehmen, die Leistungen zur Teilhabe an Bi-
dung nach § 112 SGB IX erbringen. Demnach unterliegen auch Schulbegleiterinnen und
Schulbegleiter der Nachweispflicht, soweit sie behinderte Menschen betreuen.

Missen Personen, die in Inklusionsbetrieben tatig sind. den Impfschutz nachwei-

sen?

Inklusionsbetriebe sind Unternehmen des allgemeinen Arbeitsmarktes, die Arbeitsplatze
in unterschiedlichsten Branchen anbieten. Fir sie gelten die gleichen Regelungen wie fir
andere Unternehmen, die schwerbehinderte Menschen beschéftigen. Personen, die in In-
klusionsbetrieben tatig sind, missen den Impfschutz daher grundsatzlich nicht nachwei-
sen.
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18.

19.

Gibt esauch Ausnahmen ausreligidsen Grinden?

Nein, eine Ausnahme oder Befreiungsmdglichkeit aus religiésen Grinden sieht das Ge-
setz nicht vor. Der Gesetzgeber hat nach den Erfahrungen aus anderen Staaten miteinem
Impfnachweis bzw. einer Impfpflicht bewusst nur eine Ausnahme fur Personen vorgese-
hen, die auf Grund einer medizinischen Kontraindikation nicht geimpft werden kénnen.

Eine Ausnahme aus religioésen Grindenist auch nicht verfassungsrechtlich zwingend ge-
boten.

Was genau missen die betroffenen Personen nachweisen?

Die betroffenen Personen miissen einen der folgenden Nachweise vorlegen:

¢ Einen Impfnachweis im Sinne des § 2 Nummer 3 der COVID-19 Schutzmal3nah-
men-Ausnahmenverordnung

Es muss sich um einen Nachweis hinsichtlich des Vorliegens eines vollstandigen Impf-
schutzes gegen das Coronavirus SARS-CoV in deutscher, englischer, franzésischer,
italienischer oder spanischer Sprache in verkérperter oder digitaler Formhandeln. Die
zugrundeliegenden Schutzimpfungen missen den vom Paul Ehrlich-Institut im Be-
nehmen mit dem Robert-Koch-Institut im Internet unter der Adresse

www.pei.defimpfstoffe/covid-19 verotffentlichten Vorgaben hinsichtlich folgender
Kriterien entsprechen:

- verwendete Impfstoffe,

- die fUr einen vollstandigen Impfschutz erforderliche Anzahl an Einzelimpfungen,
- fur einen weiterhin vollstdndigen Impfschutz erforderliche Auffrischimpfungen,

- Intervallzeiten,

o die nach einer Impfung fir einen vollstandigen Impfschutz abgewarte t wer-
den mussen und

o die hochstens zwischen Einzelimpfungen oder Auffrischimpfungen liegen
durfen.
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Geméal diesen Vorgaben sind fur eine vollstandige Immunisierung 2 Impfstoffdosen

notwendig. Ausnahmen, bei denen nur eine Impfstoffdosis notwendig ist, sind der PEI-

Seite zu entnehmen.

Einen Genesenennachweis im Sinne des § 2 Nummer 5 der COVID-19 Schutz-
mafRnahmen-Ausnahmenverordnung

Ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens eines durch vorherige Infektion erworbe-
nen Immunschutzes gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 in deutscher, engli-
scher, franzdsischer, italienischer oder spanischer Sprache in verkérperter oder
digitaler Form.

Der Nachweis muss den vom Robert Koch-Institut im Internet unter der Adresse
www.rki.de/covid-19-genesenennachweis verotffentlichten Vorgaben hinsicht-
lich folgender Kriterien entsprechen:

- a) Die Testung zum Nachweis der vorherigen Infektion muss durch eine
Labordiagnostik mittels Nukleinsaurenachweis (PCR, PoC-PCR oder wei-
tere Methoden der Nukleinsaureamplifikationstechnik) erfolgt sein

- b) das Datum der Abnahme des positiven Tests muss mindestens 28 Tage
zurtuickliegen

- ¢) das Datum der Abnahme des positiven Tests darf héchstens 90 Tage
zurtuickliegen.

Ein arztliches Zeugnis dartber, dass sie aufgrund einer medizinischen Kontraindi-
kation nicht gegen COVID-19 geimpft werden kénnen. Die Angabe des konkreten
medizinischen Grundes, der Grundlage fir die Kontraindikation ist, ist nicht erfor-
derlich, zu den weiteren Anforderungen siehe Rechtsprechung zu Masernimpf-
pflicht, Oberverwaltungsgericht fir das Land Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom
29. Oktober 2021 — 12 B 1277/21 —, juris; Thiringer Oberverwaltungsgericht, Be-
schluss vom 20. Oktober 2021 — 3 EO 805/20 —, juris. Danach muss das arztliche
Zeugnis wenigstens solche Angaben zur Art der medizinischen Kontraindikation
enthalten, die das Gesundheitsamtin die Lage versetzen, das arztliche Zeugnis
auf Plausibilitat hin zu Uberprifen
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20.

21.

Kommt es auf die Art der Beschéftigung an? Sind auch ehrenamtlich Tatige und

Personen wahrend eines Praktikums betroffen?

Weil das Gesetzlediglich darauf abstellt, ob in der betroffenen Einrichtung und Unterneh-
men Tatigkeiten ausgeilibt werden, werden auch ehrenamtlich Tatige und Personen wah-
rend eines Praktikums erfasst. Die Art der Beschaftigung (Arbeitsvertrag, Leiharbeitsver-
haltnis, Praktikum, Beamtenverhéltnis) ist hier ohne Bedeutung. Bei den von der einrich-
tungsbezogenen Impfpflicht erfassten Personen handelt es sich beispielsweise um medi-
zinisches bzw. Pflege- und Betreuungspersonal, einschlie3lich zusatzlicher Betreuungs-
krafte nach 8 53b SGB IX, aberauch umandere dorttatige Personenwie z.B. Hausmeister
und Transport-, Kiichen-, oder Reinigungspersonal. Erfasst sind daher auch Auszubil-
dende, Studierende, die in der betroffenen Einrichtung praktische Ausbildungsabschnitte
absolvieren, Personen, die ihren Freiwilligendienst (nach dem BFDG oder JFDG) ableis-
ten, sowie Zeitarbeitskrafte.

Wann ist eine Person in einer Einrichtung oder in einem Unternehmen ,,tatig“?

Ob eine in einer Einrichtung oder in einem Unternehmen anwesende Person unter die
einrichtungsbezogene Impfpflicht gegen COVID-19 féllt, hdngt davon ab, ob diese Person
in der betroffenen Einrichtung oder in dem Unternehmen téatig wird. Dabei dirfte es erfor-
derlich sein, dass die Person regelmalig (nicht nur wenige Tage) und nicht nur zeitlich
vorubergehend (nicht nur jeweils wenige Minuten, sondern Uber einen langeren Zeitraum)
in der Einrichtung oder in dem Unternehmen tétig ist.

Dies bedeutet, dass insbesondere folgende Personen der Nachweispflicht unterfallen:

o (externe) Handwerker, die regelmafiig tatig sind, insbesondere Gesundheitshand-
werker wie Orthopadietechnik und medizinische FulR3pflege, aber auch Personen,
die regelmaRig Reparaturenim Gebaude durchfihren.

e Mitarbeitende in der Verwaltung oder in technischen oder IT -Diensten, in der Lei-
tung/Geschaéftsfuhrung, sofern keine klare rdumliche Abgrenzung zu den in der
Einrichtung bzw. dem Unternehmen behandelten, untergebrachten oder gepfleg-
ten Personen vorhanden ist,

e Friseure, die in den betroffenen Einrichtungen zum Haare schneiden kommen,
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e Freie Mitarbeiter (z. B. Honorarkréfte, Berater 0.4.),

e Studierende, z. B. der Humanmedizin, die in einer betroffenen Einrichtung in die
Patientenversorgung einbezogen sind oder dort praktische Ausbildungsabschnitte
absolvieren,

e Auszubildende.

Nicht unter die Nachweispflicht fallen z.B. Postboten oder Paketzusteller und andere Per-
sonen, die sich lediglich tber einen ganz unerheblichen Zeitraumin der Einrichtung auf-
halten. Von der Nachweispflicht ausgenommen sind auch Personen, die ausschlief3lich
aufRerhalb der Einrichtung oder des Unternehmens am Geb&aude Arbeiten durchfihren
(z.B. Bauarbeiter, Industriekletterer u.d.). Auch Handwerker, die im Rahmen eines einma-
ligen/nicht regelmaRigen Einsatzes tatig sind, sind von der Impfpflicht ausgenommen
Ebenfalls nicht in den Anwendungsbereich der Vorschrift fallen rechtliche Betreuer, Be-
treuungsrichter, Personen der Heimaufsicht und andere Personen, die dhnliche Funktio-
nen ausuben.

Angehdrige der Polizei, Feuerwehr oder von Notdiensten, die im Rahmen eines Einsatzes
die Einrichtung oder das Unternehmen betreten, sind ebenfalls von der Nachweispflicht
ausgenommen.

Die in den Einrichtungen oder Unternehmen behandelten, betreuten (auch medizinisch
oder pflegerisch untersuchten), gepflegten oder untergebrachten Personen missen kei-
nen Nachweis vorlegen. Menschen mit Behinderungen, die Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben in einer Werkstatt fir behinderte Menschen oder bei einem anderen Leis-
tungsanbieter erhalten, unterfallen damit ebenso wie andere Betreute nicht der Nachweis-
pflicht. Ebenso wenig unterfallen Besucher der behandelten, betreuten, gepflegten oder
untergebrachten Personen (z. B. Angehdrige) der Nachweispflicht.

Der Gesetzeswortlaut ist weit gefasst, sodass es grundsétzlich nicht darauf ankommt, ob
die in einer Einrichtung oder Unternehmen tatige Person einen direkten Kontakt zu den
vulnerablen Personengruppen hat. Einzig in den Fallen, in denen jeglicher Kontakt zu den
gefahrdeten Personengruppen haben, wegen des Charakters der ausgetbten Téatigkeit
sicher ausgeschlossen werden kann (beispielsweise rdumlich abgetrennt tatigen Verwal-
tungsmitarbeiterinnen und —mitarbeiter der ambulanten Pflegedienste oder in getrennten
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22.

23.

24.

Verwaltungsgebauden arbeitende Mitarbeiter), kann eine Tatigkeit in den betroffenen Ein-
richtungen und Unternehmen im Sinne des § 20a Absatz 1 Satz 1 fSG verneint werden.

Wie sollen Selbstandige (z.B. freiberufliche Hebammen, Inhaber der Arztpraxen
usw.) den Nachweispflichten nachkommen?

Im Falle von Selbstandigen, die unter die Vorschrift des § 20a IfSG fallen, fehlt eine Ein-
richtungsleitung, der ein Nachweis bis zum Ablauf des 15. Marz 2022 vorgelegt werden
koénnte. In diesen Fallen sind die Nachweise entsprechend zu dokumentieren, sodass im
Falle einer behoérdlichen Kontrolle nachgewiesen werden kann, dass diese zum Zeitpunkt
des Fristablaufs vorlagen. Dartber hinaus ist zu beachten, dass die Bundeslander in ei-
gener Zustandigkeit bestimmen kdnnen, dass die Nachweise nicht der Einrichtungsleitung
sondern einer Behorde vorzulegen sind.

Missen auch minderjahrige Personen den Impfschutznachweisen,wenn sie in den

betroffenen Einrichtungen tatig sind?

Das Gesetz differenziert nicht nach Alter, sondern stellt ausschlie3lich auf das Vorliegen
einer Tatigkeit in einer betroffenen Einrichtung oder in einem betroffenen Unternehmen
ab. Sollten auch minderjahrige Personen, etwa im Rahmen eines Schilerpraktikums, in
einer solchen Einrichtung oder in einem solchen Unternehmen tétig sein, fallen auch sie
unter die einrichtungsbezogene Impfpflicht.

Was qilt, wenn sich die betroffene Person beim Ablauf der Vorlagefrist im Mutter-

schutzbzw. Elternzeit befindet, bzw. einem Beschéaftigungsverbot unterliegt?

Die Vorschrift des 8§ 20a IfSG bezieht sich auf eine Tatigkeit in den betroffenen Einrichtun-
gen oder Unternehmen. Da eine Tatigkeit insofern nicht gleichbedeutend mit einem Be-
schaftigungsverhaltnis im sozialversicherungsrechtlichen Sinne ist, und es nach dem Sinn
und Zweck der Vorschrift auf die Austibung dieser Tatigkeit und nicht auf das blof3e Be-
stehen eines Beschaftigungsverhaltnisses ankommt, sind Personen, die sich beim Ablauf
der Frist im Mutterschutz, Elternzeit oder in vollstandiger Freistellung wegen Pflegezeit
befinden oder einem Beschaftigungsverbot unterliegen, erst bei Riickkehr vorlagepflichtig.
Das gleiche gilt fur Sonderurlaub, Krankschreibung oder Ruhen des Arbeitsverhaltnisses
wegen befristeter Erwerbsminderung.
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25.

Welche Schrittesind einzuleiten, wenn ein Nachweis nichtvorgeleqgt wird?

Im Hinblick auf Personen, die bereits in den betroffenen Einrichtungen und Unternehmen

tatig sind:

Wenn der Nachweis nicht bis zum Ablauf des 15. Marz 2022 vorgelegt wird oder wenn
Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises beste-
hen, hat die Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens unver-
zuglich das zustandige Gesundheitsamt dartiber zu benachrichtigen und dem Gesund-
heitsamt die erforderlichen personenbezogenen Daten (Umfang ergibt sich aus § 2 Num-
mer 16 IfSG) weiterzuleiten. Das Gesundheitsamt wird den Fall untersuchen und die Per-
son zur Vorlage des entsprechenden Nachweises auffordern. Wenn kein entsprechender
Nachweis bis zum Ablauf des 15. Marz 2022 vorgelegt wird, kann das Gesundheitsant
der betroffenen Person gegeniber ein Betretungs- bzw. Téatigkeitsverbot im Hinblick auf
die im § 20a Absatz 1 Satz 1 IfSG genannten Einrichtungen und Unternehmen ausspre-
chen bzw. ein BuR3geldverfahren einleiten.

Zustandig ist das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die jeweilige Einrichtung oder
das jeweilige Unternehmen befindet.

Fur Leistungsberechtigte (Budgetnehmer), die im Rahmen eines Personlichen Budgets
nach 8 29 SGB IX Personen beschaftigen, ist das Gesundheitsamt des Wohnsitzes des
Budgetnehmers zustandig.

Die oberste Landesgesundheitsbehdrde kann abweichende Bestimmungen hinsichtlich
der Behorde, an die eine Benachrichtigung im Falle der Nichtvorlage eines Nachweises
oder der Zweifel an seiner Richtigkeit zu richten ist, treffen.

Im Hinblick auf Personen, die nach dem 15. Marz 2022 eine Téatigkeit in einer betroffenen
Einrichtung oder in einem betroffenen Unternehmen aufnehmen wollen:

Eine Person, die keinen Nachweis vorgelegt hat, darf nicht in den betroffenen Einrichtun-
gen und Unternehmen beschéftigt oder tatig werden.
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26.

27.

Welche arbeitsrechtlichen Folgen kénnen sich fiur die betroffenen Personen erge-

ben,wenn keine Nachweise vorgeleqgt werden?

Im Hinblick auf Personen, die bereits in den betroffenen Einrichtungen und Unternehmen
tatig sind, sind mogliche arbeitsrechtliche Rechtsfolgen abh&angig von der Entscheidung
des Gesundheitsamtes.

Bis das Gesundheitsamt Uber den Fall entschieden hat und ggf. ein Betretungs- bzw. Ta-
tigkeitsverbot ausgesprochen hat, ist eine Weiterbeschaftigung der betroffenen Person
moglich. Die 6ffentlich-rechtliche Vorschrift des § 20a IfSG begriindet kein Recht des Ar-
beitgebers zur Freistellung. Wenn Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer weiterbeschéaftigt
werden kdnnen, besteht auch keine Grundlage fir kiindigungsrechtliche Konsequenzen.

In den Féllen, in denen das Gesundheitsamt ein Téatigkeits- oder Betretensverbot ausge-
sprochen hat, kann die betroffene Arbeitnehmerin bzw. der betroffene Arbeitnehmer in der
Einrichtung nicht mehr tatig werden. Damit dirfte fur betroffene Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer der Vergitungsanspruch in der Regel entfallen. Weigert sich der Arbeitneh-
mer bzw. die Arbeitnehmerin, einen Nachweis nach § 20a IfSG vorzulegen, kann als letz-
tes Mittel eine Kiindigung in Betracht kommen. Hier diirfte der Grundsatz der Verhaltnis-
mafigkeit jedoch regelmafig zunéchst eine Abmahnung erfordern. Ob die Voraussetzun-
gen fur eine Kindigung im Einzelfall vorliegen, kdnnen verbindlich nur die zustandigen
Gerichte fir Arbeitssachen entscheiden. Insbesondere die Befristung des Gesetzes auf
den 31. Dezember 2022 dirfte ebenfalls eine Rolle spielen.

Personen, die noch nicht in einer betroffenen Einrichtung oder in einem betroffenen Un-
ternehmen tatig sind, dies aber beabsichtigen, dirfenab dem 16. Marz 2022 ohne Vorlage
eines entsprechenden Nachweises nicht beschéaftigt werden bzw. keine Tatigkeitin den
betroffenen Einrichtungen und Unternehmen aufnehmen.

Tritt eine Sperrzeit im Arbeitslosengeld ein, wenn nach dem Ausspruch eines Be-

schéftigungsverbots wegen einer Verletzung der ..einrichtungsbezogenen Impf-

pflicht“ der Arbeitgeber kiindigt oder eine Freistellung ohne Fortzahlung des Ent-
gelts erfolgt?

Eine Sperrzeit nach dem Recht der Arbeitslosenversicherung (SGB lll) beim Arbeitslosen-
geld tritt nur dann ein, wenn die arbeitslose Person fir ihr Verhalten keinen wichtigen
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28.

29.

Grund im Sinne des Sperrzeitrechts hat. Bei der Beurteilung, ob ein solch wichtiger Grund
vorliegt, sind die Interessen der arbeitslosen Person mit den Interessen der Versicherten-
gemeinschaft unter Berticksichtigung der Einzelfallumstande abzuwagen. Im Zusammen-
hang mit der einrichtungsbezogenen Impfpflicht durfte diese Abwagung regelmaldig dahin-
gehend ausfallen, dass keine Sperrzeit eintritt.

Wieist zu verfahren,wenn der erbrachte Nachweisdurch Zeitablauf seine Giltigkeit

verliert?

Soweit ein nach den gesetzlichen Bestimmungen erbrachter Nachweis ab dem 16. Marz
2022 seine Gultigkeit aufgrund Zeitablaufs verliert (z. B. bei zeitlich befristetem Genese-
nennachweis), haben Personen, die in den betroffenen Einrichtungen oder Unternehmen
tatig sind, der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens einen
neuen Nachweis innerhalb eines Monats nach Ablauf der Giltigkeit des bisherigen Nach-
weises vorzulegen, die Einrichtungen und Unternehmen haben die Kontrolle dieser Nach-
weise sicherzustellen. Wenn der neue Nachweis nicht innerhalb eines Monats vorgelegt
wird, oder wenn Zweifel an seiner Echtheit oder inhaltlicher Richtigkeit bestehen, hat die
Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens unverziglich das
zustandige Gesundheitsamt daruber zu benachrichtigen und dem Gesundheitsamt die er-
forderlichen personenbezogenen Daten zu Gbermitteln.

Die oberste Landesgesundheitsbehdrde kann abweichende Bestimmungen hinsichtlich
der Behorde, an die eine Benachrichtigung im Falle der Nichtvorlage eines Nachweises
oder der Zweifel an seiner Richtigkeit zu richten ist, treffen.

Inwiefern kénnen externe Dienstleister (z.B. Handwerker) zum Bestandspersonal

zdhlen?

Die Vorschriften fiir das Bestandspersonal eines Unternehmens oder einer Einrichtung
gelten auch fur externe Dienstleister, die bereits vor dem 16. Marz 2022 fiir diese Einrich-
tung oder dieses Unternehmen regelmalig tatig waren. Umgekehrt gelten die fiir Neuein-
stellungen geltenden Grundsatze auch fir Dienstleister, die eine regelmaldige Tatigkeit in
einer betroffenen Einrichtung oder in einem betroffenen Unternehmen neu aufnehmen.
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30.

Wie wird die Einhaltung der COVID-19 Impfpflicht kontrolliert?

Im Hinblick auf Personen, die bereits in den betroffenen Einrichtungen und Unternehmen

tatig sind:

Alle Personen, die in den betroffenen Einrichtungen und Unternehmen tatig sind, miissen
bis zum Ablauf des 15. Marz 2022 der Leitung der Einrichtung oder des Unternehmens
einen Impf- oder Genesenennachweis vorlegen. Dies gilt auch fiir externe Dienstleister,
die regelmalig tatig sind.

Wenn der Nachweis nichtinnerhalb der 0.g. Fristvorgelegtwird, oder wenn Zweifel an der
Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Lei-
tung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens unverziglich das zu-
standige Gesundheitsamt dariiber zu benachrichtigen und dem Gesundheitsamt die erfor-
derlichen personenbezogenen Daten weiterzuleiten.

Im Hinblick auf Personen, die nach dem 15. Marz 2022 eine Téatigkeit in einer betroffenen

Einrichtung oder einem betroffenen Unternehmen aufnehmen wollen:

Ab dem 16. Méarz 2022 sind Personen, die in den betroffenen Einrichtungen oder Unter-
nehmen tatig werden sollen, verpflichtet, vor Aufnahme der Tatigkeit der Leitung der je-
weiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens einen solchen Nachweis vorzule-
gen. Eine Person, die keinen Nachweis vorlegt, darf nicht beschéaftigt werden.

Personen, die aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen COVID-19 ge-
impft werden kdnnen, missen statt eines Impf- oder Genesenennachweises ein entspre-
chendes arztliches Zeugnis bis zum 15. Marz 2022 vorlegen.

Die zustdndige Landesgesundheitsbehtrde oderdie von inr bestimmte Stelle kann bestim-
men, dass der Nachweis nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen
Unternehmens, sondern dem Gesundheitsamt oder einer anderen staatlichen Stelle vor-
gelegt werden muss.
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31.

32.

33.

Gibt es einheitliche Vorgaben, in welcher Form Arbeitgeber die Daten an die Ge-

sundheitsamter Ubermitteln miissen?

Die Vorschriften des Datenschutzrechts zum Umgang mit personenbezogenen D aten des
Bundesdatenschutzgesetzes und der Datenschutzgrundverordnung sind zu beachten.
Insbesondere sind technische und organisatorische Mal3nahmen zur Gewahrleistung der
Datensicherheit umzusetzen. Eine technische Malihahme kdnnte beispielsweise in der
Verschliisselung der zu Ubertragenden Daten liegen.

Welche Daten diirfen im Zusammenhang mit der Vorlagepflicht durch den Arbeitge-

ber gespeichert werden?

Es dirfen nur die zur Sicherstellung einer wirksamen Kontrolle erforderlichen Daten durch
den Arbeitgeber gespeichert bzw. verarbeitet werden. Die Vorgaben des Datenschutz
rechts, beispielsweise der Grundsatz der Datenminimierung nach Artikel 5 Absatz 1 Buch-
stabe ¢ DSGVO, sind zu beachten. Erforderlich durfte nur das Vorliegen eines gultigen
Nachweises nach 8 20a Abs. 2 Satz 1 IfSG inklusive eines moglichen Ablaufdatums des
Nachweises, soweit dieses relevant ist, sein und somit gespeichert werden.

Kann die Kontrolle der Nachweise durch den Arbeitgeber der betroffenen Person

durchgefihrt werden,wenn dieser selbst nicht zu den in der Vorschrift des § 20a

IfSG genannten Einrichtungen und Unternehmen gehort, sein Personal aber in sol-

chen Einrichtungen einsetzt?

In dieser Konstellation ist es im Einzelfall méglich, dass die Kontrolle der Nachweise
durch den Arbeitgeber der betroffenen Person durchgefihrt wird. Voraussetzung ist,
dass eine entsprechende Absprache zwischen der Einrichtung oder dem Unternehmen
besteht, in der oder dem die Person eingesetzt wird, und dem Arbeitgeber der Person
besteht. In diesem Fall wird der Arbeitgeber fir die Einrichtung oder das Unternehmen,
in der oder in dem der Arbeitnehmer beschaftigt wird als Auftragsdatenverarbeiter im
Sinne der DSGVO tétig, soweit er die Daten nicht bereits aus eigenem Recht verarbeitet.
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34.

35.

Wie ist mit Personen zu verfahren,die bis zum Ablauf des 15. Marz 2022 nur die

Erstimpfung nachweisen kénnen (soweit diese damit nicht ausnahmsweise als ge-

impft gelten)?

Im Hinblick auf Bestandspersonal:

Da diese Personenin Sinne des § 2 Nummer 2 COVID-19 Schutzmalihahmen-Ausnah-
menverordnung nicht als geimpfte Personen gelten, ist hier zunachst, wie bei allen ande-
ren Personen, die bis zum Ablauf des 15. Marz 2022 keinen Nachweis erbracht haben,
das Gesundheitsamt zu benachrichtigen. Das Gesundheitsamt wird den Sachverhalt pru-
fen und UGber das weitere Vorgehen entscheiden.

Im Hinblick auf Neueinstellungen nach dem 15. Marz 2022:

Solange diese Personen nicht tGiber einen vollstandigen Impfschutz verfligen, dirfen sie
nicht in den betroffenen Einrichtungen tatig werden.

Wie geht es weiter, wenn die Gesundheitsdmter benachrichtigt wurden?

Die betroffene Personist verpflichtet, dem zustandigen Gesundheitsamt auf Anforderung
einen entsprechenden Nachweis vorzulegen. Bestehen Zweifel an der Echtheit oder in-
haltlichen Richtigkeit des &rztlichen Attestes tber eine Kontraindikation, so kann das Ge-
sundheitsamt eine arztliche Untersuchung dazu anordnen, ob die betroffene Person auf-
grund einer medizinischen Kontraindikationnicht gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 ge-
impft werden darf.

Wenn der Aufforderung zur Vorlage eines Nachweises innerhalb einer angemessenen
Frist nicht Folge geleistet wird oder wenn die betroffene Person die durch das Gesund-
heitsamt angeordnete arztliche Untersuchung nicht durchfiihren lasst, kann das Gesund-
heitsamt gegenuber der betroffenen Person ein Betretungsverbot hinsichtlich der betroffe-
nen Einrichtungen und Unternehmen aussprechen, bzw. der Person untersagen, in sol-
chen Einrichtungen und Unternehmen tétig zu werden.
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36.

37.

Wer auf Anforderung des Gesundheitsamtes einen Nachweis nicht, nicht richtig, nichtvoll-
standig oder nicht rechtzeitig vorlegt, bzw. einer vollziehbaren Anordnung des Gesund-
heitsamtes nicht Folge leistet, begeht eine Ordnungswidrigkeit gem. § 73 Absatz 1a Num-
mer 7f bzw. 7h IfSG.

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine Anordnungder arztlichen Untersuchung
bzw. gegen ein Betretungs- oder Tatigkeitsverbot haben in diesem Fall keine aufschie-
bende Wirkung.

Soweit eine vollstandige Impfung spater nachgeholt wird ist das Betretungs- oder Tatig-
keitsverbot aufzuheben.

Kénnen die Gesundheitsamter auch ohne Benachrichtiqgung kontrollieren?

Ja. Auch wenn die Gesundheitsamter keine Benachrichtigung durch Leitungenvon Ein-
richtungen oder Unternehmen erhalten haben, sind alle nachweisverpflichteten Personen
verpflichtet, den erforderlichen Nachweis vorzulegen, wenn sie dazu aufgefordert werden
(nach Ablauf des 15. Marz 2022).

Diejenigen Personen, die aufgrund des fehlenden Nachweises nicht in einer betroffenen
Einrichtung oder einem betroffenen Unternehmen beschéftigt worden bzw. tatig geworden
sind, sind nicht mehr nachweisverpflichtet.

Wie kann verhindert werden, dass unrichtige Impfdokumente/Nachweise verwendet

werden?

Das Gesetzregelt explizit im 8 20a Absatz 2 Satz 2 IfSG, dass die Leitungen der betroffe-
nen Einrichtungen und Unternehmen verpflichtet sind, unverziglich das Gesundheitsamt
zu benachrichtigen, wenn Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des tber-
mittelten Nachweises bestehen.

Das Ausstellen und der Gebrauch unechter und unrichtiger Gesundheitszeugnisse ist
nach 88 277 bis 279 des Strafgesetzbuches strafbar. Darunter fallen auch Impfdokumen-
tationen. Ausstellenden Arzten drohen auch berufsrechtliche Konsequenzen.
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38.

39.

Miissen GeldbuRen verhangt werden? Wie hoch kdnnen die GeldbulRen sein? Kon-
nen diese wiederholt verhangt werden?

Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten liegt im pflichtgemafRen Ermessen der Verfol-
gungsbehérde (8 47 OWIG).

Die Leitung einer Einrichtung oder eines Unternehmens, die entgegen der gesetzlichen
Verbote eine Person beschaftigt oderim Falle einer Benachrichtigungspflicht die Gesund-
heitsamter nichtinformiert sowie Personen, die trotz Nachweispflicht und Anforderungdes
Gesundheitsamtes keinen Nachweis innerhalb einer angemessenen Frist erbringen, mis-
sen mit einer GeldbulRe bis zu 2.500 EUR rechnen. Die begangene Ordnungswidrigkeit
muss vorwerfbar sein. AuRerdem missen die zustadndigen Behdrden dem Verhéaltnisma-
Rigkeitsprinzip entsprechendbeiunterschiedlichenVerstdRen die Geldbul3e entsprechend
unterschiedlich bestimmen.

Eine wiederholte Verhangung der GeldbulRe kommtin Frage, wenn eine bestands- oder
rechtskraftige Entscheidung (siehe OLG Dresden NStZ-RR 97, 314) vorliegt oder ein neu
gefasster (Unterlassungs-)Entschluss anzunehmen ist.

Neben oder alternativ zum Buf3geld (Ordnungswidrigkeitenrecht) kann auch ein Zwangs-
geld (Verwaltungsvollstreckungsrecht) in Betracht kommen, wenn der vollstreckbaren
Pflicht, einen Nachweis vorzulegen, nicht nachgekommen wird.

Es wird darauf hingewiesen, dass Arbeitgeber keine Ordnungswidrigkeit begehen, sofern
sie ihrer Benachrichtigungspflicht an die zustandige Behérde ordnungsgemaf nachkom-
men. In diesem Fall beziehen sich Malinahmen des Gesundheitsamtes nur auf den Ar-
beitnehmer.

Wird der Arbeitgeber von einem durch das Gesundheitsamt verhangten Tatigkeits-
bzw. Betretungsverbot erfahren?

Ein Betretungsverbot st ein in erster Linie an die betroffene Person gerichteter Verwal-
tungsakt.
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Gem. 8 13 Abs. 2 S. 1 VWIG kdnnen jedoch die Arbeitgeber durch das Gesundheitsamt
als Verfahrensbeteiligte zum Verfahren hinzugezogen werden. In diesem Fall werden sie
auch Uber den Ausgang des Verfahrens informiert.

40. Kann die Impfpflicht durch Zwang durchgesetzt werden?

Eine Zwangsimpfung kommt in keinem Fall in Betracht.

41. Miissen die Kosten fir die Schutzimpfung selbst getragen werden?

Alle Impfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2, die nach der Coronavirus-Impfver-
ordnung durchgefihrtwerden, sind fir Blrgerinnen und Birger kostenlos. Das gilt auch
fur Auffrischungsimpfungen.

42. Wer haftet bei Impfschaden?

Ein Impfschaden wird nach dem Infektionsschutzgesetz (IfSG) definiert als die gesund-
heitliche und wirtschaftliche Folge einer Giber das tbliche Ausmal’ einer Impfreaktion hin-
ausgehenden gesundheitlichen Schadigung durch die Schutzimpfung. Der Anspruch auf
eine Entschadigung wegen eines solchen Impfschadens ist in 88 60 ff. fSG geregelt. Die
Vorschriften sehen eine umfassende Versorgung analog der Vorschriften des Bundesver-
sorgungsgesetzes vor.

Der Anspruch auf Versorgung setzt weder eine Rechtswidrigkeit noch ein Verschulden
voraus, sondern beruht maf3geblich auf der Kausalitat zwischen der empfohlenen Impfung
und deren Folgen. Dabei gelten Beweiserleichterungen fir den Nachweis der Kausalitét
zur Anerkennung eines Gesundheitsschadens als Folge der Gber das Gbliche Ausmafid
einer Impfreaktion hinausgehenden gesundheitlichen Schadigung (8 61 IfSG).

Mit dem Zweiten Gesetz zur Anderung des Infektionsschutzgesetzes wurde in § 60 IfSG
klargestellt, dass fir alle gesundheitlichen Schaden, die im Zusammenhang mit Schutz-
impfungen eingetreten sind, die auf Grundlage der Coronavirus-Impfverordnung seit dem
27. Dezember 2020 vorgenommen wurden, bundeseinheitlich ein Anspruch auf Entsché-
digung besteht. Dieser Anspruch besteht unabhangig von den 6ffentlichen Empfehlungen
der Landesbehdrden. Die Coronavirus-Impfverordnung stelltnunmehrin 8§ 1 Absatz 2 klar,
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dass die Verabreichung des Impfstoffs auch auf3erhalb der arzneimittelrechtlichen Zulas-
sung moglich ist, wenn sie nach dem Stand der Wissenschaft medizinisch vertretbar ist
(insbesondere beivorliegenden Empfehlungen der STIKO) oder im Rahmen nichtkommer-
zieller klinischer Studien erfolgt.
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Gesetzentwurf
der Fraktionen SPD, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und FDP

Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der Impfpravention gegen COVID-19 und zur
Anderung weiterer Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie

A. Problem und Ziel

Die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) gehort zu den ansteckendsten In-
fektionskrankheiten des Menschen. Alle Bevolkerungsteile sind in Deutschland
von der Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 betroffen. Wéhrend fiir die
meisten Menschen die Erkrankung mit COVID-19 mild verlduft, besteht insbe-
sondere fiir bestimmte Personengruppen aufgrund ihres Gesundheitszustandes
und/oder Alters ein erhdhtes Risiko fiir einen schweren oder todlichen COVID-
19-Krankheitsverlauf (vulnerable Personengruppen).

Hochaltrige Menschen und Personen mit akuten oder chronischen Grundkrank-
heiten haben ein deutlich erhohtes Risiko fiir schwere COVID-19-Krankheitsver-
laufe. Dariiber hinaus sprechen bestimmte Patientengruppen, insbesondere solche
mit Immunschwéche, weniger gut auf die Impfung an und sind daher auf einen
vollstindigen Impfschutz der sie betreuenden Personen angewiesen. Ebenso wie
(dltere) pflegebediirftige Personen, insbesondere Bewohnerinnen und Bewohner
von Pflegeheimen, gehoren die von Angeboten fiir Menschen mit Behinderungen
und Beeintrachtigungen betreuten Personen typischerweise aufgrund ihres Alters
und/oder des Vorliegens von Vorerkrankungen zu den vulnerablen Personengrup-
pen (vgl. Empfehlungen des Robert Koch-Instituts — RKI — fiir Alten- und Pfle-
geeinrichtungen und Einrichtungen fiir Menschen mit Beeintrdchtigungen und
Behinderungen und fiir den 6ffentlichen Gesundheitsdienst vom 24. November
2021, S. 4). Diese haben einen erhohten Unterstiitzungs- und Betreuungsbedarf
und konnen ihre Kontakte nur schwer beeinflussen. Durch eine gemeinsame
rdumliche Unterbringung, die Teilnahme an gemeinsamen Aktivititen und/oder
haufig langer andauerndem nahem physischen Kontakt bei Betreuungstatigkeiten
durch wechselndes Personal ist das Risiko einer Infektion zusitzlich erhoht. Bei
Menschen mit geistigen Behinderungen, die Zeit in Einrichtungen verbringen,
ergibt sich ein nachweislich erhohtes Expositions- und Infektionsrisiko zudem
dadurch, dass sie aufgrund ihrer kognitiven Beeintrachtigungen das strikte Ein-
halten von Hygiene- und Abstandsregelungen héufig nicht eigenverantwortlich
sicherstellen kdnnen (vgl. Empfehlung der Standigen Impfkommission — STIKO
— zur COVID-19-Impfung, Aktualisierung vom 29. Januar 2021, S. 50 f.).

Zur Préavention stehen gut vertragliche, hochwirksame Impfstoffe zur Verfiigung.
Impfungen gegen COVID-19 schiitzen nicht nur die geimpfte Person wirksam vor
einer Erkrankung und schweren Krankheitsverldufen (Individualschutz), sondern
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sie reduzieren gleichzeitig die Weiterverbreitung der Krankheit in der Bevolke-
rung (Bevdlkerungsschutz). Bei geimpften Personen sinkt also sowohl das Risiko
einer asymptomatischen Infektion als auch das Ubertragungsrisiko in den Fillen,
in denen es trotz Impfung zu einer Infektion kommt. Von einem reduzierten Uber-
tragungsrisiko profitieren insbesondere vulnerable Personen, da eine Schutzimp-
fung gerade bei dlteren und immunsupprimierten Personen nicht immer eine Er-
krankung verhindert.

Dem Personal in den Gesundheitsberufen und Berufen, die Pflegebediirftige und
Menschen mit Behinderungen betreuen, kommt eine besondere Verantwortung
zu, da es intensiven und engen Kontakt zu Personengruppen mit einem hohen Ri-
siko fiir einen schweren, schwersten oder gar tédlichen COVID-19 Krankheits-
verlauf hat. Ein verldsslicher Schutz vor dem Coronavirus SARS-CoV-2 durch
eine sehr hohe Impfquote bei dem Personal in diesen Berufen ist besonders wich-
tig, denn so wird das Risiko gesenkt, dass sich die besonders vulnerablen Perso-
nengruppen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizieren.

Seit Beginn der Pandemie stellten Krankenh&user und insbesondere Altenpflege-
heime immer wieder Orte dar, in denen es nach Eintragung des Virus zu Ausbrii-
chen mit teilweise hohen Todesfallzahlen kam. Daneben kam es bundesweit auch
in Einrichtungen fiir Menschen mit Behinderungen zu Ausbriichen, teilweise mit
Todesfallen. Um eine Eintragung und Weiterverbreitung des Virus in diesen Set-
tings zu vermeiden, sollte insbesondere das dort titige Personal vollstindig ge-
impft sein. Obwohl medizinischem Personal sowie Pflegepersonal bereits zu Be-
ginn der Impfaktivititen ein Impfangebot unterbreitet wurde, bestehen in diesen
Einrichtungen nach mehrmonatiger Impfkampagne noch relevante Impfliicken.
Schitzungen zur Impfquote bei medizinischem Personal und Pflegepersonal aus
dem COVID-19 Impfquoten-Monitoring in Deutschland (COVIMO; Report 8,
Erhebungszeitraum: 15.09. — 18.10.2021, Bericht online verfiigbar unter:
www.rki.de/covimo) legen nahe, dass die Impfquote bei diesen Personengruppen
vergleichbar ist mit derjenigen in den Vergleichsgruppen der Allgemeinbevdlke-
rung, bei der ebenfalls noch relevante Impfliicken bestehen (88 Prozent Ge-
samtimpfquote flir medizinisches Personal und Pflegepersonal, 87 Prozent fiir Be-
rufsgruppen ohne besonderes Ansteckungsrisiko), wobei im Rahmen der Studie
sogar noch von einer Uberschitzung der Impfquoten ausgegangen werden muss.
Im Rahmen eines vom RKI in 165 nicht reprisentativen Altenpflegeheimen
durchgefiihrten Monitorings waren nach vorldufigen Berechnungen 83 Prozent
aller Beschéftigten und 82 Prozent der Beschiftigten mit engem Kontakt zu Be-
wohnenden vollstidndig gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft. Acht Al-
tenpflegeheime (das entspricht 5 Prozent) hatten eine Impfquote aller Beschéftig-
ten unter 50 Prozent (Stand: 23. November 2021, bislang nicht publizierte Daten).

Die COVID-19-Pandemie stellt die Krankenh&user aktuell vor groBe finanzielle
und insbesondere vor extreme organisatorische Herausforderungen.

Aktuell leistet der Bund Versorgungsaufschliage fiir Krankenhduser nach § 21a
des Krankenhausfinanzierungsgesetzes. Zugelassene Krankenhauser erhalten fiir
jede Patientin und jeden Patienten, die oder der zwischen dem 1. November 2021
und dem 19. Mérz 2022 zur voll- oder teilstationéren Behandlung in das Kran-
kenhaus aufgenommen wird und bei der oder dem eine Infektion mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 durch eine Testung labordiagnostisch durch direkten Virus-
nachweis bestitigt wurde, einen Versorgungsaufschlag aus der Liquidititsreserve
des Gesundheitsfonds.

Des Weiteren konnen Erlosriickgdnge im Jahr 2021 gegeniiber dem Jahr 2019,
die Krankenhéusern aufgrund des Coronavirus SARS-CoV-2 entstanden sind, im
Rahmen von krankenhausindividuellen Verhandlungen der Vertragsparteien vor
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Ort anteilig ausgeglichen werden. Zudem werden fiir einen krankenhausindividu-
ellen Ausgleich Erlosanstiege im Jahr 2021 gegeniiber dem Jahr 2019, soweit die
Erlésanstiege auf den Erhalt von Ausgleichszahlungen zuriickzufiihren sind, aus-
geglichen.

Die COVID-19-Pandemie wirkt sich allerdings auch auf weitere Krankenhduser
aus, die beispielsweise aufgrund von bereits erfolgten landesrechtlichen Freihal-
teanordnungen oder aufgrund von Verlegungen innerhalb der Kleeblattsysteme
der Lander bzw. bundesweit im Rahmen dieser Kleeblattsysteme aktuell und per-
spektivisch stark belastet sind.

Daher sind neben den Versorgungsaufschlidgen flir Krankenhiuser, die Patientin-
nen und Patienten behandeln, die mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert
sind, weitere Regelungen erforderlich, die weitere Krankenhduser und die ent-
sprechenden Freihaltungen unterstiitzen.

Neben diesen Unterstiitzungsmafinahmen liegt es — entsprechend ihrem Auftrag
zur Sicherstellung der stationdren Versorgung — weiterhin in der Verantwortung
der Lénder, zu priifen, ob einzelne Krankenhduser zusitzlichen Unterstiitzungs-
bedarf aufgrund der speziellen Versorgungsstrukturen in der Region haben und
iiber die ggf. erforderliche Gewéhrung ergéinzender Landesmittel zu entscheiden.

Am 30. Juni 2021 sind Sonderregelungen anlésslich der COVID-19-Pandemie
ausgelaufen, die die Nutzung von Video- und Telefonkonferenzen zur Durchfiih-
rung von Betriebsversammlungen, Versammlungen der leitenden Angestellten
sowie Sitzungen der Einigungsstellen, der Heimarbeitsausschiisse und von Gre-
mien nach dem Européischen Betriebsrite-Gesetz und weiteren Gesetzen ermog-
lichten. Die wieder stark gestiegenen Inzidenzzahlen in Verbindung mit einer
noch nicht ausreichenden Impfquote machen es erforderlich, erneut die Durch-
fiihrung dieser Versammlungen und Sitzungen auch ohne physische Prisenz der
Teilnehmer zu ermoglichen.

Bislang fanden Sitzungen der Pflegekommission wie auch die Beschlussfassung
nach § 12a Absatz 3 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes in physischer Anwesen-
heit der Mitglieder der Kommission statt. Die COVID-19-Pandemie zeigt, dass
die physische Teilnahme an einer Sitzung aus gesundheitlichen Griinden nicht
ratsam oder aufgrund rechtlicher Beschrdnkungen nicht zuldssig sein kann. Dar-
iiber hinaus sind auch andere Umstdnde denkbar, die die Teilnahme Einzelner
oder aller Sitzungsteilnehmer erheblich erschweren oder gar gidnzlich unmdéglich
machen kdnnen (beispielsweise Streckensperrungen bei der Bahn).

Mit Aufhebung der Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Trag-
weite ist die Ubergangsregelung fiir gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in
Werkstitten fiir Menschen mit Behinderungen, bei anderen Leistungsanbietern
sowie bei tagesstrukturierenden MaBnahmen (abgekiirzt: Werkstétten) ausgelau-
fen. In Anbetracht der aktuellen Pandemieentwicklung kénnen erneute Werkstatt-
schlieBungen nicht ausgeschlossen werden. Wegen des Auslaufens der Uber-
gangsregelung kann wéhrend eventueller Schlieizeiten der fiir die Mehraufwen-
dungen fiir die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung zu gewahrende Mehrbedarf
nicht weiter gezahlt werden.

Am 31. Dezember 2021 laufen Sonderregelungen anldsslich der COVID-19-Pan-
demie aus, die Erleichterungen fiir Wahlen und Beschlussfassungen der Rechts-
anwaltskammern, der Bundesrechtsanwaltskammer, der Patentanwaltskammer,
der Notarkammern, der Bundesnotarkammer, der Notar- und Landernotarkasse,
der Wirtschaftspriiferkammer, der Steuerberaterkammern und der Bundessteuer-
beraterkammer schaffen. Es wurde insbesondere die Mdoglichkeit schriftlicher
Verfahren eingefiihrt bzw. vereinfacht, um die Kammern und Kassen in die Lage



Drucksache 20/188 —4- Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

zu versetzen, trotz der im Zuge der COVID-19-Pandemie geltenden Beschrin-
kungen rechtssicher entscheiden und handeln zu kdnnen. Die wieder stark gestie-
genen Inzidenzzahlen in Verbindung mit einer noch nicht ausreichenden Impf-
quote machen eine Verlingerung dieser Moglichkeiten iiber den 31. Dezem-
ber 2021 hinaus erforderlich, um Wahlen und Beschlussfassungen der genannten
Kammern im Bedarfsfall auch weiterhin ohne physische Prasenz der Teilnehmer
zu ermoglichen.

B. Losung

Aus medizinisch-epidemiologischer Sicht ist eine sehr hohe Impfquote in Situati-
onen, in denen Beschéftigte Kontakt zu vulnerablen Personengruppen haben, es-
sentiell. Die Impfung reduziert das Risiko, sich mit SARS-CoV-2 zu infizieren
und SARS-CoV-2 an andere Menschen zu iibertragen, substanziell. In den ge-
nannten Einrichtungen Tétige kénnen durch eine Impfung dazu beitragen, das Ri-
siko einer COVID-19-Erkrankung auch fiir die vulnerablen Personen so weit wie
moglich zu reduzieren.

Zum Schutz der offentlichen Gesundheit und vulnerabler Personengruppen vor
einer COVID-19-Erkrankung wird vorgesehen, dass in bestimmten Einrichtungen
und Unternehmen tdtige Personen geimpft oder genesen sein oder ein &rztliches
Zeugnis iiber das Bestehen einer Kontraindikation gegen eine Impfung gegen CO-
VID-19 besitzen miissen. Fiir bestehende und bis zum 15. Mérz 2022 einzuge-
hende Tatigkeitsverhéltnisse ist die Vorlagepflicht bis zum 15. Mérz 2022 zu er-
fiillen. Neue Tétigkeitsverhéltnisse konnen ab dem 16. Mérz 2022 nur bei Vorlage
eines entsprechenden Nachweises eingegangen werden. Nachweise, die ab dem
16. Mérz 2022 durch Zeitablauf ihre Giiltigkeit verlieren, miissen innerhalb eines
Monats nach Ablauf der Giiltigkeit bei der Einrichtungs- oder Unternehmenslei-
tung durch Vorlage eines giiltigen Nachweises ersetzt werden. Bestehen Zweifel
an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises, kann
das Gesundheitsamt Ermittlungen einleiten und einer Person, die trotz der Anfor-
derung keinen Nachweis innerhalb einer angemessenen Frist vorlegt oder der
Aufforderung zu einer drztlichen Untersuchung nicht Folge leistet, untersagen,
dass sie die dem Betrieb der genannten Einrichtung oder des Unternehmens die-
nenden Rdume betritt oder in einer solchen Einrichtung oder einem solchen Un-
ternehmen titig wird.

Aufgrund der derzeit bestehenden sehr hohen Nachfrage nach Auffrischungsimp-
fungen, aber auch der wieder steigenden Nachfrage nach Erst- und Zweitimpfun-
gen ist eine schnelle Organisation und Durchfithrung der Auffrischungsimpfun-
gen notwendig. Um diesen Bedarf bestmoglich und auch perspektivisch zu de-
cken, werden zusitzlich zu Arztinnen und Arzten ausnahmsweise auch Zahnérzte
und Zahnérztinnen, Tierdrzte und Tierdrztinnen sowie Apotheker und Apotheke-
rinnen zur Durchfiihrung von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-
CoV-2 fiir einen voriibergehenden Zeitraum berechtigt, sofern sie die dafiir erfor-
derlichen fachlichen Voraussetzungen erfiillen, also insbesondere entsprechend
geschult sind.

Die neue einrichtungsbezogene Impfpflicht gegen COVID-19 und die Erweite-
rung des Kreises der impfberechtigten Personen beziiglich der Impfungen gegen
COVID-19 sollen auf ihre Wirksamkeit und Reformbediirftigkeit hin evaluiert
werden.

Aufgrund eines zunehmenden pandemischen Infektionsgeschehens besteht die
Notwendigkeit, die stationdre Versorgung von Patientinnen und Patienten, die
aufgrund einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 stationdr behandelt
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werden miissen, durch zusétzliche gezielte Malnahmen aktuell und mit Blick auf
die Dynamik der Erkrankung zukiinftig sicherzustellen. Gleichzeitig muss ge-
wihrleistet sein, dass die reguldre stationdre Versorgung von nicht an COVID-19
erkrankten Patientinnen und Patienten weiterhin im medizinisch notwendigen
Umfang sichergestellt ist.

Um negative finanzielle Folgen und Liquidititsengpésse fiir Krankenhduser, die
zur Erhohung der Verfligbarkeit der Behandlungskapazititen planbare Aufnah-
men, Operationen und Eingriffe in medizinisch vertretbarer Weise verschieben
oder aussetzen, zu vermeiden, stellt der Bund den Krankenhéusern, die einen Zu-
schlag fiir die Teilnahme an der umfassenden oder erweiterten Notfallversorgung
oder der Basisnotfallversorgung vereinbart haben, oder die die Voraussetzungen
hierfiir erfiillen und dies der Landesbehdrde nachweisen, kurzfristig einen finan-
ziellen Ausgleich zur Verfligung, sofern bei diesen Krankenhiusern ein Bele-
gungsriickgang im relevanten Zeitraum eintritt.

Die Ausgleichszahlungen sollen insbesondere diejenigen Krankenhéuser unter-
stiitzen, die zwar nicht primér in die Versorgung von Patientinnen und Patienten
eingebunden sind, die mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert sind, bei-
spielsweise aufgrund von bereits erfolgten landesrechtlichen Freihalteanordnun-
gen oder aufgrund von Verlegungen innerhalb der Kleeblattsysteme der Lénder
bzw. bundesweit im Rahmen dieser Kleeblattsysteme aktuell und perspektivisch
jedoch stark belastetet sind.

Als weitere entlastende Mallnahme werden in Krankenhdusern, die Patientinnen
und Patienten mit einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 oder mit
dem Verdacht auf eine entsprechende Infektion behandeln, die Einhaltung be-
stimmter Mindestmerkmale aus dem Operationen- und Prozedurenschliissel
(OPS) voriibergehend von der Priifung der Abrechnung ausgenommen und im
Rahmen der 2021 erstmals von den Medizinischen Diensten durchzufiihrenden
Strukturpriifung Ausnahmen von der Nachweispflicht bestimmter Strukturmerk-
male des OPS vorgesehen.

Die am 30. Juni 2021 ausgelaufenen pandemiebedingten Sonderregelungen zur
Durchfiihrung virtueller Betriebsversammlungen und Versammlungen der leiten-
den Angestellten sowie der Durchfithrung von Sitzungen der Einigungsstelle, der
Heimarbeitsausschiisse und der Gremien nach dem Europédischen Betriebsrite-
Gesetz sowie dem SE-Beteiligungsgesetz und SCE-Beteiligungsgesetz im Rah-
men der Unterrichtung und Anhérung werden, befristet bis zum 19. Mérz 2022,
mit Moglichkeit der einmaligen Verldngerung durch Beschluss des Deutschen
Bundestages wieder eingefiihrt.

Mit dem Gesetzentwurf soll geregelt werden, dass in begriindeten Fillen die Teil-
nahme an einer Sitzung und Beschlussfassung der Pflegekommission unter be-
stimmten Voraussetzungen in Form von Video- oder Telefonkonferenzen mog-
lich ist.

Die Ubergangsregelung zu den Mehrbedarfen fiir gemeinschaftliche Mittagsver-
pflegung in Werkstitten wird, ebenso wie die bereits durch die Artikel 9 und 10
des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBI. I S. 4906) erfolgte Verlidngerung
der Regelungen zum erleichterten Zugang zu den sozialen Mindestsicherungssys-
temen, bis zum 31. Mérz 2022 verlangert. Dariiber hinaus wird eine Verordnungs-
ermichtigung vorgesehen, damit die Ubergangsregelung bei Bedarf bis lingstens
zum 31. Dezember 2022 verlidngert werden kann.

Die pandemiebedingten Sonderregelungen zur Gewéhrleistung der Handlungsfa-
higkeit der Rechtsanwaltskammern, der Bundesrechtsanwaltskammer, der Patent-
anwaltskammer, der Notarkammern, der Bundesnotarkammer, der Notar- und
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Landernotarkasse, der Wirtschaftspriiferkammer, der Steuerberaterkammern und
der Bundessteuerberaterkammer werden bis zum 30. Juni 2022 verldngert.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Bund, Linder und Gemeinden

Infektionsschutzgesetz — IfSG

Der Gesetzentwurf bezweckt eine weitere Steigerung der Impfquote unter den in
bestimmten Einrichtungen und Unternehmen tétigen Personen und den Schutz
vulnerabler Personengruppen vor einer COVID-19 Erkrankung. Durch den Ge-
setzentwurf werden unmittelbar keine zusétzlichen Kosten geschaffen, die iiber
die nach der Coronavirus-Impfverordnung fiir die Schutzimpfungen entstehenden
Kosten hinausgehen.

Zwolftes Buch Sozialgesetzbuch — SGB XII —
und Bundesversorgungsgesetz —-BVG

Fiir das Vierte Kapitel des Zwdlften Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) entste-
hen wegen der Verlingerung der Ubergangsregelung fiir die gemeinschaftliche
Mittagsverpflegung in Werkstétten keine Mehrkosten. Die Verldngerung fiihrt le-
diglich dazu, dass keine Einsparungen entstehen, weil der zeitweise Entfall des
Mehrbedarfs infolge der SchlieBung von Werkstétten verhindert wird. Entspre-
chendes gilt in der Ergéinzenden Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Bundesver-
sorgungsgesetz (BVG). Allerdings sind die bei Verlingerung der Ubergangsrege-
lung nicht eintretenden Minderausgaben aufgrund der geringen Anzahl an Emp-
fangerinnen und Empfingern nach dem BVG geringer als im Vierten Kapitel des
SGB XII und sie lassen sich ebenfalls nicht quantifizieren. Diese Finanzwirkung
entfillt im BVG zu rund 48 Prozent auf die Linder und zu rund 52 Prozent auf
den Bund.

Krankenhausfinanzierungsgesetz — KHG

Durch die Wiedereinfithrung von Ausgleichszahlungen flir somatische Kranken-
hiuser, die vorsorglich zur Behandlung von mit dem Coronavirus SARS-CoV-2
infizierten Patientinnen und Patienten Betten freihalten und hierzu planbare Ope-
rationen verschieben, ergeben sich fiir den Bund Mehrausgaben, deren Hohe im
Sinne einer Faustformel geschétzt werden kann. Aufgrund der Unsicherheiten in
Bezug auf die Entwicklung des Infektionsgeschehens ist eine genaue Quantifizie-
rung nicht moglich. Es wird angenommen, dass alle Krankenhéuser, die einen
Zuschlag fiir die Teilnahme an der umfassenden, der erweiterten oder der Basis-
stufe der Notfallversorgung vereinbart haben oder die die Voraussetzungen hier-
fiir erfiillen und dies gegeniiber der Landesbehérde nachweisen, Ausgleichszah-
lungen erhalten. Mithilfe der Prognose des Spitzenverbandes Bund der Kranken-
kassen iiber diejenigen Krankenhduser, die der umfassenden, der erweiterten oder
der Basisnotfallstufe zugeordnet werden, ergeben sich bei einem angenommenen
Belegungsriickgang von 20 Prozent gegeniiber dem entsprechenden Zeitraum im
Jahr 2019 fiir einen Monat Mehrausgaben in Héhe von rund 1,1 Milliarden Euro.
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Gesetzliche Krankenversicherung

Gleichzeitig geht mit der Verbesserung der Impfprivention eine Verhiitung von
Infektionen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 einher. Dadurch werden Kosten
fiir Krankenbehandlungen in nicht quantifizierbarer Hohe vermieden.

Da die an Krankenhéuser zu erstattenden Ausgleichszahlungen im Gesamtjahres-
ausgleich 2021 beriicksichtigt werden, entstehen der gesetzlichen Krankenversi-
cherung aufgrund der Wiedereinfiihrung der Ausgleichszahlungen nicht quantifi-
zierbare Minderausgaben. Diesen stehen nicht quantifizierbare Mehrausgaben ge-
geniiber, die im Rahmen des Gesamtjahresausgleichs 2021 daraus resultieren,
dass die Versorgungsaufschldge nur noch zu 50 Prozent bei der Ermittlung der
Erlose der Krankenhduser fiir das Jahr 2021 beriicksichtigt werden.

Durch die zu vereinbarenden Zuschlédge fiir entstehende Mehraufwendungen fiir
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen entstehen Mehrausgaben in nicht
quantifizierbarer Hohe.

Der Erfiillungsaufwand des Bundesamts fiir Soziale Sicherung (BAS) wird, so-
fern er der Verwaltung des Gesundheitsfonds zuzuordnen ist, inklusive moglicher
Personalkosten aus dem Gesundheitsfonds refinanziert.

E. Erfillungsaufwand

E.1 Erflllungsaufwand flr Birgerinnen und Birger

Fiir die von § 20a IfSG erfassten Biirgerinnen und Biirger entsteht Erfiillungsauf-
wand durch die Vorlagepflicht von Impf- oder Genesenennachweisen oder eines
arztlichen Zeugnisses iiber das Bestehen einer Kontraindikation gegen eine Imp-
fung gegen COVID-19. Diese Nachweise werden auch fiir viele weitere Bereiche
des téglichen Lebens benétigt und diirften in der iiberwiegenden Zahl der Fille
bereits vorliegen. Des Weiteren ist zu beriicksichtigen, dass die Impfdokumenta-
tion zu den Leistungen bei der Impfung gehort, die bundesweit niedrigschwellig
angeboten werden. Daher besteht ein allenfalls geringfiligiger Erfiillungsaufwand.

Die Weitergeltung der Ubergangsregelung fiir die Bedarfe fiir die Mittagsverpfle-
gung in Werkstétten verursacht keinen zusétzlichen Erfiillungsaufwand bei den
Leistungsberechtigten nach dem SGB XII und dem BVG.

E.2 Erflllungsaufwand fir die Wirtschaft

Allen Gesundheitseinrichtungen und anderen erfassten Einrichtungen und Unter-
nehmen entsteht Erfiillungsaufwand durch die Anforderung und Priifung der vor-
zulegenden Nachweise sowie durch die Benachrichtigungen des Gesundheitsamts
iiber sdumige Personen in geringfiigiger, nicht quantifizierbarer Hohe.

Durch die Wiedereinfithrung der pandemiebedingten, befristeten Sonderregelun-
gen zur Ermoglichung virtueller Versammlungen und Sitzungen entsteht kein Er-
fiillungsaufwand fiir die Wirtschaft. Die seit Mérz 2020 bestehende Ubergangsre-
gelung flir die Fortgew#hrung des Mehrbedarfs fiir gemeinschaftliche Mittagsver-
pflegung in Werkstitten bei pandemiebedingter SchlieBung bleibt bestehen. Fiir
die Wirtschaft entsteht keine zusétzliche finanzielle oder zeitliche Belastung.

Krankenhéusern entsteht mit der Meldung ihres Ausgleichsanspruchs fiir die Aus-
setzung oder Verschiebung planbarer Leistungen gegeniiber den Léndern geringer
Erflillungsaufwand in nicht quantifizierbarer Hohe.
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Durch die Verlidngerung der pandemiebedingten, befristeten Sonderregelungen
zur Gewihrleistung der Handlungsfahigkeit der Rechtsanwaltskammern, der
Bundesrechtsanwaltskammer, der Patentanwaltskammer, der Notarkammern, der
Bundesnotarkammer, der Notar- und Lindernotarkasse, der Wirtschaftspriifer-
kammer, der Steuerberaterkammern und der Bundessteuerberaterkammer entsteht
kein Erflillungsaufwand fiir die Wirtschaft.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.

E.3 Erflllungsaufwand der Verwaltung

Allen Gesundheitseinrichtungen und anderen erfassten Einrichtungen und Unter-
nehmen in 6ffentlicher Trigerschaft entsteht Erfiillungsaufwand durch die Anfor-
derung und Priifung der vorzulegenden Nachweise sowie durch die Benachrichti-
gungen des Gesundheitsamts iiber sdumige Personen in geringfiigiger, nicht quan-
tifizierbarer Hohe.

Den Gesundheitsdmtern entsteht ein nicht quantifizierbarer Erfiillungsaufwand
durch die Anforderung und Priifung der vorzulegenden Nachweise. Den Gesund-
heitsdmtern entsteht aufgrund des erforderlichen Vorgehens gegen sdumige Per-
sonen und Einrichtungen insbesondere durch Verbotsverfiigungen oder BuB3geld-
verfahren Erfiillungsaufwand in nicht quantifizierbarer Hohe, dem Einnahmen
durch Bufigelder in ebenfalls nicht quantifizierbarer Héhe gegeniiberstehen.

Die seit Mirz 2020 bestehende Ubergangsregelung fiir die Fortgewdhrung der
Mehraufwendung fiir gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in Werkstétten bei
pandemiebedingter SchlieBung bleibt bestehen. Fiir die Verwaltung entsteht keine
zusitzliche finanzielle oder zeitliche Be- oder Entlastung.

Fiir die Lander entsteht Erflillungsaufwand aufgrund der Sammlung und Priifung
der von den Krankenhédusern angemeldeten Ausgleichszahlungen sowie der Ab-
wicklung der Zahlungen mit dem Bundesamt fiir Soziale Sicherung (BAS) in
Hohe von rund 1 Million Euro. Hierbei wird unterstellt, dass in 16 Liandern 30
Tage lang jeweils eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter zwei Stunden mit der
administrativen Umsetzung der Hilfen beschiftigt ist.

Fiir das BAS entsteht geringer Erfiillungsaufwand fiir die Abwicklung der Zah-
lungen zwischen BAS und Léndern in Hohe von rund 15 000 Euro. Hierbei wird
unterstellt, dass zwei Mitarbeiter 30 Tage lang jeweils vier Stunden mit der Ab-
wicklung befasst sind. Der Erfiillungsaufwand wird, sofern er der Verwaltung des
Gesundheitsfonds zuzuordnen ist, inklusive moglicher Personalkosten aus dem
Gesundheitsfonds refinanziert.

Durch den Verzicht auf die Priifung bzw. den Nachweis bestimmter Mindest- und
Strukturmerkmale von OPS-Kodes konnen Entlastungen der Medizinischen
Dienste entstehen, die nicht quantifizierbar sind.

F. Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Ver-
braucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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1.

Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der Impfpravention gegen COVID-19 und zur
Anderung weiterer Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie

Vom ...

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Infektionsschutzgesetzes

Das Infektionsschutzgesetz vom 20. Juli 2000 (BGBI. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 22. November 2021 (BGBI. I S. 4906) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

In der Inhaltsiibersicht werden nach der Angabe zu § 20 die folgenden Angaben eingefiigt:

»§ 20a Immunitdtsnachweis gegen COVID-19

§ 20b  Durchfiihrung von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2%.

2.
a)
b)
©)
3.

a)

§ 5 wird wie folgt gedndert:

Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefiigt:

»Das Bundesministerium fiir Gesundheit wird abweichend von Satz 1 erméchtigt, eine Rechtsverord-
nung nach Satz 1 Nummer 7 Buchstabe b bis f auch nach Authebung der Feststellung der epidemischen
Lage von nationaler Tragweite durch den Deutschen Bundestag nach Absatz 1 Satz 2 zu erlassen, so-
weit Regelungen nach Satz 1 Nummer 7 Buchstabe a bis f im Rahmen der Bewéltigung der COVID-
19-Pandemie oder ihrer Folgen erforderlich sind.*

Dem Absatz 4 werden die folgenden Sétze angefiigt:

»Eine auf Grund des Absatzes 2 Satz 3 erlassene Rechtsverordnung tritt spitestens mit Ablauf des
31. Miérz 2022 auBBer Kraft. Der Deutsche Bundestag kann durch im Bundesgesetzblatt bekanntzuma-
chenden Beschluss einmalig die Frist nach Satz 8 um sechs Monate verlangern.*

In Absatz 9 Satz 1 wird nach der Angabe ,,5a* ein Komma und die Angabe ,,20a, 20b* eingefiigt und
werden die Worter ,,im Rahmen der nach Absatz 1 Satz 1 festgestellten epidemischen Lage von natio-
naler Tragweite™ durch die Worter ,,im Rahmen der Coronavirus-SARS-CoV-2-Pandemie* ersetzt.

§ 20 wird wie folgt gedndert:

Absatz 9 Satz 2 bis 5 wird wie folgt gefasst:

,Wenn der Nachweis nach Satz 1 von einer Person, die auf Grund einer nach Satz 8 zugelassenen Aus-
nahme oder nach Satz 9 in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 1 bis 3 betreut oder in Ein-
richtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4 beschéftigt
oder tétig werden darf, nicht vorgelegt wird oder wenn Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Rich-
tigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen Einrichtung unverziiglich
das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die Einrichtung befindet, dariiber zu benachrichtigen und
dem Gesundheitsamt personenbezogene Daten zu iibermitteln. Die oberste Landesgesundheitsbehorde
oder die von ihr bestimmte Stelle kann bestimmen, dass

1. der Nachweis nach Satz 1 nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung, sondern dem Gesundheits-
amt oder einer anderen staatlichen Stelle gegeniiber zu erbringen ist,
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b)

2. die Benachrichtigung nach Satz 2 nicht durch die Leitung der jeweiligen Einrichtung, sondern
durch die nach Nummer 1 bestimmte Stelle zu erfolgen hat,

3. die Benachrichtigung nach Satz 2 nicht gegeniiber dem Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die
jeweilige Einrichtung befindet, sondern gegeniiber einer anderen staatlichen Stelle zu erfolgen hat.

Die Behorde, die fiir die Erteilung der Erlaubnis nach § 43 Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetz-
buch zustindig ist, kann bestimmen, dass vor dem Beginn der Tétigkeit im Rahmen der Kindertages-
pflege der Nachweis nach Satz 1 ihr gegeniiber zu erbringen ist; in diesen Féllen hat die Benachrichti-
gung nach Satz 2 durch sie zu erfolgen. Eine Benachrichtigungspflicht nach Satz 2 besteht nicht, wenn
der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder der anderen nach Satz 3 Nummer 2 oder Satz 4 bestimmten
Stelle bekannt ist, dass das Gesundheitsamt oder die andere nach Satz 3 Nummer 3 bestimmten Stelle
iiber den Fall bereits informiert ist.

Nach Absatz 9 wird folgender Absatz 9a eingefligt:

»(9a) Sofern sich ergibt, dass ein Impfschutz gegen Masern erst zu einem spateren Zeitpunkt mog-
lich ist oder vervollstindigt werden kann oder ein Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 Nummer 2 seine
Giiltigkeit auf Grund Zeitablaufs verliert, haben Personen, die in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33
Nummer 1 bis 3 betreut werden oder in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4
oder § 36 Absatz 1 Nummer 4 titig sind, der Leitung der jeweiligen Einrichtung einen Nachweis nach
Absatz 9 Satz 1 innerhalb eines Monats, nachdem es ithnen mdglich war, einen Impfschutz gegen Ma-
sern zu erlangen oder zu vervollstdndigen, oder innerhalb eines Monats nach Ablauf der Giiltigkeit des
bisherigen Nachweises nach Absatz 9 Satz 1 Nummer 2 vorzulegen. Wenn der Nachweis nach Satz 1
nicht innerhalb dieses Monats vorgelegt wird oder wenn Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Rich-
tigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen Einrichtung unverziiglich
das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die jeweilige Einrichtung befindet, dariiber zu benachrichti-
gen und dem Gesundheitsamt personenbezogene Daten zu libermitteln. Absatz 9 Satz 3 gilt entspre-
chend.”

Die Absétze 10 und 11 werden wie folgt gefasst:

,»(10)Personen, die am 1. Mérz 2020 bereits in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 1
bis 3 betreut wurden und noch werden oder in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1
bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4 titig waren und noch sind, haben der Leitung der jeweiligen Ein-
richtung einen Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 bis zum Ablauf des 31. Juli 2022 vorzulegen. Wenn der
Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 nicht bis zum Ablauf des 31. Juli 2022 vorgelegt wird oder wenn Zwei-
fel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung
der jeweiligen Einrichtung unverziiglich das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die Einrichtung
befindet, dariiber zu benachrichtigen und dem Gesundheitsamt personenbezogene Daten zu tibermitteln.
Absatz 9 Satz 3 und 4 findet entsprechende Anwendung.

(11) Personen, die bereits vier Wochen in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 4 be-
treut werden oder in Einrichtungen nach § 36 Absatz 1 Nummer 4 untergebracht sind, haben der Lei-
tung der jeweiligen Einrichtung einen Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 wie folgt vorzulegen:

1. innerhalb von vier weiteren Wochen oder,

2. wenn sie am 1. Mérz 2020 bereits betreut wurden und noch werden oder untergebracht waren und
noch sind, bis zum Ablauf des 31. Juli 2022.

Wenn der Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 in den Féllen des Satzes 1 Nummer 1 nicht innerhalb von
vier weiteren Wochen oder in den Féllen von Satz 1 Nummer 2 nicht bis zum Ablauf des 31. Juli 2022
vorgelegt wird oder wenn Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nach-
weises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen Einrichtung unverziiglich das Gesundheitsamt, in des-
sen Bezirk sich die Einrichtung befindet, dariiber zu benachrichtigen und dem Gesundheitsamt perso-
nenbezogene Daten zu {ibermitteln. Absatz 9 Satz 3 findet entsprechende Anwendung.*
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d)

Absatz 12 Satz 2 bis 6 wird durch die folgenden Sitze ersetzt:

,.Bestehen Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises, so kann
das Gesundheitsamt eine drztliche Untersuchung dazu anordnen, ob die betroffene Person auf Grund
einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen Masern geimpft werden kann. Wenn der Nachweis
nach Absatz 9 Satz 1 nicht innerhalb einer angemessenen Frist vorgelegt wird, kann das Gesundheits-
amt die zur Vorlage des Nachweises verpflichtete Person zu einer Beratung laden und hat diese zu einer
Vervollstindigung des Impfschutzes gegen Masern aufzufordern. Das Gesundheitsamt kann einer Per-
son, die trotz der Anforderung nach Satz 1 keinen Nachweis innerhalb einer angemessenen Frist vorlegt
oder der Anordnung einer drztlichen Untersuchung nach Satz 2 nicht Folge leistet, untersagen, dass sie
die dem Betrieb einer in Absatz 8 Satz 1 genannten Einrichtung dienenden Rdume betritt oder in einer
solchen Einrichtung tétig wird. Einer Person, die einer gesetzlichen Schulpflicht unterliegt, kann in
Abweichung von Satz 4 nicht untersagt werden, die dem Betrieb einer Einrichtung nach § 33 Nummer 3
dienenden Rédume zu betreten. Einer Person, die einer Unterbringungspflicht unterliegt, kann in Abwei-
chung von Satz 4 nicht untersagt werden, die dem Betrieb einer Gemeinschaftseinrichtung nach § 33
Nummer 4 oder einer Einrichtung nach § 36 Absatz 1 Nummer 4 dienenden Rdume zu betreten. Wider-
spruch und Anfechtungsklage gegen eine vom Gesundheitsamt nach Satz 2 erlassene Anordnung oder
ein von ihm nach Satz 4 erteiltes Verbot haben keine aufschiebende Wirkung.*

4. Nach § 20 werden die folgenden §§ 20a und 20b eingefiigt:

»§ 20a
Immunititsnachweis gegen COVID-19

(1) Folgende Personen miissen ab dem 15. Marz 2022 entweder geimpfte oder genesene Personen im

Sinne des § 2 Nummer 2 oder Nummer 4 der COVID-19-Schutzmafinahmen-Ausnahmenverordnung in der
jeweils geltenden Fassung sein:

1.

Personen, die in folgenden Einrichtungen oder Unternehmen titig sind:

a) Krankenhiuser,

b) Einrichtungen fiir ambulantes Operieren,

c) Vorsorge- oder Rehabilitationseinrichtungen,

d) Dialyseeinrichtungen,

e) Tageskliniken,

f)  Entbindungseinrichtungen einschlielich freiberuflich titiger Hebammen,

g) Behandlungs- oder Versorgungseinrichtungen, die mit einer der in den Buchstaben a bis f genann-
ten Einrichtungen vergleichbar sind,

h) Arztpraxen, Zahnarztpraxen,
1)  Praxen sonstiger humanmedizinischer Heilberufe,

j)  Einrichtungen des 6ffentlichen Gesundheitsdienstes, in denen medizinische Untersuchungen, Préa-
ventionsmafinahmen oder ambulante Behandlungen durchgefiihrt werden,

k) Rettungsdienste,
1) sozialpddiatrische Zentren nach § 119 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch,

m) medizinische Behandlungszentren fiir Erwachsene mit geistiger Behinderung oder schweren
Mehrfachbehinderungen nach § 119c¢ des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch,

Personen, die in voll- oder teilstationdren Einrichtungen zur Betreuung und Unterbringung &lterer, be-
hinderter oder pflegebediirftiger Menschen oder in vergleichbaren Einrichtungen tétig sind,
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3. Personen, die in ambulanten Pflegediensten und weiteren Unternehmen, die den in Nummer 2 genann-
ten Einrichtungen vergleichbare Dienstleistungen im ambulanten Bereich anbieten, tétig sind.

Satz 1 gilt nicht fiir Personen, die auf Grund einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen das Corona-
virus SARS-CoV-2 geimpft werden konnen.

(2) Personen, die in den in Absatz 1 Satz 1 genannten Einrichtungen oder Unternehmen titig sind,
haben der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens bis zum Ablauf des
15. Mérz 2022 folgenden Nachweis vorzulegen:

1. einen Impfnachweis im Sinne des § 2 Nummer 3 der COVID-19-Schutzma3nahmen-Ausnahmenver-
ordnung in der jeweils geltenden Fassung,

2. einen Genesenennachweis im Sinne des § 2 Nummer 5 der COVID-19-SchutzmalBinahmen-Ausnah-
menverordnung in der jeweils geltenden Fassung oder

3. ein drztliches Zeugnis dariiber, dass sie auf Grund einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen
das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft werden kdnnen.

Wenn der Nachweis nach Satz 1 nicht bis zum Ablauf des 15. Mérz 2022 vorgelegt wird oder wenn Zweifel
an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung der je-
weiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens unverziiglich das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk
sich die jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, dariiber zu benachrichtigen und
dem Gesundheitsamt personenbezogene Daten zu iibermitteln. Die oberste Landesgesundheitsbehorde oder
die von ihr bestimmte Stelle kann bestimmen, dass

1. der Nachweis nach Satz 1 nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unterneh-
mens, sondern dem Gesundheitsamt oder einer anderen staatlichen Stelle gegeniiber zu erbringen ist,

2. die Benachrichtigung nach Satz 2 nicht durch die Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweili-
gen Unternehmens, sondern durch die nach Nummer 1 bestimmte Stelle zu erfolgen hat,

3. die Benachrichtigung nach Satz 2 nicht gegeniiber dem Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die je-
weilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, sondern gegeniiber einer anderen staat-
lichen Stelle zu erfolgen hat.

(3) Personen, die in den in Absatz 1 Satz 1 genannten Einrichtungen oder Unternehmen ab dem
16. Mirz 2022 titig werden sollen, haben der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unter-
nehmens vor Beginn ihrer Tétigkeit einen Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 vorzulegen. Wenn Zweifel an der
Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen
Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens unverziiglich das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die
jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, dariiber zu benachrichtigen und dem Ge-
sundheitsamt personenbezogene Daten zu libermitteln. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. Eine Person nach
Satz 1, die keinen Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 vorlegt, darf nicht in den in Absatz 1 Satz 1 genannten
Einrichtungen oder Unternehmen beschiftigt werden. Eine Person nach Satz 1, die iiber keinen Nachweis
nach Absatz 2 Satz 1 verfiigt oder diesen nicht vorlegt, darf nicht in den in Absatz 1 Satz 1 genannten Ein-
richtungen oder Unternehmen titig werden. Die oberste Landesgesundheitsbehdrde oder die von ihr be-
stimmte Stelle kann allgemeine Ausnahmen von den Sétzen 4 und 5 zulassen, wenn das Paul-Ehrlich-Institut
auf seiner Internetseite einen Lieferengpass zu allen Impfstoffen mit einer Komponente gegen das Corona-
virus SARS-CoV-2, die fiir das Inverkehrbringen in Deutschland zugelassen oder genehmigt sind, bekannt
gemacht hat; parallel importierte und parallel vertriebene Impfstoffe mit einer Komponente gegen das
Coronavirus SARS-CoV-2 bleiben unberiicksichtigt.

(4) Soweit ein Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 ab dem 16. Mérz 2022 seine Giiltigkeit auf Grund Zei-
tablaufs verliert, haben Personen, die in den in Absatz 1 Satz 1 genannten Einrichtungen oder Unternehmen
tatig sind, der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens einen neuen Nachweis
nach Absatz 2 Satz 1 innerhalb eines Monats nach Ablauf der Giiltigkeit des bisherigen Nachweises vorzu-
legen. Wenn der neue Nachweis nach Satz 1 nicht innerhalb dieses Monats vorgelegt wird oder wenn Zweifel
an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung der je-
weiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens unverziiglich das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk
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sich die jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, dariiber zu benachrichtigen und
dem Gesundheitsamt personenbezogene Daten zu libermitteln. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.

(5) Diein Absatz 1 Satz 1 genannten Personen haben dem Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die
jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, auf Anforderung einen Nachweis nach Ab-
satz 2 Satz 1 vorzulegen. Bestehen Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten
Nachweises, so kann das Gesundheitsamt eine drztliche Untersuchung dazu anordnen, ob die betroffene Per-
son auf Grund einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft
werden kann. Das Gesundheitsamt kann einer Person, die trotz der Anforderung nach Satz 1 keinen Nach-
weis innerhalb einer angemessenen Frist vorlegt oder der Anordnung einer drztlichen Untersuchung nach
Satz 2 nicht Folge leistet, untersagen, dass sie die dem Betrieb einer in Absatz 1 Satz 1 genannten Einrich-
tung oder eines in Absatz 1 Satz 1 genannten Unternehmens dienenden Rdume betritt oder in einer solchen
Einrichtung oder einem solchen Unternehmen tétig wird. Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine
vom Gesundheitsamt nach Satz 2 erlassene Anordnung oder ein von ihm nach Satz 3 erteiltes Verbot haben
keine aufschiebende Wirkung.

(6) Durchdie Absitze 1 bis 5 wird das Grundrecht der kdrperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2
Satz 1 des Grundgesetzes) eingeschrinkt.

§ 20b
Durchfiihrung von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2

(1) Abweichend von § 20 Absatz 4 Satz 1 sind Zahnérzte, Tierdrzte sowie Apotheker zur Durchfiih-
rung von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 bei Personen, die das zwolfte Lebensjahr
vollendet haben, berechtigt, wenn

1. sie hierfiir drztlich geschult wurden und ihnen die erfolgreiche Teilnahme an der Schulung bestitigt
wurde und

2. ihnen eine geeignete Raumlichkeit mit der Ausstattung zur Verfiigung steht, die fiir die Durchfiihrung
von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 erforderlich ist, oder der Zahnarzt, der
Tierarzt oder der Apotheker in andere geeignete Strukturen, insbesondere ein mobiles Impfteam, ein-
gebunden ist.

(2) Die arztliche Schulung nach Absatz 1 Nummer 1 hat insbesondere die Vermittlung der folgenden
Kenntnisse, Fahigkeiten und Fertigkeiten zu umfassen:

1. Kenntnisse, Fahigkeiten und Fertigkeiten zur Durchfithrung der Schutzimpfung gegen das Coronavirus
SARS-CoV-2, insbesondere zur

a) Aufklarung,

b) Erhebung der Anamnese einschlieBlich der Impfanamnese und der Feststellung der aktuellen Be-
findlichkeit zum Ausschluss akuter Erkrankungen oder Allergien,

c) weiteren Impfberatung und
d) Einholung der Einwilligung der zu impfenden Person,
2. Kenntnis von Kontraindikationen sowie Fahigkeiten und Fertigkeiten zu deren Beachtung und

3. Kenntnis von Notfallmainahmen bei eventuellen akuten Impfreaktionen sowie Fahigkeiten und Fertig-
keiten zur Durchfiihrung dieser Notfallmafinahmen.

Die érztlichen Schulungen sind so zu gestalten, dass diese die bereits erworbenen Kenntnisse, Fihigkeiten
und Kompetenzen, iiber die jeder Berufsangehdrige, der an der jeweiligen &drztlichen Schutzimpfung teil-
nimmt, verfligt, beriicksichtigen und auf diesen aufbauen. Bereits im Rahmen von Modellvorhaben nach
§ 132j des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch durchgefiihrte drztliche Schulungen berechtigen zur Durchfiih-
rung von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 bei Personen, die das 18. Lebensjahr voll-
endet haben.
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(3) Bis zum 31. Dezember 2021 entwickeln in Zusammenarbeit mit der Bundesirztekammer:
die Bundesapothekerkammer ein Mustercurriculum fiir die drztliche Schulung der Apotheker,
die Bundeszahnirztekammer ein Mustercurriculum fiir die drztliche Schulung der Zahnirzte und
die Bundestierdrztekammer ein Mustercurriculum fiir die drztliche Schulung der Tierérzte.

(4) Die Moglichkeit der drztlichen Delegation der Durchfiihrung von Schutzimpfungen gegen das

Coronavirus SARS-CoV-2 auf nichtirztliches Gesundheitspersonal bleibt unbertihrt.*

5.
a)
b)
6.
a)
b)
©)
7.

a)

b)

§ 22 wird wie folgt gedndert:

In Absatz 4b Nummer 2 werden die "Wé')rter nder fur die Testung verantwortlichen Person® durch die
Worter ,,der zur Durchfithrung oder Uberwachung der Testung befugten Person‘ ersetzt.

In Absatz 4d Nummer 2nwerden vor dem Komma am Ende die Worter ,,sowie Name und Anschrift der
zur Durchfiihrung oder Uberwachung der Testung befugten Person‘ eingefiigt.

§ 28a wird wie folgt gedndert:

In Absatz 7 Satz 2 wird die Angabe ,,Satz 2* durch die Worter ,,Satz 1 und 2% ersetzt.
Absatz 8 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»Nach dem Ende einer durch den Deutschen Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 1 festgestellten epide-
mischen Lage von nationaler Tragweite konnen die Absétze 1 bis 6 auch angewendet werden, soweit
und solange die konkrete Gefahr der epidemischen Ausbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (CO-
VID-19) in einem Land besteht und das Parlament in dem betroffenen Land die Anwendbarkeit der
Absitze 1 bis 6 feststellt, mit der MaBgabe, dass folgende SchutzmaBBnahmen ausgeschlossen sind:

1. die Anordnung von Ausgangsbeschrankungen,
2. die Untersagung der Sportausiibung und die Schliefung von Sporteinrichtungen,

3. die Untersagung von Versammlungen oder Aufziigen im Sinne von Artikel 8 des Grundgesetzes
und von religidsen oder weltanschaulichen Zusammenkiinften,

4. die Untersagung von Reisen,
5. die Untersagung von Ubernachtungsangeboten,

6. die SchlieBung von Betrieben, Gewerben, Einzel- oder GroBhandel, sofern es sich nicht um gast-
ronomische Einrichtungen, Freizeit- oder Kultureinrichtungen oder um Messen oder Kongresse
handelt,

7.  die SchlieBung von Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne von § 33.
Absatz 7 bleibt unberiihrt.*
In Absatz 9 Satz 1 wird die Angabe ,,15. Dezember 2021 durch die Angabe ,,15. Februar 2022 ersetzt.

§ 28b wird wie folgt gedndert:

In Absatz 1 Satz 1 bis 3 werden die Worter ,,vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1)* jeweils
durch die Worter ,,in der jeweils geltenden Fassung™ ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Arbeitgeber, Beschiftigte und Besucher in den folgenden Einrichtungen und Unternehmen
diirfen diese nur betreten oder in diesen nur titig werden, wenn sie getestete Personen im Sinne des § 2
Nummer 6 der COVID-19-SchutzmaBBnahmen-Ausnahmenverordnung in der jeweils geltenden Fas-
sung sind und einen Testnachweis mit sich fiihren:

1. Einrichtungen und Unternehmen nach § 23 Absatz 3 Satz 1 mit der MaBBgabe, dass Vorsorge- und
Rehabilitationseinrichtungen auch dann umfasst sind, wenn dort keine den Krankenhdusern ver-
gleichbare medizinische Versorgung erfolgt, und
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¢)

d)

2.  Einrichtungen und Unternehmen nach § 36 Absatz 1 Nummer 2 und 7.

In oder von den in Satz 1 genannten Einrichtungen und Unternehmen behandelte, betreute, gepflegte
oder untergebrachte Personen sowie Begleitpersonen, die die Einrichtung oder das Unternehmen nur
fiir einen unerheblichen Zeitraum betreten, gelten nicht als Besucher im Sinne des Satzes 1; Menschen
mit Behinderung, die Leistungen im Eingangsverfahren, im Berufsbildungsbereich oder im Arbeitsbe-
reich einer anerkannten Werkstatt fiir behinderte Menschen oder eines anderen Leistungsanbieters nach
§ 60 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch erhalten sowie Auszubildende, Studierende und Schiilerin-
nen und Schiiler, die die in Satz 1 genannten Einrichtungen und Unternehmen zum Zweck ihrer beruf-
lichen Bildung betreten, gelten als Beschéftigte im Sinne des Satzes 1. Absatz 1 Satz 2 gilt entspre-
chend. Fiir Arbeitgeber und Beschéftigte kann die zugrunde liegende Testung auch durch Antigen-Tests
zur Eigenanwendung ohne Uberwachung erfolgen, wenn sie geimpfte Personen oder genesene Personen
im Sinne des § 2 Nummer 2 oder Nummer 4 der COVID-19-SchutzmalBinahmen-Ausnahmenverord-
nung in der jeweils geltenden Fassung sind; das gilt entsprechend fiir Besucher, die als medizinisches
Personal die in den in Satz 1 genannten Einrichtungen und Unternehmen behandelten, betreuten, ge-
pflegten oder untergebrachten Personen zu Behandlungszwecken aufsuchen und geimpfte Personen
oder genesene Personen im Sinne des § 2 Nummer 2 oder Nummer 4 der COVID-19-Schutzmalnah-
men-Ausnahmenverordnung in der jeweils geltenden Fassung sind. Eine Testung muss fiir Arbeitgeber
und Beschiftigte, die geimpfte Personen oder genesene Personen im Sinne des § 2 Nummer 2 oder
Nummer 4 der COVID-19-Schutzmafinahmen-Ausnahmenverordnung in der jeweils geltenden Fas-
sung sind, mindestens zweimal pro Kalenderwoche durchgefiihrt werden. Fiir Besucher, die die Ein-
richtung oder das Unternehmen im Rahmen eines Notfalleinsatzes oder aus anderen Griinden ohne
Kontakt zu den in den in Satz 1 genannten Einrichtungen und Unternehmen behandelten, betreuten,
gepflegten oder untergebrachten Personen nur fiir einen unerheblichen Zeitraum betreten, gilt Satz 1
nicht. Fiir Arbeitgeber und Beschiftigte gilt Absatz 1 Satz 3 und 4 entsprechend. Die in Satz 1 genann-
ten Einrichtungen und Unternehmen sind verpflichtet, ein einrichtungs- oder unternehmensbezogenes
Testkonzept zu erstellen. Im Rahmen des Testkonzepts haben sie Testungen auf eine Infektion mit dem
Coronavirus SARS-CoV-2 fiir alle Beschiftigten und Einrichtungen nach § 36 Absatz 1 Nummer 2
auch fiir alle Besucher anzubieten.*

Absatz 3 Satz 7 bis 9 wird durch die folgenden Sitze ersetzt:

,Voll- und teilstationiren Pflegeeinrichtungen sind verpflichtet, der zustindigen Behorde monatlich
Angaben zum Anteil der Personen, die gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft sind, jeweils be-
zogen auf die Personen, die in der Einrichtung beschiftigt sind oder behandelt, betreut oder gepflegt
werden oder untergebracht sind, in anonymisierter Form zu {ibermitteln. Sonstige in Absatz 2 Satz 1
genannte Einrichtungen oder Unternehmen sind verpflichtet, der zustéindigen Behorde auf deren Anfor-
derung Angaben zum Anteil der Personen, die gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft sind, in
Bezug auf die Personen, die in der Einrichtung oder dem Unternehmen beschiftigt sind in anonymisier-
ter Form zu iibermitteln. Voll- und teilstationére Pflegeeinrichtungen diirfen den Impfstatus der Perso-
nen, die dort behandelt, betreut oder gepflegt werden oder untergebracht sind, erheben; diese Daten
diirfen nur zur Beurteilung der Gefdhrdungslage in der Einrichtung oder dem Unternehmen im Hinblick
auf die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) und zur Vorbereitung der Berichterstattung nach
Satz 7 verarbeitet werden und nur solange und soweit dies erforderlich ist. Die nach den Sitzen 3 und
9 erhobenen Daten sind spitestens am Ende des sechsten Monats nach ihrer Erhebung zu 18schen; die
Bestimmungen des allgemeinen Datenschutzrechts bleiben unberiihrt.*

Absatz 5 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aaa)  In dem Satzteil vor der Aufzidhlung werden nach dem Wort ,,Servicepersonal® die Worter
,»und Fahr- und Steuerpersonal, soweit titigkeitsbedingt physische Kontakte zu anderen
Personen bestehen, eingefligt.

bbb)  In Nummer 1 werden die Worter ,,vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1)* durch
die Worter ,,in der jeweils geltenden Fassung* ersetzt.
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bb) In Satz 4 werden die Worter ,,vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1)* durch die Worter ,,in
der jeweils geltenden Fassung™ ersetzt.

cc) Folgender Satz wird angefiigt:

»Soweit in Bestimmungen einer Rechtsverordnung nach § 36 Absatz 8 in Verbindung mit Ab-
satz 10 fiir in die Bundesrepublik Deutschland einreisende Personen abweichende Nachweis-
pflichten fiir die Nutzung der in Satz 1 genannten Verkehrsmittel bestimmt werden, gehen diese
Bestimmungen den Bestimmungen nach Satz 1 Nummer 1 vor.*

8. § 56 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 2 Satz 5 werden nach dem Wort ,, Tragweite” die Worter ,,und fiir den in Absatz 1a Satz 5
genannten Zeitraum® eingefiigt.

b) Dem Absatz 11 wird folgender Satz angefiigt:

,»Die Frist nach Satz 1 verlangert sich in den Féllen des Absatzes 9 bei der Gewéhrung von Kurzarbei-
tergeld auf drei Jahre.*

9. § 73 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz la wird wie folgt gedndert:

aa) Die Nummern 7a bis 7d werden durch die folgenden Nummern 7a bis 7h ersetzt:

a.

7b.

7c.

7d.

Te.

7f.

7g.

7h.

entgegen § 20 Absatz 9 Satz 2, Absatz 9a Satz 2, Absatz 10 Satz 2 oder Absatz 11 Satz 2
eine Benachrichtigung nicht, nicht richtig, nicht vollstdndig oder nicht rechtzeitig vornimmt,

einer vollziehbaren Anordnung nach § 20 Absatz 9 Satz 3 Nummer 3, auch in Verbindung
mit Absatz 9a Satz 3, Absatz 10 Satz 3 oder Absatz 11 Satz 3, oder nach § 20 Absatz 12
Satz 4, auch in Verbindung mit Absatz 13, zuwiderhandelt,

entgegen § 20 Absatz 9 Satz 6 oder Satz 7 eine Person betreut oder beschéftigt oder in einer
dort genannten Einrichtung tétig wird,

entgegen § 20 Absatz 12 Satz 1, auch in Verbindung mit Absatz 13, einen Nachweis nicht,
nicht richtig, nicht vollstdndig oder nicht rechtzeitig vorlegt,

entgegen § 20a Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 Satz 2 oder Absatz 4 Satz 2 eine Benachrichtigung
nicht, nicht richtig, nicht vollstindig oder nicht rechtzeitig vornimmt,

einer vollziehbaren Anordnung nach § 20a Absatz 2 Satz 3 Nummer 3, auch in Verbindung
mit Absatz 3 Satz 3 oder Absatz 4 Satz 3, oder nach § 20a Absatz 5 Satz 3 zuwiderhandelt,

entgegen § 20a Absatz 3 Satz 4 oder Satz 5 eine Person beschéftigt oder in einer Einrichtung
oder einem Unternehmen tatig wird,

entgegen § 20a Absatz 5 Satz 1 einen Nachweis nicht, nicht richtig, nicht vollstindig oder
nicht rechtzeitig vorlegt,".

bb) In Nummer 24 werden die Worter ,,§ 28b Absatz 6 Satz 1 Nummer 1,” gestrichen.
b) In Absatz 2 wird die Angabe ,,7d“ durch die Angabe ,,7h* ersetzt.
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Artikel 2

Weitere Anderung des Infektionsschutzgesetzes

Das Infektionsschutzgesetz, das zuletzt durch Artikel 1 gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Die §§ 20a und 20b werden aufgehoben.

2. § 73 wird wie folgt gedndert:

a)
b)

Absatz 1a Nummer 7e bis 7h wird aufgehoben.
In Absatz 2 wird die Angabe ,,7h* durch die Angabe ,,7d* ersetzt.

Artikel 3

Anderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes

Das Krankenhausfinanzierungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. April 1991 (BGBI. I
S. 886), das zuletzt durch Artikel 20e des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBI. I S. 4906) gedndert worden
ist, wird wie folgt gedndert:

1. § 21 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Nach Absatz 1a wird folgender Absatz 1b eingefiigt:

,(1b) Zugelassene Krankenhduser, deren Leistungen nach dem Krankenhausentgeltgesetz vergiitet
werden und die zur Erh6hung der Verfiigbarkeit von betreibbaren Behandlungskapazitéten fiir die Ver-
sorgung von Patientinnen und Patienten, die mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert sind, planbare
Aufnahmen, Operationen oder Eingriffe verschieben oder aussetzen, erhalten fiir Ausfille von Einnah-
men, die seit dem 15. November 2021 bis zum 31. Dezember 2021 dadurch entstehen, dass Betten auf
Grund der SARS-CoV-2-Pandemie nicht so belegt werden konnen, wie es geplant war, Ausgleichszah-
lungen aus der Liquiditétsreserve des Gesundheitsfonds, wenn diese Krankenhéduser

1. einen Zuschlag fiir die Teilnahme an der Notfallversorgung gemal § 9 Absatz 1a Nummer 5 des
Krankenhausentgeltgesetzes fiir das Jahr 2019, das Jahr 2020 oder das Jahr 2021 vereinbart haben
oder

2. noch keine Zu- oder Abschlége fiir die Teilnahme oder Nichtteilnahme an der Notfallversorgung
gemil § 9 Absatz 1a Nummer 5 des Krankenhausentgeltgesetzes vereinbart haben und eine Ver-
sorgungsstruktur aufweisen, die mindestens den Anforderungen des Beschlusses des Gemeinsa-
men Bundesausschusses nach § 136¢ Absatz 4 Satz 1 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch {iber
ein gestuftes System von Notfallstrukturen in Krankenhdusern fiir eine Teilnahme an der Basis-
notfallversorgung entspricht und dies gegeniiber der fiir die Krankenhausplanung zustdndigen
Landesbehdrde nachweisen.*

Nach Absatz 2a wird folgender Absatz 2b eingefiigt:

»(2b) Krankenhduser, die nach Absatz 1b Ausgleichszahlungen erhalten, ermitteln die Hohe der
Ausgleichszahlungen nach Absatz 1b, indem sie téglich, erstmals flir den 15. November 2021, vom
Referenzwert nach Absatz 2 Satz 1 die Zahl der am jeweiligen Tag stationér behandelten Patientinnen
und Patienten abziehen. Ist das Ergebnis grofer als Null, sind 90 Prozent dieses Ergebnisses mit der fiir
das jeweilige Krankenhaus geltenden tagesbezogenen Pauschale nach § 1 Absatz 1 Nummer 2 der CO-
VID-19-Ausgleichszahlungs-Anpassungs-Verordnung vom 3. Juli 2020 (BGBI. I S. 1556) oder der sich
aus der Anlage zu dieser Verordnung ergebenden tagesbezogenen Pauschale zu multiplizieren. Die
Krankenhéduser melden den sich fiir sie jeweils aus der Berechnung nach Satz 2 ergebenden Betrag
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d)

differenziert nach Kalendertagen wochentlich an die fiir die Krankenhausplanung zustindige Landes-
behorde, die alle von den Krankenhdusern im Land gemeldeten Betrdge priift und summiert. Die Er-
mittlung nach Satz 1 ist letztmalig fiir den 31. Dezember 2021 durchzufiihren. Bei Krankenhdusern, die
Ausgleichszahlungen nach Absatz 1b erhalten, gilt gegeniiber den iibrigen Vertragsparteien nach § 18
Absatz 2 das Vorliegen der Voraussetzungen des § 7 Satz 1 Nummer 2 der Pflegepersonaluntergrenzen-
Verordnung fiir das Jahr 2021 fiir den jeweiligen Zeitraum des Erhalts von Ausgleichszahlungen als
nachgewiesen. Absatz 2 Satz 5 gilt entsprechend.*

Nach Absatz 4a wird folgender Absatz 4b eingefiigt:

,»(4b) Die Lander tibermitteln die fiir ihre Krankenhduser aufsummierten Betrdge nach Absatz 2b
Satz 3 jeweils unverziiglich an das Bundesamt fiir Soziale Sicherung. Das Bundesamt fiir Soziale Si-
cherung zahlt auf Grundlage der nach Satz 1 angemeldeten Mittelbedarfe die Betrdge an das jeweilige
Land zur Weiterleitung an die Krankenhduser aus der Liquidititsreserve des Gesundheitsfonds. Zur
Sicherstellung der Liquiditdt der Krankenh&user konnen die Lander beim Bundesamt fiir Soziale Siche-
rung ab dem ... [einsetzen: Tag nach dem Inkrafttreten gemil3 Artikel 21 Absatz 1] Abschlagszahlun-
gen beantragen. Absatz 4 Satz 4 gilt entsprechend.*

Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 7a eingefligt:

»(7a) Die Vertragsparteien nach § 17b Absatz 2 vereinbaren bis zum ... [einsetzen: Sieben Tage
nach dem Inkrafttreten gemif Artikel 21 Absatz 1] das Néhere zum Verfahren des Nachweises der Zahl
der téglich voll- oder teilstationdr behandelten Patientinnen und Patienten im Vergleich zum Referenz-
wert fiir die Ermittlung und Meldung nach Absatz 2b. Kommt eine Vereinbarung nach Satz 1 nicht
innerhalb dieser Frist zustande, legt die Schiedsstelle nach § 18a Absatz 6 den Inhalt der Vereinbarung
ohne Antrag einer Vertragspartei innerhalb von weiteren zwei Wochen fest.*

Nach Absatz 8a wird folgender Absatz 8b eingefiigt:

,»(8b) Das Bundesamt fiir Soziale Sicherung teilt dem Bundesministerium fiir Gesundheit unver-
ziliglich die Hohe des an die Linder jeweils nach Absatz 4b gezahlten Betrags mit. Der Bund erstattet
den Betrag an die Liquiditétsreserve des Gesundheitsfonds innerhalb von einer Woche nach der Mittei-
lung gemil Satz 1.

Nach Absatz 9a wird folgender Absatz 9b eingefiigt:

»(9b) Die Lénder iibermitteln dem Bundesministerium fiir Gesundheit und dem Spitzenverband
Bund der Krankenkassen bis zum 31. Januar 2022 eine aktualisierte krankenhausbezogene nach Mona-
ten differenzierte Aufstellung der nach Absatz 4a Satz 3 und Absatz 4b Satz 2 fiir das Jahr 2021 ausge-
zahlten Finanzmittel. Der Spitzenverband Bund der Krankenkassen iibermittelt den Vertragsparteien
nach § 18 Absatz 2 die Hohe der Ausgleichszahlungen nach den Absédtzen 1a und Absatz 1b, die einem
Krankenhaus fiir das Jahr 2021 ausgezahlt wurden, wenn eine der Vertragsparteien verlangt, dass eine
Vereinbarung zu einem Erlosausgleich nach diesem Gesetz oder einer Verordnung nach § 23 Absatz 2
Nummer 4 getroffen wird.*

§ 22 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

»Die Vertragsparteien nach § 17b Absatz 2 vereinbaren bis zum 31. Dezember 2021 Pauschalbetréige fiir

1.
2.
3.

die Vergiitung der von den in Absatz 1 genannten Einrichtungen erbrachten Behandlungsleistungen,
Zuschlage fiir entstehende Mehraufwendungen und

das Néhere zum Verfahren der Abrechnung der Vergiitungen.*

3. Dem § 23 wird folgender Absatz 4 angefiigt:

»(4) Das Bundesministerium fiir Gesundheit kann im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der

Finanzen durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates

1.

die Voraussetzungen flir die Anspruchsberechtigung der Krankenhiuser nach § 21 Absatz 1b entspre-
chend der Entwicklung der Belastung der Krankenhéuser auf Grund der Zahl der mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 Infizierten und dem Schweregrad ihrer Erkrankung abweichend regeln,
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2. denin § 21 Absatz 2b Satz 2 genannten Prozentsatz abweichend regeln und

3. einenvon § 21 Absatz 1b abweichenden Zeitraum fiir die Beriicksichtigung von Einnahmeausfallen der
Krankenhéuser, einen von § 21 Absatz 2b Satz 4 abweichenden Zeitraum fiir die Durchfiihrung der Er-
mittlungen nach § 21 Absatz 2b Satz 1 und weitere von § 21 Absatz 9b Satz 1 abweichende Zeitpunkte
fiir die Ubermittlung der krankenhausbezogenen Aufstellungen nach § 21 Absatz 9b Satz 1 iiber die
nach Absatz 4b Satz 2 ausgezahlten Finanzmittel regeln.*

4. 1In§ 25 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,,sowie zwischen dem 1. November 2020 und einschlie8lich dem
30. Juni 2021* jeweils durch ein Komma und die Worter ,,zwischen dem 1. November 2020 und einschlief3-
lich dem 30. Juni 2021 sowie zwischen dem 1. November 2021 und einschliefSlich dem 19. Mérz 2022
ersetzt.

Artikel 4

Anderung der Verordnung zur Regelung weiterer MaBnahmen zur wirtschaftlichen Sicherung der
Krankenhiiuser

§ 5 der Verordnung zur Regelung weiterer Mafinahmen zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhduser
vom 7. April 2021 (BAnz AT 08.04.2021 V1), die zuletzt durch Artikel 20f des Gesetzes vom 22. November
2021 (BGBL. I S. 4906) geandert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. In Absatz 1 Nummer 2 werden nach den Wortern ,,§ 21 Absatz la Satz 1 die Worter ,,oder Absatz 1b* ein-
gefligt.

2. In Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b werden nach den Woértern ,,§ 21 Absatz 1a Satz 1 die Worter ,,oder
Absatz 1b* eingefiigt.

3. In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wortern ,,§ 21 Absatz 1a Satz 1* die Worter ,,und Absatz 1b* eingefiigt,
werden die Worter ,,sowie die fiir das Jahr 2021 gezahlten Versorgungsaufschldge nach § 21a Absatz 1
Satz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes* gestrichen und werden nach der Angabe ,,85 Prozent™ die
Worter ,,und die fiir das Jahr 2021 gezahlten Versorgungsaufschldge nach § 21a Absatz 1 Satz 1 des Kran-
kenhausfinanzierungsgesetzes in Hohe von 50 Prozent™ eingefiigt.

4. In Absatz 8 Satz I Nummer 3 Buchstabe b werden nach den Wortern ,,§ 21 Absatz 1a Satz 1 die Worter
»oder Absatz 1b* eingefiigt.

5. In Absatz 10 Satz 1 und 2 werden jeweils nach den Wortern ,,§ 21 Absatz 1a Satz 1 die Worter ,,und Ab-
satz 1b* eingefiigt.
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Artikel 5

Anderung des Betriebsverfassungsgesetzes

§ 129 des Betriebsverfassungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. September 2001
(BGBI. I S. 2518), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 16. Juli 2021 (BGBI. I S. 2959) gedndert worden
ist, wird wie folgt gefasst:

»$ 129
Sonderregelungen aus Anlass der COVID-19-Pandemie

(1) Versammlungen nach den §§ 42, 53 und 71 kénnen bis zum Ablauf des 19. Mirz 2022 auch mittels
audiovisueller Einrichtungen durchgefiihrt werden, wenn sichergestellt ist, dass nur teilnahmeberechtigte Perso-
nen Kenntnis von dem Inhalt der Versammlung nehmen kénnen. Eine Aufzeichnung ist unzuléssig.

(2) Die Teilnahme an Sitzungen der Einigungsstelle sowie die Beschlussfassung konnen bis zum Ablauf
des 19. Mérz 2022 auch mittels einer Video- und Telefonkonferenz erfolgen, wenn sichergestellt ist, dass Dritte
vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen konnen. Eine Aufzeichnung ist unzuléssig. Die Teilnehmer, die
mittels Video- und Telefonkonferenz teilnehmen, bestétigen ihre Anwesenheit gegeniiber dem Vorsitzenden der
Einigungsstelle in Textform.

(3) Der Deutsche Bundestag kann durch im Bundesgesetzblatt bekannt zu machenden Beschluss einmalig
die Fristen nach Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 um bis zu drei Monate verldngern.*

Artikel 6

Anderung des Sprecherausschussgesetzes

Dem Sprecherausschussgesetz vom 20. Dezember 1988 (BGBI. I S. 2312, 2316), das zuletzt durch Artikel 3
des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1762) gedndert worden ist, wird folgender § 39 angefiigt:

»$ 39
Sonderregelung aus Anlass der COVID-19-Pandemie

(1) Eine Versammlung nach § 15 kann bis zum Ablauf des 19. Mirz 2022 auch mittels audiovisueller Ein-
richtungen durchgefiihrt werden, wenn sichergestellt ist, dass nur teilnahmeberechtigte Personen Kenntnis von
dem Inhalt der Versammlung nehmen kénnen. Eine Aufzeichnung ist unzuléssig.

(2) Der Deutsche Bundestag kann durch im Bundesgesetzblatt bekannt zu machenden Beschluss einmalig
die Frist nach Absatz 1 Satz 1 um bis zu drei Monate verlangern.*
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Artikel 7

Anderung des Europiischen Betriebsrite-Gesetzes

Nach § 41a des Européischen Betriebsrite-Gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Dezember
2011 (BGBL. I S. 2650), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBI. I S. 1044) geéndert
worden ist, wird folgender § 41b eingefligt:

»$ 41b
Sonderregelung aus Anlass der COVID-19-Pandemie

(1) Bis zum Ablauf des 19. Mérz 2022 kénnen die Teilnahme an Sitzungen des besonderen Verhandlungs-
gremiums, eines Europdischen Betriebsrats oder einer Arbeitnehmervertretung im Sinne des § 19 sowie die Be-
schlussfassung auch mittels Video- und Telefonkonferenz erfolgen, wenn sichergestellt ist, dass Dritte vom Inhalt
der Sitzung keine Kenntnis nehmen kdnnen. Eine Aufzeichnung ist unzuldssig.

(2) Der Deutsche Bundestag kann durch im Bundesgesetzblatt bekannt zu machenden Beschluss einmalig
die Frist nach Absatz 1 Satz 1 um bis zu drei Monate verlangern.*

Artikel 8

Anderung des SE-Beteiligungsgesetzes

Das SE-Beteiligungsgesetz vom 22. Dezember 2004 (BGBI. I S. 3675, 3686), das zuletzt durch Artikel 12
des Gesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBI. I S. 1044) gedndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. Der Inhaltsiibersicht wird folgende Angabe angefligt:
»$ 48  Sonderregelung aus Anlass der COVID-19-Pandemie®.
2. Folgender § 48 wird angefiigt:

»§ 48
Sonderregelung aus Anlass der COVID-19-Pandemie

(1) Bis zum Ablaufdes 19. Méarz 2022 kénnen im Rahmen der Unterrichtung und Anhérung die Teil-
nahme an Sitzungen eines SE-Betriebsrats oder einer Arbeitnehmervertretung nach § 21 Absatz 2 sowie die
Beschlussfassung auch mittels Video- und Telefonkonferenz erfolgen, wenn sichergestellt ist, dass Dritte
vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen koénnen. Eine Aufzeichnung ist unzuléssig.

(2) Der Deutsche Bundestag kann durch im Bundesgesetzblatt bekannt zu machenden Beschluss ein-
malig die Frist nach Absatz 1 Satz 1 um bis zu drei Monate verldngern.*
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Artikel 9

Anderung des SCE-Beteiligungsgesetzes

Das SCE-Beteiligungsgesetz vom 14. August 2006 (BGBI. I S. 1911, 1917), das zuletzt durch Artikel 14 des
Gesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBI. I S. 1044) geéndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Der Inhaltsiibersicht wird folgende Angabe angefiigt:
»$ 50  Sonderregelung aus Anlass der COVID-19-Pandemie®.
2. Folgender § 50 wird angefiigt:

»$ 350
Sonderregelung aus Anlass der COVID-19-Pandemie

(1) Biszum Ablaufdes 19. Mérz 2022 kénnen im Rahmen der Unterrichtung und Anhérung die Teil-
nahme an Sitzungen eines SCE-Betriebsrats oder einer Arbeitnehmervertretung nach § 21 Absatz 2 sowie
die Beschlussfassung auch mittels Video- und Telefonkonferenz erfolgen, wenn sichergestellt ist, dass Dritte
vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen konnen. Eine Aufzeichnung ist unzuléssig.

(2) Der Deutsche Bundestag kann durch im Bundesgesetzblatt bekannt zu machenden Beschluss ein-
malig die Frist nach Absatz 1 Satz 1 um bis zu drei Monate verldngern.*

Artikel 10

Anderung des Heimarbeitsgesetzes

Dem § 4 Absatz 3 des Heimarbeitsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil 111, Gliederungsnummer 804-1,
verOffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 20. Mai 2020 (BGBL. I
S. 1055) gedndert worden ist, werden die folgenden Sétze angefligt:

,,Bis zum Ablauf des 19. Mérz 2022 konnen auf Vorschlag des Vorsitzenden die Teilnahme an Sitzungen des
Heimarbeitsausschusses sowie die Beschlussfassung auch mittels einer Video- und Telefonkonferenz erfolgen,
wenn

1. kein Beisitzer diesem Verfahren unverziiglich widerspricht und
2. sichergestellt ist, dass Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen konnen.

Der Deutsche Bundestag kann durch im Bundesgesetzblatt bekannt zu machenden Beschluss einmalig die Frist
nach Satz 4 um bis zu drei Monate verldngern.*
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Artikel 11

Anderung der Werkstitten-Mitwirkungsverordnung

In § 40b der Werkstitten-Mitwirkungsverordnung vom 25. Juni 2001 (BGBL. I S. 1297), die zuletzt durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1762) gedndert worden ist, werden die Worter ,,zur Aufhe-
bung der Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite wegen der dynamischen Ausbreitung
der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) nach § 5 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzgesetzes durch den
Deutschen Bundestag™ durch die Worter ,,zum Ablauf des 19. Mérz 2022 ersetzt.

Artikel 12

Anderung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes

Dem § 12a des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes vom 20. April 2009 (BGBI. I S. 799), das zuletzt durch Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 10. Juli 2020 (BGBI. I S. 1657) geéndert worden ist, wird folgender Absatz 5 angefiigt:

»(5) Die Teilnahme an Sitzungen der Kommission sowie die Beschlussfassung konnen in begriindeten Aus-
nahmefillen mittels einer Video- oder Telefonkonferenz erfolgen, wenn

1. kein Mitglied der Kommission diesem Verfahren unverziiglich widerspricht,

2. der oder die Beauftragte des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales diesem Verfahren nicht unverziig-
lich widerspricht und

3. sichergestellt ist, dass Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen kénnen.*

Artikel 13

Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch

In § 130 Satz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch — Gemeinsame Vorschriften fiir die Sozialversiche-
rung — in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 2009 (BGBI. 1 S. 3710, 3973; 2011 I S. 363), das
zuletzt durch Artikel 4a des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBI. I S. 4906) gedndert worden ist, wird nach
dem Wort ,,Arzt* ein Komma und werden die Worter ,,Zahnérztin oder Zahnarzt, Tierdrztin oder Tierarzt oder
Apothekerin oder Apotheker* eingefiigt und wird die Angabe ,,30. April 2022 durch die Angabe ,,31. Mai 2022
ersetzt.

Artikel 14

Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch

In § 125b Absatz 2a Satz 1 des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch — Gesetzliche Krankenversicherung — (Ar-
tikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 1988, BGBI. I S. 2477, 2482), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes
vom 22. November 2021 (BGBI. I S. 4906) gedndert worden ist, wird die Angabe ,,31. Dezember 2021 durch
die Worter ,,Ablauf des 25. November 2022 ersetzt.
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Artikel 15

Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch

§ 114 Absatz 2a des Elften Buches Sozialgesetzbuch — Soziale Pflegeversicherung — (Artikel 1 des Gesetzes
vom 26. Mai 1994, BGBI. I S. 1014, 1015), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 22. November 2021
(BGBI. I S. 4906) gedndert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. Die Sétze 1 und 6 werden aufgehoben.

2. Imneuen Satz 3 wird die Angabe ,,Satz 2 durch die Angabe ,,Satz 1 ersetzt.

Artikel 16

Anderung des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch

Das Zwolfte Buch Sozialgesetzbuch — Sozialhilfe — (Artikel 1 des Gesetzes vom 27. Dezember 2003,
BGBI. I S. 3022, 3023), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBI. I S. 4906)
gedndert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1. Im Inhaltsverzeichnis wird die Angabe zu § 142 wie folgt gefasst:

,»§ 142 Ubergangsregelung fiir die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung fiir Menschen mit Behinderun-
gen aus Anlass der COVID-19-Pandemie; Verordnungserméchtigung*.

2. § 142 wird wie folgt gefasst:

»$ 142

Ubergangsregelung fiir die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung fiir Menschen mit Behinderungen aus
Anlass der COVID-19-Pandemie; Verordnungserméchtigung

(1) Wurde im Oktober 2021 ein Mehrbedarf nach § 42b Absatz 2 anerkannt, wird dieser bis zum Ab-
lauf des 31. Mérz 2022 in unveridnderter Hohe auch dann anerkannt, wenn abweichend von § 42b Absatz 2
Satz 1 und 2 die Voraussetzungen der Gemeinschaftlichkeit der Mittagsverpflegung und der Essenseinnahme
in der Verantwortung des Leistungsanbieters nicht vorliegen. Fiir die Berechnung der Hohe des Mehrbedarfs
sind die Anzahl der fiir Oktober 2021 beriicksichtigten Arbeitstage und die sich nach § 42b Absatz 2 Satz 3
ergebenden Mehraufwendungen je Arbeitstag zugrunde zu legen.

(2) Die Bundesregierung wird erméchtigt, den in Absatz 1 Satz 1 genannten Zeitraum durch Rechts-
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates langstens bis zum 31. Dezember 2022 zu verlangern.*
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Artikel 17

Anderung des Bundesversorgungsgesetzes

§ 88b des Bundesversorgungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Januar 1982 (BGBI. I
S. 21), das zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBI. I S. 4906) gedndert worden ist,
wird wie folgt gefasst:

»§ 88b

(1) Wurde im Oktober 2021 ein Mehrbedarf nach § 27a dieses Gesetzes in Verbindung mit § 30 Absatz 8
und § 42b Absatz 2 des Zwdolften Buches Sozialgesetzbuch anerkannt, wird dieser bis zum Ablauf des 31. Mérz
2022 in unverdnderter Hohe auch dann anerkannt, wenn abweichend von § 27a dieses Gesetzes in Verbindung
mit § 30 Absatz 8 und § 42b Absatz 2 Satz 1 und 2 des Zwdélften Buches Sozialgesetzbuch die Voraussetzungen
der Gemeinschaftlichkeit der Mittagsverpflegung und der Essenseinnahme in der Verantwortung des Leistungs-
anbieters nicht vorliegen. Fiir die Berechnung der Hohe des Mehrbedarfs sind die Anzahl der fiir Oktober 2021
beriicksichtigten Arbeitstage und die sich nach § 27a dieses Gesetzes in Verbindung mit § 30 Absatz 8 und § 42b
Absatz 2 Satz 3 des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch ergebenden Mehraufwendungen je Arbeitstag zugrunde
zu legen.

(2) Die Bundesregierung wird erméchtigt, den in Absatz 1 Satz 1 genannten Zeitraum durch Rechtsverord-
nung ohne Zustimmung des Bundesrates ldngstens bis zum 31. Dezember 2022 zu verldngern.*

Artikel 18

Anderung des Asylbewerberleistungsgesetzes

§ 3 Absatz 4a des Asylbewerberleistungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. August 1997
(BGBLI. I S. 2022), das zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 25. Juni 2021 (BGBI. I S. 2020) gedndert worden
ist, wird aufgehoben.

Artikel 19

Anderung des COVID-19-Gesetzes zur Funktionsfihigkeit der Kammern

In § 11 des COVID-19-Gesetzes zur Funktionsfahigkeit der Kammern vom 10. Juli 2020 (BGBI. I S. 1643,
1644) wird die Angabe ,,31. Dezember 2020 durch die Angabe ,,30. Juni 2022 ersetzt.
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Artikel 20

Anderung des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Pauschalreisever-
tragsrecht und zur Sicherstellung der Funktionsfihigkeit der Kammern im Bereich der Bundes-
rechtsanwaltsordnung, der Bundesnotarordnung, der Wirtschaftspriiferordnung und des Steuerbe-
ratungsgesetzes wihrend der COVID-19-Pandemie

In Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Pauschalrei-
severtragsrecht und zur Sicherstellung der Funktionsfahigkeit der Kammern im Bereich der Bundesrechtsanwalts-
ordnung, der Bundesnotarordnung, der Wirtschaftspriiferordnung und des Steuerberatungsgesetzes wihrend der
COVID-19-Pandemie vom 10. Juli 2020 (BGBI. I S. 1643) wird die Angabe ,,31. Dezember 2021 durch die An-
gabe ,,30. Juni 2022 ersetzt.

Artikel 21

Anderung des Gesetzes zur Anderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze anlisslich
der Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite

Das Gesetz zur Anderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze anlisslich der Aufhebung der
Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 22. November 2021 (BGBI. I S. 4906) wird
wie folgt gedndert:

1. Artikel 5 Nummer 3a wird aufgehoben.
2. Artikel 20b wird aufgehoben.
3. Artikel 22 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 wird die Angabe ,,und 3 durch die Angabe ,,bis 4° ersetzt.

b) Absatz 2 wird durch die folgenden Absétze 2 und 3 ersetzt:

»(2) Artikel 5 Nummer 1a tritt mit Wirkung vom 24. November 2021 in Kraft.
(3) Die Artikel 4, 5 Nummer 1, 2, 3 und 4 sowie Artikel 8 treten am 1. Januar 2022 in Kraft.
¢) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4.

Artikel 22

Einschrinkung von Grundrechten

Durch Artikel 1 Nummer 3 wird das Grundrecht der korperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1
des Grundgesetzes) und durch Artikel 6 Buchstabe b wird das Grundrecht der Freiziigigkeit (Artikel 11 Absatz 1
des Grundgesetzes) eingeschréinkt.
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Artikel 23

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absdtze 2 und 3 am Tag nach der Verkiindung in Kraft.
(2) Die Artikel 16 bis 18 treten mit Wirkung vom 25. November 2021 in Kraft.
(3) Artikel 2 tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.

Berlin, den 6. Dezember 2021

Dr. Rolf Miitzenich und Fraktion
Katrin Goring-Eckardt, Dr. Anton Hofreiter und Fraktion
Christian Lindner und Fraktion
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

L. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) gehort zu den ansteckendsten Infektionskrankheiten des Men-
schen. Alle Bevolkerungsteile sind in Deutschland von der Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 betrof-
fen. Wihrend fiir die meisten Menschen die Erkrankung mit COVID-19 mild verlduft, besteht insbesondere fiir
bestimmte Personengruppen aufgrund ihres Gesundheitszustandes und/oder Alters ein erhohtes Risiko fiir einen
schweren oder todlichen COVID-19-Krankheitsverlauf (vulnerable Personengruppen).

Hochaltrige Menschen und Personen mit akuten oder chronischen Grundkrankheiten haben ein deutlich erhdhtes
Risiko flir schwere COVID-19-Krankheitsverldufe. Dariiber hinaus sprechen bestimmte Patientengruppen, insbe-
sondere solche mit Immunschwéche, weniger gut auf die Impfung an und sind daher auf einen vollstindigen
Impfschutz der sie betreuenden Personen angewiesen. Ebenso wie (éltere) pflegebediirftige Personen, insbeson-
dere Bewohnerinnen und Bewohner von Pflegeheimen, gehdren die von Angeboten fiir Menschen mit Behinde-
rungen und Beeintrichtigungen betreuten Personen typischerweise aufgrund ihres Alters und/oder des Vorliegens
von Vorerkrankungen zu den vulnerablen Personengruppen (vgl. Empfehlungen des Robert Koch-Instituts fiir
Alten- und Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen fiir Menschen mit Beeintrdchtigungen und Behinderungen und
fiir den 6ffentlichen Gesundheitsdienst vom 24. November 2021, S. 4). Diese haben einen erhohten Unterstiit-
zungs- und Betreuungsbedarf und kénnen ihre Kontakte nur schwer beeinflussen. Durch eine gemeinsame raum-
liche Unterbringung, die Teilnahme an gemeinsamen Aktivititen und/oder hiufig linger andauerndem nahem
physischen Kontakt bei Betreuungstitigkeiten durch wechselndes Personal ist das Risiko einer Infektion zusétz-
lich erhoht. Bei Menschen mit geistigen Behinderungen, die Zeit in Einrichtungen verbringen, ergibt sich ein
nachweislich erhdhtes Expositions- und Infektionsrisiko zudem dadurch, dass sie aufgrund ihrer kognitiven Be-
eintrichtigungen das strikte Einhalten von Hygiene- und Abstandsregelungen haufig nicht eigenverantwortlich
sicherstellen konnen (vgl. STIKO-Empfehlung zur COVID-19-Impfung, Aktualisierung vom 29. Januar 2021,
S. 50 f).

Zur Pravention stehen gut vertragliche, hochwirksame Impfstoffe zur Verfiigung. Impfungen gegen COVID-19
schiitzen nicht nur die geimpfte Person wirksam vor einer Erkrankung und schweren Krankheitsverldufen (Indi-
vidualschutz), sondern sie reduzieren gleichzeitig die Weiterverbreitung der Krankheit in der Bevolkerung (Be-
volkerungsschutz). Bei geimpften Personen sinkt also sowohl das Risiko einer asymptomatischen Infektion als
auch das Ubertragungsrisiko in den Fllen, in denen es trotz Impfung zu einer Infektion kommt. Von einem redu-
zierten Ubertragungsrisiko profitieren insbesondere vulnerable Personen, da eine Schutzimpfung gerade bei ilte-
ren und immunsupprimierten Personen nicht immer eine Erkrankung verhindert.

Dem Personal in den Gesundheitsberufen und Berufen, die Pflegebediirftige und Menschen mit Behinderungen
betreuen, kommt eine besondere Verantwortung zu, da es intensiven und engen Kontakt zu Personengruppen mit
einem hohen Risiko flir einen schweren, schwersten oder gar todlichen COVID-19 Krankheitsverlauf hat. Ein
verlésslicher Schutz vor dem Coronavirus SARS-CoV-2 durch eine sehr hohe Impfquote bei dem Personal in
diesen Berufen ist besonders wichtig, denn so wird das Risiko gesenkt, dass sich die besonders vulnerablen Per-
sonengruppen mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizieren.

Seit Beginn der Pandemie stellten Krankenhduser und insbesondere Altenpflegeheime immer wieder Orte dar, in
denen es nach Eintragung des Virus zu Ausbriichen mit teilweise hohen Todesfallzahlen kam. Daneben kam es
bundesweit auch in Einrichtungen fiir Menschen mit Behinderungen zu Ausbriichen, teilweise mit Todesfallen.
Um eine Eintragung und Weiterverbreitung des Virus in diesen Settings zu vermeiden, sollte insbesondere das
dort tétige Personal vollstindig geimpft sein. Obwohl medizinischem Personal sowie Pflegepersonal bereits zu
Beginn der Impfaktivititen ein Impfangebot unterbreitet wurde, bestehen in diesen Einrichtungen nach mehrmo-
natiger Impfkampagne noch relevante Impfliicken. Schiatzungen zur Impfquote bei medizinischem Personal und



Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode -29 - Drucksache 20/188

Pflegepersonal aus dem COVID-19 Impfquoten-Monitoring in Deutschland (COVIMO; Report 8, Erhebungszeit-
raum: 15.09. — 18.10.2021, Bericht online verfligbar unter: www.rki.de/covimo) legen nahe, dass die Impfquote
bei diesen Personengruppen vergleichbar ist mit derjenigen in den Vergleichsgruppen der Allgemeinbevolkerung,
bei der ebenfalls noch relevante Impfliicken bestehen (88 Prozent Gesamtimpfquote fiir medizinisches Personal
und Pflegepersonal, 87 Prozent fiir Berufsgruppen ohne besonderes Ansteckungsrisiko), wobei im Rahmen der
Studie sogar noch von einer Uberschitzung der Impfquoten ausgegangen werden muss. Im Rahmen eines vom
RKI in 165 nicht reprasentativen Altenpflegeheimen durchgefiihrten Monitorings waren nach vorldufigen Be-
rechnungen 83 Prozent aller Beschéftigten und 82 Prozent der Beschéftigten mit engem Kontakt zu Bewohnenden
vollstdndig gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 geimpft. Acht Altenpflegeheime (das entspricht 5 Prozent) hat-
ten eine Impfquote aller Beschéftigten unter 50 Prozent (Stand: 23.11.2021, bislang nicht publizierte Daten).

Die COVID-19-Pandemie stellt die Krankenhduser aktuell vor grofe finanzielle und insbesondere vor extreme
organisatorische Herausforderungen.

Aktuell leistet der Bund Versorgungsaufschlédge fiir Krankenhéduser nach § 21a des Krankenhausfinanzierungsge-
setzes. Zugelassene Krankenhéuser erhalten fiir jede Patientin und jeden Patienten, die oder der zwischen dem 1.
November 2021 und dem 19. Mérz 2022 zur voll- oder teilstationdren Behandlung in das Krankenhaus aufge-
nommen wird und bei der oder dem eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 durch eine Testung labor-
diagnostisch durch direkten Virusnachweis bestitigt wurde, einen Versorgungsaufschlag aus der Liquidititsre-
serve des Gesundheitsfonds.

Des Weiteren konnen Erlosriickgénge im Jahr 2021 gegeniiber dem Jahr 2019, die Krankenhéusern aufgrund des
CoronavirusSARS-CoV-2 entstanden sind, im Rahmen von krankenhausindividuellen Verhandlungen der Ver-
tragsparteien vor Ort anteilig ausgeglichen werden. Zudem werden fiir einen krankenhausindividuellen Ausgleich
Erldsanstiege im Jahr 2021 gegeniiber dem Jahr 2019, soweit die Erlosanstiege auf den Erhalt von Ausgleichs-
zahlungen zurilickzufiihren sind, ausgeglichen.

Die COVID-19-Pandemie wirkt sich allerdings auch auf weitere Krankenhduser aus, die beispielsweise aufgrund
von bereits erfolgten landesrechtlichen Freihalteanordnungen oder aufgrund von Verlegungen innerhalb der Klee-
blattsysteme der Lander bzw. bundesweit im Rahmen dieser Kleeblattsysteme aktuell und perspektivisch stark
belastet sind.

Daher sind neben den Versorgungsaufschldgen fiir Krankenhéduser, die Patientinnen und Patienten behandeln, die
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert sind, weitere Regelungen erforderlich, die weitere Krankenhduser
und die entsprechenden Freihaltungen unterstiitzen.

Neben diesen UnterstiitzungsmalBnahmen liegt es — entsprechend ihrem Auftrag zur Sicherstellung der stationdren
Versorgung — weiterhin in der Verantwortung der Lénder, zu priifen, ob einzelne Krankenhduser zusétzlichen
Unterstiitzungsbedarf aufgrund der speziellen Versorgungsstrukturen in der Region haben und iiber die ggf. er-
forderliche Gewéhrung ergéinzender Landesmittel zu entscheiden.

Am 30. Juni 2021 sind Sonderregelungen anlésslich der COVID-19-Pandemie ausgelaufen, die die Nutzung von
Video- und Telefonkonferenzen zur Durchfiihrung von Betriebsversammlungen, Versammlungen der leitenden
Angestellten sowie Sitzungen der Einigungsstellen, der Heimarbeitsausschiisse und von Gremien nach dem Eu-
ropdischen Betriebsrite-Gesetz und weiteren Gesetzen ermoglichten. Die wieder stark gestiegenen Inzidenzzah-
len in Verbindung mit einer noch nicht ausreichenden Impfquote machen es erforderlich, erneut die Durchfiihrung
dieser Versammlungen und Sitzungen auch ohne physische Prasenz der Teilnehmer zu ermdglichen.

Bislang fanden Sitzungen der Pflegekommission wie auch die Beschlussfassung nach § 12a Absatz 3 des Arbeit-
nehmer-Entsendegesetzes in physischer Anwesenheit der Mitglieder der Kommission statt. Die COVID-19-Pan-
demie zeigt, dass die physische Teilnahme an einer Sitzung aus gesundheitlichen Griinden nicht ratsam oder auf-
grund rechtlicher Beschrankungen nicht zuléssig sein kann. Dariiber hinaus sind auch andere Umsténde denkbar,
die die Teilnahme Einzelner oder aller Sitzungsteilnehmer erheblich erschweren oder gar gidnzlich unmdglich
machen kdnnen (beispielsweise Streckensperrungen bei der Bahn).

Mit Aufhebung der Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite ist die Ubergangsregelung fiir
gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in Werkstitten fiir Menschen mit Behinderungen, bei anderen Leistungs-
anbietern sowie bei tagesstrukturierenden Mallnahmen (abgekiirzt: Werkstdtten) ausgelaufen. In Anbetracht der
aktuellen Pandemieentwicklung konnen erneute WerkstattschlieBungen nicht ausgeschlossen werden. Wegen des
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Auslaufens der Ubergangsregelung kann withrend eventueller SchlieBzeiten der fiir die Mehraufwendungen fiir
die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung zu gewihrende Mehrbedarf nicht weiter gezahlt werden.

Am 31. Dezember 2021 laufen Sonderregelungen anldsslich der COVID-19-Pandemie aus, die Erleichterungen
fiir Wahlen und Beschlussfassungen der Rechtsanwaltskammern, der Bundesrechtsanwaltskammer, der Patentan-
waltskammer, der Notarkammern, der Bundesnotarkammer, der Notar- und Lindernotarkasse, der Wirtschafts-
priiferkammer, der Steuerberaterkammern und der Bundessteuerberaterkammer schaffen. Es wurde insbesondere
die Moglichkeit schriftlicher Verfahren eingefiihrt bzw. vereinfacht, um die Kammern und Kassen in die Lage zu
versetzen, trotz der im Zuge der COVID-19-Pandemie geltenden Beschriankungen rechtssicher entscheiden und
handeln zu kénnen. Die wieder stark gestiegenen Inzidenzzahlen in Verbindung mit einer noch nicht ausreichen-
den Impfquote machen eine Verldngerung dieser Moglichkeiten iiber den 31. Dezember 2021 hinaus erforderlich,
um Wahlen und Beschlussfassungen der genannten Kammern im Bedarfsfall auch weiterhin ohne physische Pra-
senz der Teilnehmer zu ermoglichen.

1I. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Aus medizinisch-epidemiologischer Sicht ist eine sehr hohe Impfquote in Situationen, in denen Beschiftigte Kon-
takt zu vulnerablen Personengruppen haben, essentiell. Die Impfung reduziert das Risiko, sich mit SARS-CoV-2
zu infizieren und SARS-CoV-2 an andere Menschen zu {ibertragen, substanziell. Beschiftigte in den genannten
Einrichtungen konnen durch eine Impfung dazu beitragen, das Risiko einer COVID-19-Erkrankung fiir sich selbst
und die vulnerablen Personen so weit wie moglich zu reduzieren.

Zum Schutz der 6ffentlichen Gesundheit und vulnerabler Personengruppen vor einer COVID-19-Erkrankung wird
vorgesehen, dass in bestimmten Einrichtungen und Unternehmen titige Personen geimpft oder genesen sein oder
ein érztliches Zeugnis iiber das Bestehen einer Kontraindikation gegen eine Impfung gegen COVID-19 besitzen
miissen. Fiir bestehende und bis zum 15. Mérz 2022 einzugehende Tétigkeitsverhéltnisse ist die Vorlagepflicht
bis zum 15. Mirz 2022 zu erfiillen. Neue Tatigkeitsverhéltnisse konnen ab dem 16. Mirz 2022 nur bei Vorlage
eines entsprechenden Nachweises eingegangen werden. Nachweise, die ab dem 16. Mérz 2022 durch Zeitablauf
ihre Giiltigkeit verlieren, miissen innerhalb eines Monats nach Ablauf der Giiltigkeit bei der Einrichtungs- oder
Unternehmensleitung durch Vorlage eines giiltigen Nachweises ersetzt werden. Bestehen Zweifel an der Echtheit
oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises, kann das Gesundheitsamt Ermittlungen einleiten und
einer Person, die trotz der Anforderung keinen Nachweis innerhalb einer angemessenen Frist vorlegt oder der
Aufforderung zu einer érztlichen Untersuchung nicht Folge leistet, untersagen, dass sie die dem Betrieb der ge-
nannten Einrichtung oder des Unternehmens dienenden R&ume betritt oder in einer solchen Einrichtung oder
einem solchen Unternehmen titig wird.

Aufgrund der derzeit bestehenden sehr hohen Nachfrage nach Auffrischungsimpfungen, aber auch der wieder
steigenden Nachfrage nach Erst- und Zweitimpfungen ist eine schnelle Organisation und Durchfiihrung der Auf-
frischungsimpfungen notwendig. Um diesen Bedarf bestmdglich und auch perspektivisch zu decken, werden zu-
sdtzlich zu Arztinnen und Arzten ausnahmsweise auch Zahnirzte und Zahnirztinnen, Tierdrzte und Tierdrztinnen
sowie Apotheker und Apothekerinnen zur Durchfiihrung von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-
CoV-2 fiir einen voriibergehenden Zeitraum berechtigt, sofern sie die dafiir erforderlichen fachlichen Vorausset-
zungen erfiillen, also insbesondere entsprechend geschult sind.

Die neue einrichtungsbezogene Impfpflicht gegen COVID-19 und die Erweiterung des Kreises der impfberech-
tigten Personen beziiglich der Impfungen gegen COVID-19 sollen auf ihre Wirksamkeit und Reformbediirftigkeit
hin evaluiert werden.

Aufgrund eines zunehmenden pandemischen Infektionsgeschehens besteht die Notwendigkeit, die stationére Ver-
sorgung von Patientinnen und Patienten, die aufgrund einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 statio-
nér behandelt werden miissen, durch zusitzliche gezielte Maflnahmen aktuell und mit Blick auf die Dynamik der
Erkrankung zukiinftig sicherzustellen. Gleichzeitig muss gewihrleistet sein, dass die regulére stationire Versor-
gung von nicht an COVID-19 erkrankten Patientinnen und Patienten weiterhin im medizinisch notwendigen Um-
fang sichergestellt ist.

Um negative finanzielle Folgen und Liquiditétsengpésse fiir Krankenhéuser, die zur Erhhung der Verfiigbarkeit
der Behandlungskapazititen planbare Aufnahmen, Operationen und Eingriffe in medizinisch vertretbarer Weise
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verschieben oder aussetzen, zu vermeiden, stellt der Bund den Krankenhdusern, die einen Zuschlag fiir die Teil-
nahme an der umfassenden oder erweiterten Notfallversorgung oder der Basisnotfallversorgung vereinbart haben,
oder die die Voraussetzungen hierfiir erfiillen und dies der Landesbehdrde nachweisen, kurzfristig einen finanzi-
ellen Ausgleich zur Verfiigung, sofern bei diesen Krankenhdusern ein Belegungsriickgang im relevanten Zeitraum
eintritt.

Die Ausgleichszahlungen sollen insbesondere diejenigen Krankenhduser unterstiitzen, die zwar nicht primér in
die Versorgung von Patientinnen und Patienten eingebunden sind, die mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert
sind, beispielsweise aufgrund von bereits erfolgten landesrechtlichen Freihalteanordnungen oder aufgrund von
Verlegungen innerhalb der Kleeblattsysteme der Lander bzw. bundesweit im Rahmen dieser Kleeblattsysteme
aktuell und perspektivisch jedoch stark belastetet sind.

Als weitere entlastende Maflnahme werden in Krankenhdusern, die Patientinnen und Patienten mit einer Infektion
mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 oder mit dem Verdacht auf eine entsprechende Infektion behandeln, die Ein-
haltung bestimmter Mindestmerkmale aus dem Operationen- und Prozedurenschliissel (OPS) voriibergehend von
der Priifung der Abrechnung ausgenommen und im Rahmen der 2021 erstmals von den Medizinischen Diensten
durchzufithrenden Strukturpriifung Ausnahmen von der Nachweispflicht bestimmter Strukturmerkmale des OPS
vorgesehen.

Die am 30. Juni 2021 ausgelaufenen pandemiebedingten Sonderregelungen zur Durchfiihrung virtueller Betriebs-
versammlungen und Versammlungen der leitenden Angestellten sowie der Durchfithrung von Sitzungen der Ei-
nigungsstelle, der Heimarbeitsausschiisse und der Gremien nach dem Europiischen Betriebsrite-Gesetz sowie
dem SE-Beteiligungsgesetz und SCE-Beteiligungsgesetz im Rahmen der Unterrichtung und Anhérung werden,
befristet bis zum 19. Mirz 2022, mit Mdglichkeit der einmaligen Verldngerung durch Beschluss des Deutschen
Bundestages wieder eingefiihrt.

Mit dem Gesetzentwurf soll geregelt werden, dass in begriindeten Fillen die Teilnahme an einer Sitzung und
Beschlussfassung der Pflegekommission unter bestimmten Voraussetzungen in Form von Video- oder Telefon-
konferenzen moglich ist.

Die Ubergangsregelung zu den Mehrbedarfen fiir gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in Werkstitten wird,
ebenso wie die bereits durch die Artikel 9 und 10 des Gesetzes vom 22. November 2021 (BGBL. I S. 4906) er-
folgte Verlangerung der Regelungen zum erleichterten Zugang zu den sozialen Mindestsicherungssystemen, bis
zum 31. Mirz 2022 verlingert. Dariiber hinaus wird eine Verordnungserméchtigung vorgesehen, damit die Uber-
gangsregelung bei Bedarf bis langstens zum 31. Dezember 2022 verlangert werden kann.

Die pandemiebedingten Sonderregelungen zur Gewihrleistung der Handlungsfahigkeit der Rechtsanwaltskam-
mern, der Bundesrechtsanwaltskammer, der Patentanwaltskammer, der Notarkammern, der Bundesnotarkammer,
der Notar- und Landernotarkasse, der Wirtschaftspriiferkammer, der Steuerberaterkammern und der Bundessteu-
erberaterkammer werden bis zum 30. Juni 2022 verléngert.

111. Alternativen

Keine.

Iv. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die vorgesehenen Anderungen ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1
Nummer 19 des Grundgesetzes — GG — (MaBBnahmen gegen iibertragbare Krankheiten bei Menschen, Recht der
Arzneien) sowie hinsichtlich der Bullgeldregelungen aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 GG (Strafrecht).

Fiir die Regelungen im KHG ergibt sich die Gesetzgebungskompetenz des Bundes zudem aus Artikel 74 Absatz 1
Nummer GG (die wirtschaftliche Sicherung der Krankenhduser und die Regelung der Krankenhauspflegesitze)
in Verbindung mit Artikel 72 Absatz 2 GG. Danach konnen die wirtschaftliche Sicherung der Krankenhéuser und
die Krankenhauspflegesitze durch Bundesgesetz geregelt werden. Bundesgesetzliche Regelungen sind auch zur
Wahrung der Rechtseinheit erforderlich. In der aktuellen Situation ist es von besonderer Bedeutung, dass im ge-
samten Bundesgebiet kurzfristig ausreichende Krankenhauskapazititen zur Verfligung stehen, um mit dem
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Coronavirus SARS-CoV-2 (COVID-19) Infizierte zu behandeln. Dieses Ziel kann nur erreicht werden, wenn
Krankenhéiuser, die an COVID-19 erkrankte Patientinnen und Patienten behandeln, die von ihnen erbrachten Leis-
tungen nach einheitlichen Regelungen abrechnen und diese Abrechnungen auch nach einheitlichen Regelungen
iiberpriift werden. Dieses Regelungsziel konnte durch eine Gesetzesvielfalt auf Landesebene nicht erreicht wer-
den, sodass eine flaichendeckende und gleichméBige Versorgung Infizierter nicht gewahrleistet wére.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir das Arbeitnehmer-Entsendegesetz, das Betriebsverfassungsgesetz,
das Sprecherausschu3gesetz, das Européische Betriebsrite-Gesetz, das SE-Beteiligungsgesetz, das SCE-Beteili-
gungsgesetz und das Heimarbeitsgesetz folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 des Grundgesetzes
(Arbeitsrecht).

Das Gesetzgebungsrecht des Bundes fiir die Anderungen des SGB XII, BVG und AsylbLG (Artikel 11, 12 und
13) ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 7 des Grundgesetzes (6ffentliche Fiirsorge) in Verbindung mit
Artikel 72 Absatz 2 des Grundgesetzes. Der Bund hat die Gesetzgebungskompetenz, da die Herstellung gleich-
wertiger Lebensverhidltnisse im Bundesgebiet und die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamt-
staatlichen Interesse eine bundesgesetzliche Regelung erforderlich macht (Artikel 72 Absatz 2 des Grundgeset-
zes). Nur durch die Gesetzgebung des Bundes lassen sich einheitliche Lebensverhéltnisse gewihrleisten. In der
Bundesrepublik Deutschland bestehen hinsichtlich des Beschiftigungsstandes und Einkommensniveaus erhebli-
che regionale Unterschiede. Durch eine einheitliche Bundesgesetzgebung im Bereich der 6ffentlichen Fiirsorge
wird verhindert, dass sich innerhalb der Bundesrepublik Deutschland das Sozialgefiige auseinanderentwickelt.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes fiir die Verlidngerung der Sonderregelungen anlésslich der COVID-19-
Pandemie fiir Wahlen und Beschlussfassungen der Kammern der rechtsberatenden Berufe folgt fiir die Rechtsan-
waltskammern, die Bundesrechtsanwaltskammer, die Patentanwaltskammer, die Notarkammern, die Bundes-
notarkammer, die Notar- und Landernotarkasse, die Steuerberaterkammern und die Bundessteuerberaterkammer
aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 des Grundgesetzes (Rechtsanwaltschaft und Rechtsberatung). Die Gesetzge-
bungskompetenz fiir die Sonderregelungen der Wahlen und Beschlussfassungen bei der Wirtschaftspriiferkammer
ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11 Grundgesetz (Recht der Wirtschaft). Die Berechtigung zur Inan-
spruchnahme der konkurrierenden Gesetzgebungskompetenz folgt insoweit aus Artikel 72 Absatz 2 GG, da ein-
heitliche berufsrechtliche Regelungen fiir Wirtschaftspriiferinnen und Wirtschaftspriifer zar Wahrung der Wirt-
schaftseinheit erforderlich sind.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europiischen Union und vélkerrechtlichen Vertrigen

Das Gesetz ist mit dem Recht der Europdischen Union und den volkerrechtlichen Vertrdgen, die die Bundesre-
publik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar.

VL Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Der Gesetzentwurf triagt zur Rechts- und Verwaltungsvereinfachung bei, indem voriibergehend auf die Priifung
bzw. den Nachweis bestimmter Mindest- und Strukturmerkmale einzelner Kodes des OPS zu verzichten ist.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Gesetzentwurf steht im Einklang mit dem Leitprinzip der Bundesregierung zur nachhaltigen Entwicklung
hinsichtlich Gesundheit, Lebensqualitét, sozialem Zusammenhalt und sozialer Verantwortung, gerade in Zeiten
einer Pandemie.
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3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Bund, Liander und Gemeinden

IfSG

Der Gesetzentwurf bezweckt eine weitere Steigerung der Impfquote unter den in bestimmten Einrichtungen und
Unternehmen tétigen Personen und den Schutz vulnerabler Personengruppen vor einer COVID-19-Erkrankung.
Durch den Gesetzentwurf werden unmittelbar keine zusitzlichen Kosten geschaffen, die iiber die nach der
Coronavirus-Impfverordnung fiir die Schutzimpfungen entstehenden Kosten hinausgehen.

SGB XII und BVG

Fiir das Vierte Kapitel des SGB XII entstehen wegen der Verlingerung der Ubergangsregelung fiir die gemein-
schaftliche Mittagsverpflegung in Werkstitten keine Mehrkosten. Die Verldngerung fiihrt lediglich dazu, dass
keine Einsparungen entstehen, weil der zeitweise Entfall des Mehrbedarfs infolge der SchlieSung von Werkstétten
verhindert wird. Entsprechendes gilt in der Ergdnzenden Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem BVG. Allerdings
sind die bei Verlingerung der Ubergangsregelung nicht eintretenden Minderausgaben aufgrund der geringen An-
zahl an Empfingerinnen und Empfangern nach dem BVG geringer als im Vierten Kapitel des SGB XII und sie
lassen sich ebenfalls nicht quantifizieren. Diese Finanzwirkung entféllt im BVG zu rund 48 Prozent auf die Lander
und zu rund 52 Prozent auf den Bund.

KHG

Durch die Wiedereinfithrung von Ausgleichszahlungen fiir somatische Krankenh&user, die vorsorglich zur Be-
handlung von mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten Patientinnen und Patienten Betten freihalten und
hierzu planbare Operationen verschieben, ergeben sich fiir den Bund Mehrausgaben, deren Hohe im Sinne einer
Faustformel geschitzt werden kann. Aufgrund der Unsicherheiten in Bezug auf die Entwicklung des Infektions-
geschehens ist eine genaue Quantifizierung nicht moglich. Es wird angenommen, dass alle Krankenhduser, die
einen Zuschlag fiir die Teilnahme an der umfassenden, der erweiterten oder der Basisstufe der Notfallversorgung
vereinbart haben oder die die Voraussetzungen hierfiir erfiillen und dies gegeniiber der Landesbehorde nachwei-
sen, Ausgleichszahlungen erhalten. Mithilfe der Prognose des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen iiber
diejenigen Krankenh&user, die der umfassenden, der erweiterten oder der Basisnotfallstufe zugeordnet werden,
ergeben sich bei einem angenommenen Belegungsriickgang von 20 Prozent gegeniiber dem entsprechenden Zeit-
raum im Jahr 2019 fiir einen Monat Mehrausgaben in Héhe von rund 1,1 Milliarden Euro.

Gesetzliche Krankenversicherung

Gleichzeitig geht mit der Verbesserung der Impfpravention eine Verhiitung von Infektionen mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 einher. Dadurch werden Kosten fiir Krankenbehandlungen in nicht quantifizierbarer Héhe vermie-
den.

Der Erflillungsaufwand wird, sofern er der Verwaltung des Gesundheitsfonds zuzuordnen ist, inklusive moglicher
Personalkosten aus dem Gesundheitsfonds refinanziert.

Da die an Krankenhéuser zu erstattenden Ausgleichszahlungen im Gesamtjahresausgleich 2021 beriicksichtigt
werden, entstehen der gesetzlichen Krankenversicherung aufgrund der Wiedereinfiihrung der Ausgleichszahlun-
gen nicht quantifizierbare Minderausgaben. Diesen stehen nicht quantifizierbare Mehrausgaben gegeniiber, die
im Rahmen des Gesamtjahresausgleichs 2021 daraus resultieren, dass die Versorgungsaufschlége nur noch zu 50
Prozent bei der Ermittlung der Erlose der Krankenhduser fiir das Jahr 2021 beriicksichtigt werden.

Durch die zu vereinbarenden Zuschlége fiir entstehende Mehraufwendungen fiir Vorsorge und Rehabilitations-
einrichtungen entstehen Mehrausgaben in nicht quantifizierbarer Hohe.
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4. Erfiillungsaufwand

Erfiillungsaufwand fiir Biirgerinnen und Biirger

Fiir die von § 20a IfSG erfassten Biirgerinnen und Biirger entsteht Erfiillungsaufwand durch die Vorlagepflicht
von Impf- oder Genesenennachweisen oder eines drztlichen Zeugnisses iiber das Bestehen einer Kontraindikation
gegen eine Impfung gegen COVID-19. Diese Nachweise werden auch fiir viele weitere Bereiche des tiglichen
Lebens bendtigt und diirften in der iiberwiegenden Zahl der Fille bereits vorliegen. Des Weiteren ist zu bertick-
sichtigen, dass die Impfdokumentation zu den Leistungen bei der Impfung gehért, die bundesweit niedrigschwel-
lig angeboten werden. Daher besteht ein allenfalls geringfiigiger Erfiillungsaufwand.

Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Allen Gesundheitseinrichtungen und anderen erfassten Einrichtungen und Unternehmen entsteht Erfiillungsauf-
wand durch die Anforderung und Priifung der vorzulegenden Nachweise sowie durch die Benachrichtigungen des
Gesundheitsamts iiber sdumige Personen in geringfiigiger, nicht quantifizierbarer Hohe.

Durch die Wiedereinfithrung der pandemiebedingten, befristeten Sonderregelungen zur Ermdglichung virtueller
Versammlungen und Sitzungen entsteht kein Erfiillungsaufwand fiir die Wirtschatft.

Die Weitergeltung der Ubergangsregelung fiir die Bedarfe fiir die Mittagsverpflegung in Werkstitten verursacht
keinen zusitzlichen Erfiillungsaufwand bei den Leistungsberechtigten nach dem SGB XII und dem BVG.

Krankenhéusern entsteht mit der Meldung ihres Ausgleichsanspruchs fiir die Aussetzung oder Verschiebung plan-
barer Leistungen gegeniiber den Landern geringer Erfiillungsaufwand in nicht quantifizierbarer Hohe.

Durch die Verldngerung der pandemiebedingten, befristeten Sonderregelungen anlésslich der COVID-19-Pande-
mie fiir Wahlen und Beschlussfassungen der Rechtsanwaltskammern, der Bundesrechtsanwaltskammer, der Pa-
tentanwaltskammer, der Notarkammern, der Bundesnotarkammer, der Notar- und Léandernotarkasse, der Wirt-
schaftspriiferkammer, der Steuerberaterkammern und der Bundessteuerberaterkammer entsteht kein Erfiillungs-
aufwand fiir die Wirtschaft.

Erfullungsaufwand der Verwaltung

Allen Gesundheitseinrichtungen und anderen erfassten Einrichtungen und Unternehmen in 6ffentlicher Trager-
schaft entsteht Erfiillungsaufwand durch die Anforderung und Priifung der vorzulegenden Nachweise sowie durch
die Benachrichtigungen des Gesundheitsamts {iber sdumige Personen in geringfiigiger, nicht quantifizierbarer
Hohe.

Den Gesundheitsdmtern entsteht ein nicht quantifizierbarer Erfiillungsaufwand durch die Anforderung und Prii-
fung der vorzulegenden Nachweise. Den Gesundheitsdmtern entsteht aufgrund des erforderlichen Vorgehens ge-
gen sdumige Personen und Einrichtungen insbesondere durch Verbotsverfiigungen oder BuBigeldverfahren Erfiil-
lungsaufwand in nicht quantifizierbarer Hohe, dem Einnahmen durch Bufigelder in ebenfalls nicht quantifizier-
barer Hohe gegeniiberstehen.

Die seit Mirz 2020 bestehende Ubergangsregelung fiir die Fortgewdhrung der Mehraufwendung fiir gemein-
schaftliche Mittagsverpflegung in Werkstitten bei pandemiebedingter SchlieBung bleibt bestehen. Fiir die Ver-
waltung entsteht keine zusétzliche finanzielle oder zeitliche Be- oder Entlastung.

Fiir die Lander entsteht Erfiillungsaufwand aufgrund der Sammlung und Priifung der von den Krankenhdusern
angemeldeten Ausgleichszahlungen sowie der Abwicklung der Zahlungen mit dem Bundesamt fiir Soziale Siche-
rung (BAS) in Hohe von rund 1 Million Euro. Hierbei wurde unterstellt, dass in 16 Landern 30 Tage lang jeweils
eine Mitarbeiterin oder ein Mitarbeiter zwei Stunden mit der administrativen Umsetzung der Hilfen beschéftigt
sind.

Fiir das BAS entsteht geringer Erfiillungsaufwand fiir die Abwicklung der Zahlungen zwischen BAS und Léndern
in Hohe von rund 15 000 Euro. Hierbei wird unterstellt, dass zwei Mitarbeiter 30 Tage lang jeweils vier Stunden
mit der Abwicklung befasst sind. Der Erfiillungsaufwand wird, sofern er der Verwaltung des Gesundheitsfonds
zuzuordnen ist, inklusive mdglicher Personalkosten aus dem Gesundheitsfonds refinanziert.
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Durch den Verzicht auf die Priifung bzw. den Nachweis bestimmter Mindest- und Strukturmerkmale von OPS-
Kodes konnen Entlastungen der Medizinischen Dienste entstehen, die nicht quantifizierbar sind.

5. Weitere Kosten

Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu
erwarten.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Die Regelungen haben keine Auswirkungen fiir Verbraucherinnen und Verbraucher und keine gleichstellungspo-
litischen oder demografischen Auswirkungen.

VII.  Befristung; Evaluierung

Gemdl § 5 Absatz 9 Satz 1 IfSG beauftragt das Bundesministerium fiir Gesundheit eine externe Evaluation zu
den Auswirkungen der Regelungen in § 5 IfSG und in den Vorschriften der §§ Sa, 20a, 20b, 28 bis 32, 36 und 56
IfSG und zu der Frage einer Reformbediirftigkeit.

Die Sonderregelungen flir Wahlen und Beschlussfassungen der Rechtsanwaltskammern, der Bundesrechtsan-
waltskammer, der Patentanwaltskammer, der Notarkammern, der Bundesnotarkammer, der Notar- und Lander-
notarkasse, der Wirtschaftspriiferkammer, der Steuerberaterkammern und der Bundessteuerberaterkammer wer-
den bis zum 30. Juni 2022 befristet.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Infektionsschutzgesetzes)

Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine Folgeinderung. Die Anderung der Inhaltsiibersicht ist eine Folge der Einfiigung der
§§ 20a, 20b.

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

Mit dem neu angefiigten Satz wird geregelt, dass die in Satz 1 Nummer 7 Buchstabe b bis f enthaltenen Verord-
nungserméchtigungen auch auflerhalb einer vom Deutschen Bundestag festgestellten epidemischen Lage von na-
tionaler Tragweite gelten. In der aktuellen COVID-19-Pandemie hat sich gezeigt, dass auch auflerhalb der Fest-
stellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite das Infektionsgeschehen so sein kann, dass die Aus-
bildungen der Arztinnen und Arzte, der Zahnirztinnen und Zahnirzte, der Apothekerinnen und Apotheker und
der Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten nicht so durchgefiihrt werden kénnen, wie es die jeweiligen
Approbationsordnungen vorsehen. Dabei geht es insbesondere bei der Ausbildung von Arztinnen und Arzten um
die Durchfithrung von patientenbezogenem Unterricht und patientenbezogenen Priifungen. Um Verzégerungen
im Studienfortschritt zu verhindern, ist es daher weiterhin notwendig, Abweichungen von den geltenden Appro-
bationsordnungen zuzulassen.

Zu Buchstabe b

Mit dem neu angefiigten Satz wird geregelt, dass eine auf Grund des Absatzes 2 Satz 3 erlassene Rechtsverord-
nung spétestens mit Ablauf des 31. Mérz 2022 auller Kraft tritt, durch den Deutschen Bundestag jedoch einmalig
um sechs Monate verlédngert werden kann. Die Fristen orientieren sich an der Dauer der Studiensemester. Eine
entsprechende Verordnung gilt so bis zum Ende des Wintersemesters 2021/2022 und kann bis zum Ende des
Sommersemesters 2022 verlédngert werden. Damit wird sichergestellt, dass die entsprechende Rechtsverordnung
auflerhalb einer vom Deutschen Bundestag festgestellten epidemischen Lage von nationaler Tragweite nur fiir den
Zeitraum gilt, fiir den sie auch benétigt wird.
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Zu Buchstabe ¢

Die einrichtungsbezogene Impfpflicht gegen COVID-19 und die Erweiterung der Befugnis zur Durchfiihrung von
Schutzimpfungen gegen COVID-19 sollen im Hinblick auf ihre Wirksamkeit und Reformbediirftigkeit untersucht
werden. Daher werden sie in die Aufzidhlung der zu evaluierenden Normen nach § 5 Absatz 9 aufgenommen.

Zu Nummer 3

Die Anpassungen der Regelungen zur Masernimpfpflicht dienen zum einen der Umsetzung der in BR Drs.
426/1/21 geduBerten Forderungen und zum anderen einer Harmonisierung mit den nunmehr durch Nummer 4
aufgenommen Regelungen zur COVID-19-Impfpflicht.

Zu Buchstabe a

Wenn der Nachweis der Masernimpfung von einer in einer von der Vorlagepflicht umfassten Einrichtung be-
schéftigten oder titigen Person nicht vorgelegt wird, oder wenn Zweifel an der Echtheit des vorgelegten Nach-
weises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen Einrichtung unverziiglich das zustdndige Gesundheitsamt zu be-
nachrichtigen und erforderlichen personenbezogenen Daten (§ 2 Nummer 16) zu iibermitteln.

Die oberste Landesbehdrde kann u. a. bestimmen, dass der Nachweis nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung
sondern dem Gesundheitsamt oder einer anderen staatlichen Stelle zu erbringen ist. Die Vorschrift schafft einen
Gleichlauf mit entsprechenden Bestimmungen der mit diesem Gesetz neu eingefligten Vorschrift des § 20a.

Zu Buchstabe b

Soweit sich ergibt, dass ein Impfschutz gegen Masern erst zu einem spéteren Zeitpunkt moglich ist oder vervoll-
standigt werden kann (oder ein Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 Nummer 2 aufgrund von Zeitablauf seine Giiltig-
keit verliert), sind Personen, die in den relevanten Einrichtungen betreut werden oder dort titig sind, verpflichtet,
innerhalb eines Monats, nachdem es ihnen moglich war, einen Impfschutz gegen Masern zu erlangen oder zu
vervollstdndigen, einen entsprechenden Nachweis vorzulegen. Der Nachweis kann insbesondere dann durch Zeit-
ablauf seine Giiltigkeit verlieren, wenn das drztliche Zeugnis beziiglich einer Kontraindikation sich auf einen
Umstand bezieht, der nachtriglich wegfallen kann (etwas das Bestehen einer Schwangerschaft). Das Auslaufen
der Giiltigkeit bezieht sich nicht auf den vollstindigen Impfschutz bzw. eine Immunitit gegen Masern.

Sollte der Nachweis nicht vorgelegt werden, oder sollten Zweifel an der Echtheit oder Richtigkeit des vorgelegten
Nachweises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen Einrichtung unverziiglich das zustindige Gesundheitsamt zu
benachrichtigen und personenbezogene Daten (§ 2 Nummer 16) zu {ibermitteln.

Mit der Regelung wird eine Grundlage geschaffen, durch die die Leitung insbesondere von Kindertragestétten
befugt werden, den altersgemédfBen Masernschutzstatus nach Vollendung des ersten Lebensjahres und den voll-
standigen Masernschutzstatus nach Vollendung des zweiten Lebensjahres bei bereits betreuten Kindern zu erhe-
ben (siche BR Drs. 426/1/21). Die Lander konnen an Stelle der betroffenen Einrichtungen die Gesundheitsamter
als Adressaten einer solchen Nachweispflicht bestimmen.

Zu Buchstabe ¢

Personen, die am 1. Méarz 2020 bereits in einschldgigen Einrichtungen betreut oder téitig waren und noch werden
bzw. sind, haben der Einrichtungsleitung bis zum Ablauf des 31. Juli 2022 einen Nachweis nach Absatz 9 vorzu-
legen. Die bisher fiir diese Personengruppe geltende Frist bis zum 31. Dezember 2021 wird verldngert, um den
Umstdnden der COVID-19-Pandemie Rechnung zu tragen. Sollte bis zum Ablauf der Frist kein Nachweis vorge-
legt werden, hat die Leitung der Einrichtung unverziiglich das zustindige Gesundheitsamt zu informieren und
diesem die erforderlichen personenbezogenen Daten zu libermitteln.

Absatz 11 wird entsprechend der Anderungen in den Absitzen 9a und 10 angepasst.

Zu Buchstabe d

Sollten Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, so kann das
Gesundheitsamt nach Satz 1 eine drztliche Untersuchung dazu anordnen, ob die betroffene Person aufgrund einer
medizinischen Kontraindikation nicht gegen Masern geimpft werden kann. Das Gesundheitsamt kann einer Per-
son, die trotz der Anforderung nach Satz 1 keinen Nachweis innerhalb einer angemessenen Frist vorlegt oder der
Anordnung einer &drztlichen Untersuchung nach Satz 2 nicht Folge leistet, untersagen, dass sie die dem Betrieb
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einer in Absatz 8 Satz 1 genannten Einrichtung dienenden Raume betritt oder in einer solchen Einrichtung titig
wird (Satz 4).

Zu Nummer 4

Zu § 20a

In Anlehnung an die Regelungen zur Einfithrung einer Masernimpfpflicht durch das Gesetz fiir den Schutz vor
Masern und zur Stirkung der Impfpravention (BGBI. I 2020, S. 148) in § 20 Absatz 8 bis 13 wird in § 20a zur
Einfiihrung einer entsprechenden Pflicht fiir den Schutz vor der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) in be-
stimmten Einrichtungen und Unternehmen eine entsprechende Regelung vorgesehen.

Die Vorlagepflicht fiir Inmunisierungsnachweise der Beschéftigten gegeniiber den Einrichtungen bzw. dem Ge-
sundheitsamt ist auf den 31. Dezember 2022 befristet (Artikel 2). Die fiir diesen Zweck verarbeiteten Daten miis-
sen spatestens dann, ggf. nach Artikel 17 DSGVO auch friiher, geloscht werden.

Zu Absatz 1

Geimpfte und genesene Personen werden seltener infiziert und werden somit auch seltener zu Ubertriigern des
Coronavirus SARS-CoV-2. Zudem sind sie, wenn sie trotz Impfung infiziert werden sollten, weniger bzw. fiir
einen kiirzeren Zeitraum infektids. Das Risiko, das von Geimpften oder Genesenen ausgeht, ist somit deutlich
geringer als bei Personen, die iiber keine Immunisierung aufgrund eines vollstindigen Impfschutzes oder einer
durchgemachten Infektion verfiigen. In bestimmten Settings, z. B. in Krankenhdusern oder Pflegeeinrichtungen,
halten sich typischerweise eine Vielzahl von besonders vulnerablen Personen auf. Diese sind regelmiBig aufgrund
ihrer gesundheitlichen Verfassung im Hinblick auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 besonders
gefihrdet und tragen unter Umsténden ein erhohtes Risiko fiir schwere Verldufe. Dies gilt insbesondere auch fiir
Schwangere, Wochnerinnen und Neugeborene, die eines besonderen Schutzes bediirfen.

Neben pflegebediirftigen Personen, insbesondere den Bewohnerinnen und Bewohnern von Pflegeheimen, geho-
ren die von Angeboten fiir Menschen mit Behinderungen und Beeintrachtigungen betreuten Personen typischer-
weise aufgrund ihres Alters und/oder des Vorliegens von Vorerkrankungen zu den vulnerablen Personengruppen
(vgl. Empfehlungen des Robert Koch-Instituts fiir Alten- und Pflegeeinrichtungen und Einrichtungen fiir Men-
schen mit Beeintrichtigungen und Behinderungen und fiir den 6ffentlichen Gesundheitsdienst (Version 24) vom
24. November 2021, S. 4). Sie haben einen erhohten Unterstiitzungs- und Betreuungsbedarf und kénnen ihre Kon-
takte nur schwer beeinflussen. Durch eine gemeinsame rdumliche Unterbringung, die Teilnahme an gemeinsamen
Aktivitidten und/oder haufig linger andauerndem nahem physischen Kontakt bei Betreuungstitigkeiten durch
wechselndes Personal ist das Risiko einer Infektion zusétzlich erhoht. Es kam bundesweit zu COVID-19-Ausbrii-
chen in Pflegeheimen und in Einrichtungen fiir Menschen mit Behinderungen, teilweise mit Todesféllen.

Insbesondere Menschen mit geistigen oder psychischen Behinderungen sind einem erhohten Expositionsrisiko
ausgesetzt, wenn sie Zeit in Einrichtungen verbringen. Aufgrund ihrer kognitiven Beeintrdchtigungen haben Be-
troffene nachweislich ein grundsétzlich erhdhtes Infektionsrisiko, da das strikte Einhalten von Hygiene- und Ab-
standsregelungen haufig nicht eigenverantwortlich sichergestellt werden kann (vgl. STIKO-Empfehlung zur CO-
VID-19-Impfung, Aktualisierung vom 29. Januar 2021, S. 50 f.).

Eine regelmédBige Testung kann zwar in einem bestimmten Zeitfenster akute Infektionen entdecken und damit das
Risiko eines Eintrags in gewissem Umfang verringern. Eine Testung kann aber keinen gleichwertigen Schutz zu
einer vollstdndigen Immunisierung gerade bei Kontakt mit besonders vulnerablen Personengruppen darstellen.

Daher wird fiir solche Einrichtungen und Unternehmen, in denen sich typischerweise eine Vielzahl von besonders
vulnerablen Personen aufhalten oder die von diesen Einrichtungen und Unternehmen versorgt werden, vorge-
schrieben, dass dort titige Personen geimpft oder genesen sein miissen oder ein &rztliches Zeugnis iiber das Be-
stehen einer Kontraindikation gegen eine Impfung gegen COVID-19 besitzen. Die Verpflichtung gilt ab dem
15. Mirz 2022. Auf ein konkretes Vertragsverhiltnis zwischen der jeweiligen Einrichtung und der dort titigen
Person kommt es fiir die Verpflichtung nicht an.

Eine solche Maflnahme ist notwendig, weil in diesen Einrichtungen nach mehrmonatiger Impfkampagne noch
relevante Impfliicken bestehen. Schétzungen zur Impfquote bei medizinischem Personal und Pflegepersonal aus
dem COVID-19 Impfquoten-Monitoring in Deutschland (COVIMO; Report 8, Erhebungszeitraum: 15.09. —
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18.10.2021, Bericht online verfiigbar unter: www.rki.de/covimo) legen nahe, dass die Impfquote bei diesen Per-
sonengruppen vergleichbar ist mit derjenigen in der Allgemeinbevolkerung, hier also ebenfalls noch relevante
Impfliicken bestehen (88 Prozent [95 Prozent KI: 84; 93] fiir medizinisches Personal und Pflegepersonal, 87 Pro-
zent [95 Prozent KI: 85; 89] fiir Berufsgruppen ohne besonderes Ansteckungsrisiko), wobei im Rahmen der Studie
sogar noch von einer Uberschiitzung der Impfquoten ausgegangen werden muss. Im Rahmen eines vom RKI in
165 nicht représentativen Altenpflegeheimen durchgefiihrten Monitorings waren nach vorldufigen Berechnungen
83 Prozent [95 Prozent KI: 82; 84] aller Beschiftigten und 82 Prozent [95 Prozent KI: 81; 83] der Beschiftigten
mit engem Kontakt zu Bewohnenden vollstindig gegen COVID-19 geimpft. Acht (5 Prozent) der Altenpflege-
heime hatten eine Impfquote aller Beschéftigten unter 50 Prozent (Stand: 23. November 2021, bislang nicht publi-
zierte Daten).

In den Nummern 1 bis 3 werden die besonders schutzbediirftigen Settings abschlieBend aufgezihlt. Die Vorschrif-
ten gelten nicht fiir die in den Einrichtungen oder von den Unternehmen behandelten, betreuten, gepflegten oder
untergebrachten Personen.

Erfasst werden nicht nur zeitlich ganz voriibergehend (nicht nur jeweils wenige Minuten, sondern iiber einen
lingeren Zeitraum) in den Einrichtungen und Unternehmen tétige Personen.

Die Art der Beschéftigung (Arbeitsvertrag, Leiharbeitsverhdltnis, Praktikum, Beamtenverhiltnis etc.) ist ohne
Bedeutung. Bei den erfassten Personen handelt es sich beispielsweise um medizinisches bzw. Pflege- und Betreu-
ungspersonal einschlielich zusétzlicher Betreuungskrifte nach § 53b SGB XI, aber auch andere dort tétige Per-
sonen wie zum Beispiel Hausmeister oder Transport-, Kiichen- oder Reinigungspersonal. Erfasst sind auch Aus-
zubildende, Personen, welche ihren Freiwilligendienst (nach dem BFDG oder JFDG) ableisten, ehrenamtlich Ta-
tige, Praktikanten sowie Zeitarbeitskrifte.

Die Anforderungen an den Impf- oder Genesenenstatus ergeben sich aus § 2 Nummer 2 oder Nummer 4 der CO-
VID-19-Schutzmafinahmen-Ausnahmenverordnung vom 8. Mai 2021 in der jeweils geltenden Fassung. Eine ge-
impfte Person ist danach eine asymptomatische Person, die im Besitz eines auf sie ausgestellten Impfnachweises
ist. Eine genesene Person ist eine asymptomatische Person, die im Besitz eines auf sie ausgestellten Genesenen-
nachweises ist.

Zu Nummer 1

Zu den besonders schutzbediirftigen Settings zdhlen zunéchst die Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Absatz 1
Nummer 1 bis 10: Krankenhduser, Einrichtungen fiir ambulantes Operieren, Vorsorge- und Rehabilitationsein-
richtungen (auch soweit keine den Krankenhdusern vergleichbare medizinische Versorgung erfolgt), Einrichtun-
gen nach § 51 SGB IX und Dienste der beruflichen Rehabilitation, Dialyseeinrichtungen, Tageskliniken, Entbin-
dungseinrichtungen einschlieBlich freiberuflich titiger Hebammen (dazu gehdren auch ambulante hebammenge-
leitete Einrichtungen nach § 134a des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch), Behandlungs- oder Versorgungsein-
richtungen, die mit einer der in den Buchstaben a bis f genannten Einrichtungen vergleichbar sind, Arztpraxen,
Zahnarztpraxen, Praxen sonstiger humanmedizinischer Heilberufe, Einrichtungen des 6ffentlichen Gesundheits-
dienstes, in denen medizinische Untersuchungen, Praventionsma3nahmen oder ambulante Behandlungen durch-
gefiihrt werden und Rettungsdienste. Erfasst werden insbesondere auch sozialpadiatrische Zentren nach § 119 des
Fiinften Buches Sozialgesetzbuch sowie medizinische Behandlungszentren fiir Erwachsene mit geistiger Behin-
derung oder schweren Mehrfachbehinderungen nach § 119¢ des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch.

Zu Nummer 2

Zu den besonders schutzbediirftigen Settings zéhlen auch voll- oder teilstationdre Einrichtungen zur Betreuung
und Unterbringung élterer, behinderter oder pflegebediirftiger Menschen oder Unternehmen, die diesen Einrich-
tungen vergleichbare Dienstleistungen anbieten.

Aus dem Bereich der Eingliederungshilfe zdahlen dazu besondere Wohnformen fiir Menschen mit Behinderungen
und Werkstitten flir behinderte Menschen im Sinn des § 219 SGB IX, andere Leistungsanbieter nach § 60 SGB IX
sowie andere vergleichbare tagesstrukturierende Angebote (z. B. Tagesforderstétten) inklusive der Unternehmen,
die von diesen Einrichtungen beauftragt sind, um die betreuten Menschen mit Behinderungen zu beférdern (z. B.
Fahrdienst zur und von der Werkstatt flir behinderte Menschen). Dabei wird bei den Werkstitten fiir behinderte
Menschen auf die Einrichtung insgesamt abgestellt, somit nicht zwischen Eingangsverfahren bzw. Berufsbil-
dungsbereich einerseits und dem Arbeitsbereich andererseits unterschieden. Auch vollstationdre Einrichtungen
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(z. B. betreute Wohngruppen fiir Kinder und Jugendliche mit Behinderungen) und teilstationire Einrichtungen (z.
B. Heilpddagogische Tagesstitten, heilpaddagogische Kitas) fiir Kinder und Jugendliche mit Behinderungen zéhlen
hierzu. Nicht erfasst werden hingegen Angebote des familienanalogen Wohnens sowie inklusive Kindertagesein-
richtungen, da dort von einem anderen Sachverhalt auszugehen ist.

Zu Nummer 3

Umfasst sind insbesondere auch Personen, die in ambulanten Pflegediensten und weiteren Unternehmen, die den
Einrichtungen nach Nummer 2 vergleichbare Dienstleistungen im ambulanten Bereich anbieten, titig sind. Damit
sind im Bereich der Pflegversicherung alle nach § 72 SGB XI zugelassenen ambulanten Pflegeeinrichtungen
(Pflegedienste) und die Betreuungsdienste, fiir die Vorschriften, die gemill SGB XI fiir Pflegedienste gelten, ent-
sprechend anzuwenden sind, sowie die Einzelpflegekrifte gemdll § 77 SGB XI erfasst.

Insbesondere fallen darunter auch ambulante Pflegedienste, die ambulante Intensivpflege in Einrichtungen,
Wohngruppen oder sonstigen gemeinschaftlichen Wohnformen erbringen.

Zu den Unternehmen, die Menschen mit Behinderungen ambulant betreuen, zdhlen im Sinne dieser Vorschrift
insbesondere:

e ambulant betreute Wohngemeinschaften fiir Menschen mit Behinderungen und andere Unternehmen, die
Assistenzleistungen nach § 78 SGB IX erbringen,

e  Unternechmen, die Leistungen der interdisziplindren Fritherkennung und Friihférderung nach § 42 Absatz 2
Nummer 2 und § 46 SGB IX in Verbindung mit der Frithférderungsverordnung oder heilpddagogische Leis-
tungen nach § 79 SGB IX erbringen,

e  Beforderungsdienste, die Leistungen nach § 83 Absatz 1 Nummer 1 SGB IX erbringen.

Zudem werden auch Unternehmen erfasst, die beauftragt sind, um die betreuten Menschen mit Behinderungen zu
beférdern.

Die zuvor genannten Unternehmen, in denen Menschen mit Behinderungen betreut werden, wurden im Hinblick
auf den Schutz vulnerabler Personengruppen vor einer COVID-19-Erkrankung im Sinne dieser Vorschrift insbe-
sondere als besonders schutzbediirftige Settings eingestuft. Es besteht jedoch kein Automatismus, dass die hier
genannten Unternehmen § 36 Absatz 1 Nummer 7 IfSG unterfallen.

Ebenfalls zu den besonders schutzwiirdigen Settings zdhlen Leistungsberechtigte nach § 29 SGB IX, da im Rah-
men des personlichen Budgets fiir diese die gleichen Leistungen erbracht werden wie in den Einrichtungen und
Unternehmen. Die Leistungsberechtigten gehdren ebenfalls zur Gruppe der vulnerablen Personen und organisie-
ren und beschaffen sich die Leistungen im Rahmen des personlichen Budgets lediglich selbst. Der Umstand, dass
sich die Leistungsberechtigten nicht in einer Einrichtung befinden, sondern sich die Leistungen selbst beschaffen,
fiihrt nicht zu einem Wegfall ihrer Schutzbediirftigkeit.

Nicht erfasst sind Angebote zur Unterstiitzung im Alltag im Sinne von § 45a Absatz 1 Satz 2 des Elften Buches
Sozialgesetzbuch zdhlen nicht zu den Dienstleistungen, sofern sie nicht gleichzeitig als Pflegeeinrichtungen ge-
mél § 72 SGB XI zugelassen sind.

Nicht zu den in den Einrichtungen oder Unternehmen tétigen Personen zdhlen die dort behandelten, betreuten,
gepflegten oder untergebrachten Personen. Menschen mit Behinderungen, die in Werkstétten fiir behinderte Men-
schen beschiftigt sind, unterfallen nicht der Impfpflicht, da auch andere Betreute nicht erfasst sind.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt das Verfahren fiir Personen, die in den genannten Einrichtungen bereits titig sind: Personen, die
in den in Absatz 1 genannten Einrichtungen oder Unternehmen tétig sind, haben der jeweiligen Leitung der Ein-
richtung oder des Unternehmens bis zum Ablauf des 15. Mérz 2022 einen Impf- oder Genesenennachweis oder
ein drztliches Zeugnis iiber eine Kontraindikation gegen eine Impfung gegen COVID-19 vorzulegen.

Die Anforderungen an den Impf- oder Genesenennachweis ergeben sich aus § 2 Nummer 3 oder Nummer 5 der
COVID-19-SchutzmaBnahmen-Ausnahmenverordnung in der jeweils geltenden Fassung.
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Ein Impfnachweis ist ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer vollstindigen Schutzimpfung gegen das
Coronavirus SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, franzosischer, italienischer oder spanischer Sprache in ver-
korperter oder digitaler Form, wenn die zugrunde liegende Schutzimpfung mit einem oder mehreren vom Paul-
Ehrlich-Institut im Internet unter der Adresse www.pei.de/impfstoffe/covid-19 genannten Impfstoffen erfolgt ist,
und a) entweder aus einer vom Paul-Ehrlich-Institut veréffentlichten Anzahl von Impfstoffdosen, die fiir eine
vollstidndige Schutzimpfung erforderlich ist, besteht und seit der letzten erforderlichen Einzelimpfung mindestens
14 Tage vergangen sind oder b) bei einer genesenen Person aus einer verabreichten Impfstoffdosis besteht.

Ein Genesenennachweis ist ein Nachweis hinsichtlich des Vorliegens einer vorherigen Infektion mit dem Corona-
virus SARS-CoV-2 in deutscher, englischer, franzdsischer, italienischer oder spanischer Sprache in verkdrperter
oder digitaler Form, wenn die zugrundeliegende Testung durch eine Labordiagnostik mittels Nukleinsdurenach-
weis (PCR, PoC-PCR oder weitere Methoden der Nukleinsdureamplifikationstechnik) erfolgt ist und mindestens
28 Tage sowie maximal sechs Monate zuriickliegt.

Es ist davon auszugehen, dass bis zum Ablauf der Frist am 15. Mérz 2022 ein vollstdndiger Impfschutz erlangt
werden kann.

Alternativ kann auch ein érztliches Zeugnis vorgelegt werden, aus dem hervorgeht, dass eine COVID-19-Schutz-
impfung bei der betroffenen Person aus medizinischen Griinden nicht méglich ist.

Es sind die Vorgaben des Datenschutzrechtes zu beachten. Wenn die Nachweise bzw. das érztliche Zeugnis im
Rahmen eines Beschéftigungsverhéltnisses vorzulegen sind, kann die Datenverarbeitung, soweit sie nicht bereits
nach § 23a bzw. § 36 Absatz 3 IfSG zuldssig ist, auf § 26 Absatz 3 Satz 1 bzw. auf § 22 Absatz 1 Buchstabe ¢
Bundesdatenschutzgesetz in Verbindung mit § 20a IfSG gestiitzt werden. Die Pflicht, in den genannten Einrich-
tungen und Unternehmen nur mit Impf- oder Genesenennachweis oder drztlichem Zeugnis iiber das Vorliegen
einer Kontraindikation titig zu sein, stellt eine gesetzliche Tatigkeitsvoraussetzung und damit eine rechtliche
Pflicht aus dem Arbeitsrecht im Sinne des § 26 Absatz 3 Satz 1 BDSG dar. Eine iiber die Nachweise bzw. das
arztliche Zeugnis hinausgehende Verarbeitung von Gesundheitsdaten, wie zum Beispiel dem Grund, aus dem sich
eine Kontraindikation ergibt, ist nicht zulédssig. Nach § 22 Absatz 2 BDSG sind angemessene und spezifische
MaBnahmen zur Wahrung der Interessen der betroffenen Personen vorzusehen.

Die in Absatz 2 vorgesehene, auf die genannten Personengruppen bezogene Pflicht, die entsprechenden Nach-
weise vorzulegen, dient einer effizienten Implementierung der im Absatz 1 vorgesehenen Impfpflicht und damit
unmittelbar dem Schutz von besonders vulnerablen Personengruppen. Es stehen keine milderen und gleich geeig-
neten Mittel zur Verfligung, als die Verpflichtung zur Vorlage der Nachweise gegeniiber der Leitung der jeweili-
gen Einrichtung bzw. des jeweiligen Unternehmens. Damit ist der mit der Verarbeitung von personenbezogenen
Daten verbundene Eingriff in die informationelle Selbstbestimmung der betroffenen Personengruppen verhéltnis-
maBig.

Wenn der Nachweis nach Satz 1 nicht bis zum Ablauf des 15. Mérz 2022 vorgelegt wird oder Zweifel an der
Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen Ein-
richtung oder des jeweiligen Unternehmens unverziiglich das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die jeweilige
Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, dariiber zu benachrichtigen und dem Gesundheitsamt per-
sonenbezogene Daten (§ 2 Nummer 16) zu libermitteln. Die Dateniibermittlung und Verarbeitung erfolgt insoweit
auf der Grundlage des Artikels 9 Absatz 2 Buchstabe i der Datenschutz-Grundverordnung in Verbindung mit § 22
Absatz 1 Buchstabe ¢ des Bundesdatenschutzgesetzes.

Die oberste Landesgesundheitsbehorde oder die von ihr bestimmte Stelle kann bestimmen, dass der Nachweis
nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens, sondern dem Gesundheitsamt
oder einer anderen staatlichen Stelle gegeniiber zu erbringen ist. Die oberste Landesgesundheitsbehorde kann
ebenfalls bestimmen, dass die Benachrichtigung nach Satz 2 durch die benannte Stelle zu erfolgen hat oder dass
die Benachrichtigung nicht gegeniiber dem Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die jeweilige Einrichtung oder
das jeweilige Unternehmen befindet, sondern gegeniiber einer anderen staatlichen Stelle zu erfolgen hat.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt das Verfahren fiir Personen, die in den genannten Einrichtungen ab dem 16. Mérz 2022 neu tétig
werden wollen. Personen, die in den genannten Einrichtungen oder Unternehmen ab dem 16. Mérz 2022 tétig
werden sollen, haben der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens vor Beginn ihrer
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Tatigkeit einen Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 (Impf- oder Genesenennachweis, drztliches Zeugnis) vorzulegen.
Wenn Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung
der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens unverziiglich das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk
sich die jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, dariiber zu benachrichtigen und dem
Gesundheitsamt personenbezogene Daten (§ 2 Nummer 16) zu libermitteln.

Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend: Die oberste Landesgesundheitsbehorde oder die von ihr bestimmte Stelle kann
bestimmen, dass der Nachweis nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens,
sondern dem Gesundheitsamt oder einer anderen staatlichen Stelle gegeniiber zu erbringen ist. Die oberste Lan-
desgesundheitsbehérde kann ebenfalls bestimmen, dass die Benachrichtigung nach Satz 2 durch die benannte
Stelle zu erfolgen hat oder dass die Benachrichtigung nicht gegeniiber dem Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich
die jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, sondern gegeniiber einer anderen staatlichen
Stelle zu erfolgen hat.

Eine Person nach Satz 1, die keinen Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 vorlegt, darf nicht in Einrichtungen oder
Unternehmen nach Absatz 1 Satz 1 beschiftigt werden. Eine Person nach Satz 1, die {iber keinen Nachweis nach
Absatz 2 Satz 1 verfiigt oder diesen nicht vorlegt, darf nicht in Einrichtungen oder Unternehmen nach Absatz 1
Satz 1 titig werden (betrifft nicht im Rahmen eines Dienst- oder Arbeitsverhéltnis titige Personen). Im Ergebnis
entfallt fiir diesen Personenkreis die Lohnzahlungspflicht des Arbeitgebers (§ 326 Absatz 1 BGB, § 326 Absatz 2,
§§ 615 und 616 BGB sind nicht einschlédgig). Weitere arbeitsrechtliche Konsequenzen kénnen im Einzelfall in
Betracht kommen.

Die oberste Landesgesundheitsbehorde oder die von ihr bestimmte Stelle kann allgemeine Ausnahmen von den
Sétzen Satz 4 und 5 zulassen, wenn das Paul-Ehrlich-Institut auf seiner Internetseite einen Lieferengpass zu allen
Impfstoffen mit einer Komponente gegen das Coronavirus SARS-CoV-2, die fiir das Inverkehrbringen in
Deutschland zugelassen oder genehmigt sind, bekannt gemacht hat; parallel importierte und parallel vertriebene
Impfstoffe mit einer Komponente gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 bleiben unberiicksichtigt.

Zu Absatz 4

Soweit ein Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 ab dem 16. Mirz 2022 seine Giiltigkeit aufgrund Zeitablaufs verliert,
haben Personen, die in den genannten Einrichtungen oder Unternehmen titig sind, der Leitung der jeweiligen
Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens einen Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 vor Ablauf der Giiltigkeit
des bisherigen Nachweises vorzulegen. Das kann insbesondere der Fall sein, wenn ein Genesenennachweis nach
sechs Monaten seine Wirksamkeit verliert. Ebenso kommen spitere Anpassungen der COVID-19-Schutzmalinah-
men-Ausnahmenverordnung in Betracht, nach der Impfnachweise ihre Giiltigkeit ohne Auffrischungsimpfung
verlieren konnen.

Wenn der Nachweis nicht bis zum Ablauf der Giiltigkeit des bisherigen Nachweises vorgelegt wird oder Zweifel
an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises bestehen, hat die Leitung der jeweiligen
Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens unverziiglich nach Ablauf der Giiltigkeit des bisherigen Nachwei-
ses das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet,
dariiber zu benachrichtigen und dem Gesundheitsamt die erforderlichen personenbezogenen Daten zu tibermitteln.

Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend: Die oberste Landesgesundheitsbehorde oder die von ihr bestimmte Stelle kann
bestimmen, dass der Nachweis nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder des jeweiligen Unternehmens,
sondern dem Gesundheitsamt oder einer anderen staatlichen Stelle gegeniiber zu erbringen ist. Die oberste Lan-
desgesundheitsbehdrde kann ebenfalls bestimmen, dass die Benachrichtigung nach Satz 2 durch die benannte
Stelle zu erfolgen hat oder dass die Benachrichtigung nicht gegeniiber dem Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich
die jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternechmen befindet, sondern gegeniiber einer anderen staatlichen
Stelle zu erfolgen hat.

Zu Absatz 5

Personen, die in den genannten Einrichtungen oder Unternehmen titig werden, haben dem Gesundheitsamt, in
dessen Bezirk sich die jeweilige Einrichtung oder das jeweilige Unternehmen befindet, auf Anforderung einen
Nachweis nach Absatz 2 Satz 1 vorzulegen.
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Bestehen Zweifel an der Echtheit oder inhaltlichen Richtigkeit des vorgelegten Nachweises, so kann das Gesund-
heitsamt Ermittlungen einleiten und eine &rztliche Untersuchung dazu anordnen, ob die betroffene Person auf-
grund einer medizinischen Kontraindikation nicht gegen die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) geimpft
werden kann.

Das Gesundheitsamt kann einer Person, die trotz der Anforderung nach Satz 1 keinen Nachweis innerhalb einer
angemessenen Frist vorlegt oder der Aufforderung zu einer &rztlichen Untersuchung nicht Folge leistet, untersa-
gen, dass sie die dem Betrieb einer in Absatz 1 Satz 1 genannten Einrichtung oder eines in Absatz 1 Satz 1 ge-
nannten Unternehmens dienenden Raume betritt oder in einer solchen Einrichtung oder einem solchen Unterneh-
men tétig wird. Aufgrund dieser Rechtsfolge ist von einer zwangsweisen Durchsetzung der drztlichen Untersu-
chung abzusehen. Soweit das Paul-Ehrlich-Institut auf seiner Internetseite einen Lieferengpass zu allen Impfstof-
fen mit einer Komponente gegen das Coronavirus SARS-CoV-2, die fiir das Inverkehrbringen in Deutschland
zugelassen oder genehmigt sind, bekannt gemacht hat ist von entsprechenden Untersagungen abzusehen. Im Er-
gebnis entféllt fiir diesen Personenkreis die Lohnzahlungspflicht des Arbeitgebers (§ 326 Absatz 1 BGB, § 326
Absatz 2, §§ 615 und 616 BGB sind nicht einschlégig). Weitere arbeitsrechtliche Konsequenzen kénnen im Ein-
zelfall in Betracht kommen.

Der Eingriff in das Grundrecht der Freiheit der Berufsausiibung (Artikel 12 Absatz 1 GG) bei der Erteilung des
Tatigkeitsverbots ist grundsétzlich durch die mit Satz 1 verfolgten Zwecke des 6ffentlichen Gesundheitsschutzes
und des Schutzes vulnerabler Personengruppen vor einer COVID-19-Erkrankung gerechtfertigt. Das Gesund-
heitsamt hat das Grundrecht bei der Bemessung der Dauer des Verbotes zu beriicksichtigen.

Widerspruch und Anfechtungsklage gegen eine vom Gesundheitsamt angeordnete drztliche Untersuchung oder
ein vom Gesundheitsamt erteiltes Verbot haben keine aufschiebende Wirkung.

Zu Absatz 6

Die Pflicht, einen ausreichenden Impfschutz gegen SARS-CoV-2 aufweisen zu miissen, beriihrt das Grundrecht
der korperlichen Unversehrtheit (Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 GG), auch wenn die Freiwilligkeit der Impfentschei-
dung selbst unberiihrt bleibt. Der Eingriff ist durch die damit verfolgten 6ffentlichen Ziele des Gesundheitsschut-
zes gerechtfertigt. Zum Schutz der Personen in den betroffenen Einrichtungen und Unternehmen vor den teilweise
schwer verlaufenden Infektionen ist eine gesetzliche Verpflichtung zum Vorhandensein von Immunitit oder Impf-
schutz gegen SARS-CoV-2 bei den in Absatz 1 Satz 1 genannten Personen verhiltnismaBig. In oder von den
genannten Einrichtungen oder Unternehmen behandelte, betreute, gepflegte oder untergebrachte Personen sind
zudem typischerweise als vulnerabel einzustufen und kénnen sich teilweise nicht selbst hinreichend vor Infektio-
nen schiitzen. Das Risiko von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 ist als gering einzustufen.
Fiir Personen, die ohne erhebliche Gefahr fiir ihr Leben oder ihre Gesundheit nicht geimpft werden kénnen, sieht
das Gesetz Ausnahmen vor.

Zu § 20b

Der neue § 20b berechtigt angesichts der aktuellen Phase der COVID-19-Pandemie im Hinblick auf die jetzt
notwendige schnelle Organisation und Durchfiihrung der Auffrischungsimpfungen zusitzlich zu Arztinnen und
Arzten ausnahmsweise auch Zahnirzte und Zahnirztinnen, Tierdrzte und Tierdrztinnen sowie Apotheker und
Apothekerinnen zur Durchfithrung von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2.

Zu Absatz 1

Nach § 20 Absatz 4 ist jeder Arzt bzw. jede Arztin zur Durchfiihrung von Schutzimpfungen berechtigt. Mit dem
neuen § 20b wird von dieser Regelung abweichend die Berechtigung zur Durchfiihrung von Schutzimpfungen
gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 auf Zahnirzte und Zahnirztinnen, Tierdrzte und Tierdrztinnen sowie Apo-
theker und Apothekerinnen erweitert. Diese Erweiterung gilt nur in Bezug auf Schutzimpfungen gegen das
Coronavirus SARS-CoV-2 bei Personen, die das zwolfte Lebensjahr vollendet haben. Die Regelung soll das Ziel
unterstiitzen, mdglichst zeitnah den Schutz des Einzelnen und eine hinreichend breite Immunitét in der Bevdlke-
rung zu erreichen, um die Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 einzuddmmen. Da der Impfstoff des Her-
stellers BioNTech/Pfizer hinsichtlich Zusammensetzung und Dosierung bei Erwachsenen sowie Kindern und Ju-
gendlichen ab zwdlf Jahren identisch ist und angesichts der bestehenden Erfahrungen mit den Corona-Schutzimp-
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fungen bei den 12- bis 17-Jahrigen (die Impfquote der vollstindig Geimpften in dieser Gruppe nihert sich 50 Pro-
zent), wird die Durchfithrung von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 durch die genannten
Personengruppen bei Personen ab dem zwolften Lebensjahr ermoglicht.

Zahnirzte und Zahnirztinnen sowie Apotheker und Apothekerinnen haben eine tragende Rolle in der Gesund-
heitsversorgung. So beherrschen Zahnirzte und Zahnirztinnen insbesondere auch die Betreuung von Patienten
und Patientinnen sowie den Umgang mit Spritzen. Im Zusammenhang mit einer Impfung gilt dies auf Grundlage
der zahnmedizinischen Ausbildungen hingegen in dieser Form nicht. Tierdrzte und Tierdrztinnen verfligen iiber
die — wenn auch in Bezug auf Tiere — erforderlichen Kompetenzen fiir die Durchfiihrung von Schutzimpfungen.
Apotheker und Apothekerinnen beherrschen ebenfalls die Gesprachsfithrung mit Patienten und Patientinnen, ins-
besondere in Bezug auf die Beratung, sowie den Umgang mit Arzneimitteln.

Die Durchfiihrung von Schutzimpfungen umfasst neben dem Setzen der Spritze auch die Anamnese, Aufklarung,
Impfberatung sowie die Beobachtung im Anschluss an die Impfung und unter Umstinden auch das Beherrschen
und Anwenden von Notfallmainahmen im Falle von akuten Impfreaktionen. Die dafiir erforderlichen Kompeten-
zen werden Zahnérztinnen und Zahnirzten, Tierdrzte und Tierdrztinnen sowie Apothekern und Apothekerinnen
im Rahmen ihrer Ausbildung nicht vermittelt.

Um sicherzustellen, dass Zahnérzte und Zahnérztinnen, Tierdrzte und Tierdrztinnen sowie Apotheker und Apo-
thekerinnen die Schutzimpfungen und Auffrischungsimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 auch fiir
die zu impfende Person sicher durchfithren kdnnen, wird geregelt, dass sie zuvor an einer &drztlichen Schulung
teilnehmen miissen.

Mit der Regelung wird zum einen ermdglicht, dass Zahnérztinnen und Zahnérzte, Tierdrztinnen und Tierérzte
sowie Apothekerinnen und Apotheker insbesondere in geeigneten Réumlichkeiten Schutzimpfungen gegen das
Coronavirus SARS-CoV-2 durchfiihren kénnen, d. h. die Rdumlichkeiten miissen iiber eine entsprechende Aus-
stattung verfiigen. Das kann die eigene Praxis sein, aber auch angemietete Rdumlichkeiten oder auch die Tatigkeit
in einem Impfzentrum kommen in Betracht. Zum anderen wird die Mdglichkeit er6ffnet, dass Angehorige der
genannten Berufsgruppen Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 auch unabhingig von derarti-
gen Riumlichkeiten durchfiihren kdnnen, wenn sie in einer geeigneten Struktur, insbesondere in ein mobiles
Impfteams im Sinne der Coronavirus-Impfverordnung, eingebunden sind. Damit sollen Angehorige der genannten
Berufsgruppen moglichst flexibel, insbesondere auch in mobile Impfungen von Menschen, einbezogen werden
konnen, die hinsichtlich ihrer Mobilitét eingeschrankt sind.

Zudem ist die Durchfithrung der Schutzimpfung nur gestattet, sofern das Berufsrecht dem nicht entgegensteht.
MaBgeblich sind in diesem Zusammenhang insbesondere die Regelungen in den jeweiligen Berufsordnungen der
Zahndrztekammern, der Tierdrztekammern und der Apothekerkammern.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt, welche Inhalte die Schulung nach Absatz 1 zu vermitteln hat. Die Schulung soll dabei alle Kennt-
nisse, Fahigkeiten und Kompetenzen vermitteln, die fiir eine sichere Durchfithrung der Schutzimpfung gegen das
Coronavirus SARS-CoV-2 erforderlich sind. Die Aufzéhlung der Inhalte ist dabei nicht abschlieBend. Zudem soll
die Schulung auf die zu schulende Berufsgruppe der Zahnirzte und Zahnérztinnen, Tierdrzte und Tierdrztinnen
sowie Apotheker und Apothekerinnen zugeschnitten werden. So verfiigt ein Zahnarzt bzw. eine Zahnérztin z. B.
iiber die fiir die Aufklarung der Patienten und Patientinnen erforderlichen Kenntnisse, Fahigkeiten und Kompe-
tenz, sodass Kenntnisse, Fahigkeiten und Kompetenzen zu diesem Aspekt nur in Bezug auf die Durchfiithrung der
Schutzimpfung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 zusétzlich vermittelt werden miissten. Tierdrzte und Tier-
arztinnen verfiigen zwar iiber die fiir die Behandlung — einschlieSlich der Durchfiihrung von Schutzimpfungen —
erforderlichen Kompetenzen. Allerdings erstrecken sich diese auf die Behandlung von Tieren, sodass die fiir die
Durchfiihrung von Schutzimpfungen bei Menschen erforderlichen Kompetenzen zu vermitteln sind. Apothekermn
und Apothekerinnen werden dagegen die erforderlichen Kompetenzen insbesondere fiir die Aufklérung, die Ver-
abreichung des Impfstoffs sowie zu NotfallmaBnahmen in der Schulung vermittelt werden miissen.

Apotheker und Apothekerinnen, die bereits im Rahmen von Modellvorhaben nach § 132j SGB V in der Durch-
fiihrung von Grippeschutzimpfungen drztlich geschult wurden, verfiigen iiber die erforderlichen Kompetenzen
fiir die Durchfiihrungen von Schutzimpfungen bei Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Die Schu-
lungen nach § 132j SGB V berechtigen daher zur Durchfithrung von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus
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SARS-CoV-2 nur bei Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben. Fiir Impfungen von Personen zwischen
zwolf und 17 Jahren, sind entsprechende Ergdnzungsschulungen durchzufiihren.

Zu Absatz 3

Mit Absatz 3 wird geregelt, dass die Bundesapothekerkammer fiir die drztlichen Schulungen der Apothekerinnen
und Apotheker, die Bundeszahnérztekammer fiir die drztlichen Schulungen der Zahnérztinnen und Zahnérzte und
die Bundestierdrztekammer fiir die drztlichen Schulungen der Tierdrzte und Tierdrztinnen jeweils in Zusammen-
arbeit mit der Bundesédrztekammer bis zum 31. Dezember 2021 ein Mustercurriculum entwickeln. Damit soll
sichergestellt werden, dass die Schulungen bundesweit moglichst einheitlich durchgefiihrt werden und ziigig be-
ginnen koénnen. Bei der Entwicklung des Mustercurriculums soll auch auf die Erfahrungen aus der Entwicklung
der érztlichen Schulungen fiir Grippeschutzimpfungen im Rahmen von Modellvorhaben nach § 132j SGB zuriick-
gegriffen werden. Besonders zu beriicksichtigen ist, dass die Schulungen gezielt auf die Impfung der Personen-
gruppe zwischen zwdlf und 17 Jahren eingehen. Fiir Apothekerinnen und Apotheker, die bereits im Rahmen von
Modellvorhaben nach § 132j SGB V geschult sind, sind daher entsprechende Moglichkeiten fiir Ergénzungs-
schulungen zu entwickeln. Die Durchfithrungen der drztlichen Schulungen kann insbesondere durch die zustéin-
dige Landesapothekerkammer, Landeszahnédrztekammer bzw. Landestierdrztekammer erfolgen.

Zu Absatz 4

Absatz 4 stellt klar, dass dariiber hinaus auch weiterhin die Mdglichkeit der Delegation drztlicher Tétigkeiten auf
nichtérztliches Gesundheitspersonal besteht. Insbesondere die Durchfithrung von Schutzimpfungen gegen das
Coronavirus SARS-CoV-2, egal ob Grundimmunisierung oder Auffrischungsimpfung, kann delegiert werden.
Hierfiir eignen sich Berufsgruppen, die aufgrund ihrer Ausbildung grundsétzlich {iber die erforderlichen Kennt-
nisse, Fahigkeiten und Fertigkeiten sowie {iber eine aktuelle Berufserfahrung und Kenntnisse zum Umgang mit
dem Impfstoff und zu medizinischen Fragen liber Wirkung und Nebenwirkung des eingesetzten Impfstoffs ver-
fiigen, um sowohl die Impfung selbst durchzufiihren wie auch erste NotfallmaBnahmen im Fall anaphylaktischer
oder sonstiger Reaktionen einleiten zu konnen. Dies diirfte im Grundsatz insbesondere auf Pflegefachpersonen
und Hebammen zutreffen. Apothekerinnen und Apotheker sowie Zahnérztinnen und Zahnérzte kdnnen die erfor-
derlichen Kenntnisse, Féhigkeiten und Fertigkeiten im Rahmen einer Schulung erwerben. Die bestehende Mog-
lichkeit der Delegation drztlicher Aufgaben sollte bestmoglich genutzt werden, um die Anzahl der durchgefiihrten
Schutzimpfungen weiter zu erhdhen.

Zu Nummer 5

Zu Buchstabe a

Es wird eine klarstellende Ergénzung vorgenommen, indem konkretisiert wird, dass die zur Testung verantwort-
liche Person die zur Durchfiihrung oder Uberwachung der Testung befugte Person ist.

Zu Buchstabe b

Vor dem Hintergrund, dass bei Testungen einheitliche Standards auch bei der Dokumentation gelten sollen, wer-
den die in Absatz 4b Nummer 2 genannten Anforderungen auch fiir die Testdokumentation nach Absatz 4d Num-
mer 2 klarstellend ergénzt.

Zu Nummer 6

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine Klarstellung, dass nicht nur die in § 28 Absatz 1 Satz 2 genannten Einrichtungen Betriebe
erfasst sind.

Zu Buchstabe b

In § 28a wird der Katalog ausgeschlossener Schutzmalnahmen préazisiert. Ausgeschlossen sind:
1.  die Anordnung von Ausgangsbeschriankungen,

2. die Untersagung der Sportausiibung und SchlieBung von Sporteinrichtungen,

3. die Untersagung von Versammlungen oder Aufziigen im Sinne von Artikel 8 des Grundgesetzes und von
religidsen oder weltanschaulichen Zusammenkiinften,
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4. die Untersagung von Reisen,
5. die Untersagung von Ubernachtungsangeboten,

6. die SchlieBung von Betrieben, Gewerben, Einzel- oder GroBBhandel, sofern es sich nicht gastronomische Ein-
richtungen oder um Freizeit- oder Kultureinrichtungen oder um Messen oder Kongresse handelt,

7. die SchlieBung von Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne von § 33.

Nummer 2 stellt klar dass schwerpunktmifBig der Sportausiibung dienende Sporteinrichtungen wie Fitnesscenter
oder Schwimmbhallen nicht geschlossen werden diirfen.

Indem in der Aufzdhlung der Nummer 3 Veranstaltungen und Ansammlungen entfallen, sind Veranstaltungen
jeglicher Art, sofern sie nicht eine Versammlung oder ein Aufzug im Sinne von Artikel 8 des Grundgesetzes oder
eine religiose oder weltanschauliche Zusammenkunft darstellen, untersagbar. Untersagbar sind danach insbeson-
dere Sportveranstaltungen mit einem groferen Publikum.

Nummer 6 stellt klar, dass es moglich ist, gastronomische Einrichtungen, Freizeit- oder Kultureinrichtungen zu
schlieen sowie die Durchfiihrung von Messen und Kongressen zu untersagen.

Zu Buchstabe ¢

Fiir SchutzmafBnahmen, die nach § 28a Absatz 1 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 Satz 1 und 2, die bis zum
25. November 2021 in Kraft getreten sind, bleibt Absatz 1 bis zum Ablauf des 15. Februar 2022 anwendbar.

Zu Nummer 7

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine rechtsférmliche Anpassung des Verweises auf die COVID-19-Schutzmafinahmen-Aus-
nahmenverordnung.

Zu Buchstabe b

Es wird eine Klarstellung vorgenommen, dass Begleitpersonen von behandelten, betreuten, gepflegten oder un-
tergebrachten Personen, die die Einrichtung oder das Unternehmen nur fiir einen unerheblichen Zeitraum betreten,
wie diese Personengruppe ebenfalls nicht als Besucher anzusehen sind. Zu den Begleitpersonen zéhlen insbeson-
dere Erziehungsberechtigte bei Minderjahrigen und Assistenzkrifte bei Menschen mit Behinderungen. Damit
wird dem Umstand Rechnung getragen, dass die behandelten, betreuten, gepflegten oder untergebrachten Perso-
nen auf die Begleitpersonen im Rahmen ihrer Therapie, zur Forderung des Behandlungserfolges oder im Alltag
angewiesen sind. Diese Personen sind daher ebenso wie die behandelten, betreuten, gepflegten oder untergebrach-
ten Personen zu behandeln.

Dies gilt nicht fiir Menschen mit Behinderung, die Leistungen im Eingangsverfahren, im Berufsbildungsbereich
oder im Arbeitsbereich einer anerkannten Werkstatt fiir behinderte Menschen oder eines anderen Leistungsanbie-
ters nach § 60 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch erhalten. Auszubildende, Studierende und Schiilerinnen und
Schiiler, die die in Satz 1 genannten Einrichtungen und Unternehmen zum Zweck ihrer beruflichen Bildung be-
treten, gelten ebenfalls als Beschiftigte im Sinne des Satzes 1.

Fiir Arbeitgeber und Beschiftigte kann die zugrundeliegende Testung auch durch Antigen-Tests zur Eigenanwen-
dung ohne Uberwachung erfolgen, wenn sie geimpfte oder genesene Personen sind; das gilt entsprechend fiir
Besucher, die als geimpftes oder genesenes medizinisches Personal die in Satz 1 genannten Einrichtungen und
Unternehmen behandelten, betreuten, gepflegten oder untergebrachten Personen zu Behandlungszwecken aufsu-
chen.

Eine Testung muss flir Arbeitgeber und Beschiftigte, die geimpfte Personen oder genesene Personen im Sinne
des § 2 Nummer 2 oder Nummer 4 der COVID-19-Schutzmafnahmen-Ausnahmenverordnung in der jeweils gel-
tenden Fassung sind, mindestens zweimal pro Kalenderwoche durchgefiihrt werden. Fiir Besucher, die die Ein-
richtung oder das Unternehmen im Rahmen eines Notfalleinsatzes oder aus anderen Griinden ohne Kontakt zu
den in den in Satz 1 genannten Einrichtungen und Unternehmen behandelten, betreuten, gepflegten oder unterge-
brachten Personen nur fiir einen unerheblichen Zeitraum betreten, gilt Satz 1 nicht. Fiir Arbeitgeber und Beschif-
tigte gilt Absatz 1 Satz 3 und 4 entsprechend.
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Die in Satz 1 genannten Einrichtungen und Unternehmen sind verpflichtet, ein einrichtungs- oder unternehmens-
bezogenes Testkonzept zu erstellen. Im Rahmen des Testkonzepts haben Einrichtungen nach § 36 Absatz 1 Num-
mer 2 Testungen auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 fiir alle Beschiftigten und Besucher an-
zubieten.

Zu Buchstabe ¢

Um den Aufwand bei den Dokumentationspflichten zu verringern, werden Anderungen in Absatz 3 Satz 7 bis 9
vorgesehen. Insbesondere wird die Ubermittlungspflicht auf einen monatlichen Rhythmus und auf Daten zum
Impfstatus in den betroffenen Einrichtungen und Unternehmen beschrankt und — au8er bei Pflegeeinrichtungen —
von der Anforderung der zustdndigen Stelle abhingig gemacht.

Zu Buchstabe d

Zu Doppelbuchstabe aa
Es handelt sich um eine rechtsformliche Anpassung des Verweises.

Zu Doppelbuchstabe bb

In Absatz 5 Satz 1 wird eine bestehende Liicke in Bezug auf 3G-Nachweispflichten fiir Fahr- und Steuerpersonal
von Taxidiensten und Bus- und Flugbetrieben geschlossen Es wird eine notwendige Ergdnzung vorgenommen,
mit der die Anforderungen an die Nutzung der Verkehrsmittel des Luftverkehrs, des 6ffentlichen Personennah-
verkehrs und des 6ffentlichen Personenfernverkehrs im Hinblick auf das Vorliegen eines Impf-, Test- oder Gene-
senennachweises auch auf Fahr- und Steuerpersonal Anwendung finden. Gleichzeitig werden fiir die genannten
Bereiche Ausnahmen fiir Beschiftigte und Arbeitgeber von diesen Nachweispflicht vorgesehen, insofern diese
keine titigkeitsbedingten physischen Kontakte zu anderen Personen haben. Von physischen Kontakten ist grund-
sétzlich auszugehen, wenn bei der Tétigkeit ein Zusammentreffen mit anderen Personen nicht ausgeschlossen
werden kann, auch wenn es zu keinem direkten Korperkontakt kommt.

Zu Doppelbuchstabe cc

Es wird klargestellt, dass die Bestimmungen einer Rechtsverordnung nach § 36 Absatz 8 in Verbindung mit Ab-
satz 10 den Bestimmungen nach Satz 1 Nummer 1 vorgehen. In einer Verordnung nach diesen Vorschriften wer-
den die zur Verhinderung der Ausbreitung von einer Krankheit, die zur Feststellung der epidemischen Lage von
nationalen Tragweite gefiihrt hat, notwendigen Regelungen im Zusammenhang mit Einreise und Pflichten der
Beforderer getroffen.

Zu Nummer 8

Zu Buchstabe a

Die Anpassung in Absatz 2 Satz 5 stellt klar, dass auch Zeiten nach der Aufhebung der Feststellung der epidemi-
schen Lage von nationaler Tragweite bis zum 19. Marz 2022 (Absatz 1a Satz 5) in die laufende Jahresfrist nach
dieser Vorschrift einberechnet werden.

Zu Buchstabe b

Mit der Regelung wird die Frist zur Geltendmachung von Entschddigungsanspriichen nach § 56 IfSG im Falle
des Anspruchsiibergangs auf die Bundesagentur fiir Arbeit nach § 56 Absatz 9 IfSG bei der Gewdhrung von Kurz-
arbeitergeld auf drei Jahre verléngert.

Die Bundesagentur flir Arbeit kann in dem dreistufigen Kurzarbeitergeld-Verfahren (1. Anzeige von Kurzarbeit,
2. Monatlicher Antrag auf Erstattung des vom Arbeitgeber ausgezahlten Kurzarbeitergeldes, 3. Abschlusspriifung
nach Beendigung der Kurzarbeit) mogliche Anspruchsiiberginge erst bei den Abschlusspriifungen feststellen. Bei
den derzeit beim Kurzarbeitergeld geltenden Bezugsdauern von bis zu 24 Monaten und dem Umfang der Inan-
spruchnahme von Kurzarbeit, ist es wahrscheinlich, dass die Abschlusspriifungen erst dann durchgefiihrt werden
konnen, wenn die bestehende Frist von zwei Jahren zur Geltendmachung der iibergegangenen Entschidigungsan-
spriiche bereits abgelaufen ist. Ohne Fristverldngerung droht der in § 56 Absatz 9 IfSG geregelte Anspruchsiiber-
gang auf die Bundesagentur fiir Arbeit in vielen Fillen ins Leere zu laufen. Um dies zu verhindern wird die Frist
fiir die Bundesagentur fiir Arbeit auf drei Jahre verldngert.
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Zu Nummer 9
Zu Buchstabe a

Zu Doppelbuchstabe aa
Die Ordnungswidrigkeitentatbestinde werden angepasst.

Auf Grundlage des § 20a Absatz 2 bis 4 werden folgende neuen BuB3geldtatbestéinde eingefiihrt:

Absatz 1a Nummer 7e sanktioniert die Leitung der Einrichtung, die vorschriftswidrig Gesundheitsamt nicht, nicht
richtig, nicht vollstindig oder nicht rechtzeitig benachrichtigt.

Absatz 1a Nummer 7f sanktioniert u. a. Nichtbeachtung einer vollziehbaren Anordnung hinsichtlich eines Betre-
tungsverbotes in Bezug auf bestimmte Einrichtungen.

Absatz 1a Nummer 7g sanktioniert die Leitung der Einrichtung, die vorschriftswidrig eine Person beschiftigt. Sie
sanktioniert auch die nachweispflichtige Person, die vorschriftswidrig in einer dort genannten Einrichtung tétig
wird.

Absatz 1a Nummer 7h sanktioniert die nachweispflichtigen Personen, die vorschriftswidrig einen Nachweis nicht,
nicht richtig, nicht vollstdndig oder nicht rechtzeitig vorlegen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung, die nach Ersetzung der alten Fassung des § 28b durch die
neue Fassung dieser Vorschrift notwendig wurde.

Zu Buchstabe b

Die Ordnungswidrigkeitentatbestinde der Nummern 7e bis 7h werden in § 73 Absatz 2 erginzt. Die Ordnungs-
widrigkeit kann daher mit einer GeldbuBle bis zu zweitausendfiinthundert Euro geahndet werden.

Zu Artikel 2 (Weitere Anderung des Infektionsschutzgesetzes)
Flankierend dazu werden auch die entsprechenden Ordnungswidrigkeitentatbestinde auer Kraft gesetzt.

Zu Nummer 1
Ziel der Regelung des § 20a IfSG ist es, die Impfquote in betroffenen Einrichtungen und Unternehmen kurzfristig
zu erhohen. Sie soll daher zunéchst bis Ende 2022 gelten.

Ziel der Regelung des § 20b IfSG ist es, sicherzustellen, dass die Nachfrage der Bevolkerung nach Schutzimp-
fungen bedient und damit eine ziigige Immunitit der Bevolkerung erreicht bzw. aufgefrischt werden kann. Die
Erweiterung der zur Durchfiihrung von Schutzimpfungen gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 berechtigen Be-
rufsgruppen soll daher zeitlich bis zum 31. Dezember 2022 begrenzt werden. Uber den Zeitraum hinaus besteht
keine Notwendigkeit fiir diese Erweiterung. Die Schutzimpfungen kénnen dann durch Arzte und Arztinnen nach
§ 20 Absatz 4 erfolgen.

Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a
Flankierend zu Nummer 1 werden auch die entsprechenden Ordnungswidrigkeitentatbestinde auller Kraft gesetzt.

Zu Buchstabe b
Es handelt sich um eine notwendige Folgeanpassung.

Zu Artikel 3 (Anderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes)

Zu Nummer 1

Aufgrund eines zunehmenden pandemischen Infektionsgeschehens kann regional die Notwendigkeit bestehen,
die stationire Versorgung von Patientinnen und Patienten, die aufgrund einer Infektion mit dem Coronavirus
SARS-CoV-2 intensivmedizinisch behandelt werden miissen, durch zusétzliche gezielte Maflnahmen aktuell und
mit Blick auf die Dynamik der Erkrankung zukiinftig sicherzustellen. Gleichzeitig muss gewéhrleistet sein, dass
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die regulére stationdre Versorgung von nicht an COVID-19 erkrankten Patientinnen und Patienten weiterhin im
medizinisch notwendigen Umfang sichergestellt ist.

Um negative finanzielle Folgen und Liquidititsengpésse fiir Krankenhéuser, die zur Erhohung der Verfiigbarkeit
der Behandlungskapazititen planbare Aufnahmen, Operationen und Eingriffe in medizinisch vertretbarer Weise
verschieben oder aussetzen, zu vermeiden, stellt der Bund diesen Krankenhdusern kurzfristig einen finanziellen
Ausgleich zur Verfiigung, sofern bei diesen Krankenhéusern ein Belegungsriickgang im relevanten Zeitraum ein-
tritt.

Der neue Absatz 1b regelt die Anspruchsvoraussetzungen fiir die Gewahrung der im Zeitraum zwischen dem
15. November und 31. Dezember 2021 vorgesehenen Ausgleichszahlungen. Dies sind zum einen die Kranken-
hiuser, die einen Zuschlag fiir die Teilnahme an der Notfallversorgung nach § 9 Absatz 1a Nummer 5 des Kran-
kenhausentgeltgesetzes vereinbart haben, unabhéngig davon, ob die Krankenhéuser einen Zuschlag fiir die Teil-
nahme an der Basisnotfallversorgung oder an der erweiterten oder umfassenden Notfallversorgung vereinbart
haben. Daneben sind — vergleichbar der Regelung fiir die bis zum 15. Juni 2021 vorgesehenen Ausgleichszahlun-
gen — auch Krankenhduser anspruchsberechtigt, die zwar noch keine Zu- oder Abschlige fiir die Teilnahme oder
Nichtteilnahme an der Notfallversorgung nach § 9 Absatz 1a Nummer 5 des Krankenhausentgeltgesetzes verein-
bart haben, die aber mindestens die Anforderungen fiir eine Teilnahme an der Basisnotfallversorgung erfiillen und
die dies gegeniiber der Landesbehorde nachweisen. Hierflir werden die Lander im Wesentlichen auf die Feststel-
lungen im Rahmen der bis zum 15. Juni 2021 gewidhrten Ausgleichszahlungen zuriickgreifen kénnen.

Absatz 2b libernimmt im Wesentlichen das in Absatz 2 und Absatz 2a geregelte Verfahren zur Ermittlung der
Differenztage, fiir die Ausgleichzahlungen geleistet werden. Die Ausgleichszahlungen sind an die berechtigten
somatischen Krankenhéuser in gleicher Hohe zu zahlen, wie sie auf Grund der COVID-19-Ausgleichszahlungs-
Anpassungs-Verordnung beziehungsweise der Anlage zu dieser Verordnung gezahlt worden sind. Im Ubrigen
iibernimmt der Absatz 2b im Wesentlichen das bisherige in § 21 KHG geregelte Verfahren zur Ermittlung und
zur Meldung des Finanzbedarfs der Krankenhduser. Daher kann insoweit an die bestehenden administrativen
Strukturen angekniipft werden. Das bedeutet auch, dass die Lander zu einer Priifung der von den Krankenhdusern
ermittelten Betrdge verpflichtet werden. Hierdurch soll ausgeschlossen werden, dass unplausible oder unbegriin-
dete Meldungen an das Bundesamt fiir Soziale Sicherung weitergegeben werden. Durch den Erhalt von Aus-
gleichszahlungen gilt der Ausnahmetatbestand des § 7 Satz 1 Nummer 2 der Pflegepersonaluntergrenzen-Verord-
nung flir das Jahr 2021 fiir den Zeitraum des Erhalts von Ausgleichszahlungen als gegeben. Die Krankenhduser
haben den Vertragsparteien nach § 11 des Krankenhausentgeltgesetzes den Erhalt von Ausgleichszahlungen an-
zuzeigen.

Absatz 4b iibernimmt das bisherige Verfahren zur Ubermittlung des Finanzbedarfs der Krankenhiuser an das
Bundesamt fiir Soziale Sicherung mit den erforderlichen Anpassungen. Wie bisher bestimmt das Bundesamt fiir
Soziale Sicherung das Nahere zum Verfahren der Anmeldung und Zahlung der Betréige einschlieSlich der Ab-
schlagszahlungen.

Durch die Anderung in Absatz 7a wird die Verpflichtung der Vertragsparteien auf Bundesebene zum Abschluss
einer Vereinbarung iiber den Nachweis der freigehaltenen Bettenkapazititen im Vergleich zu dem in Absatz 2
Satz 1 abschlieBend geregelten Referenzwert aktualisiert.

Absatz 8b regelt die Mitteilungspflichten des Bundesamtes fiir Soziale Sicherung entsprechend der Regelung in
Absatz 8. AuBBerdem wird die Refinanzierung der vom Bundesamt fiir Soziale Sicherung aus der Liquiditétsre-
serve des Gesundheitsfonds ausgezahlten Mittel durch den Bundeshaushalt geregelt.

Mit der Regelung in Absatz 9b wird die Verpflichtung der Lander geregelt, dem Bundesministerium fiir Gesund-
heit und dem GKV-Spitzenverband eine aktualisierte krankenhausbezogene Aufstellung iiber die flir das Jahr
2021 insgesamt ausgezahlten Finanzmittel, d. h. fiir Ausgleichzahlungen, die fiir den Zeitraum vom 1. Januar
2021 bis zum 31. Dezember 2021 nach § 21 Absatz 4a und Absatz 4b ausgezahlt wurden, nach Monaten unterteilt
zu libermitteln. Eine zeitnah vorliegende krankenhausbezogene Aufstellung der ausgezahlten Finanzmittel ist vor
dem Hintergrund der dynamischen und sich aktuell verschirfenden Entwicklung der COVID-19-Pandemie — ins-
besondere fiir die Krankenhéuser selbst — von besonderer Bedeutung. Dariiber hinaus wird durch die zeitnahe
Ubermittlung einer krankenhausbezogenen Aufstellung der ausgezahlten Finanzmittel die erforderliche Transpa-
renz tiber die durch die Regelung ausgeldsten Finanzstrome geschaffen. Die in der krankenhausbezogenen Auf-
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stellung enthaltene Ubersicht iiber die ausgezahlten Ausgleichszahlungen sind von den Vertragsparteien auf Orts-
ebene bei der krankenhausindividuellen Verhandlung eines Ausgleichs fiir coronabedingte Erlosriickgénge im
Jahr 2021 gegentiber dem Jahr 2019 zugrunde zu legen.

Zu Nummer 2

Da nicht auszuschlieB3en ist, dass die Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen in den Féllen, in denen Kapazi-
titen der zugelassenen Krankenhduser zur Behandlung von Patientinnen und Patienten mit einer SARS-CoV-2
Infektion vollstindig ausgeschopft sind, eine stationidre Behandlung dieser Patientinnen und Patienten auch in
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen erforderlich werden kann, haben die Vertragsparteien durch die Ver-
einbarung zusétzlicher Pauschalen sicherzustellen, dass die fiir die Versorgung dieser Personen erforderlichen
Mehraufwendungen, etwa im Hinblick auf erh6hte Hygieneanforderungen oder organisatorische Anpassungen im
Behandlungsablauf, vergiitungsrechtlich abgedeckt sind.

Zu Nummer 3

§ 23 enthilt die erforderliche Verordnungserméchtigung fiir das Bundesministerium fiir Gesundheit, um im Be-
darfsfall kurzfristig auf unvorhersehbare Entwicklungen der Corona-Pandemie reagieren zu konnen. Kurzfristiger
regulatorischer Anderungsbedarf kann sich insoweit in Bezug auf die Voraussetzungen fiir die Anspruchsberech-
tigung der Krankenhduser als auch in Bezug auf die Hohe der Ausgleichszahlungen ergeben. Je nach weiterem
Verlauf der Entwicklung der Pandemie kann es auch erforderlich werden, den Zeitraum, fiir den die Ausgleichs-
zahlungen gewihrt werden, zu verlangern oder nach dessen Ende zu einem spéteren Zeitpunkt erneut Ausgleichs-
zahlungen vorzusehen. In Abhingigkeit von mdglichen Anderungen sind auch die Fristen fiir die Léinder zur
Ubermittlung der krankenhausbezogenen Aufstellungen iiber die ausgezahlten Betriige entsprechend anzupassen.

Zu Nummer 4

Die Krankenhduser sind derzeit durch die Behandlung von Patientinnen und Patienten, die an COVID-19 erkrankt
sind, erneut teils liberdurchschnittlich belastet und kénnen dadurch nicht in jedem Behandlungsfall die im Opera-
tionen- und Prozedurenschliissel (OPS) festgelegten Mindestmerkmale einhalten. Mit dem Zweiten Gesetz zum
Schutz der Bevdlkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 19. Mai 2020 wurden bereits
Ausnahmen von Priifungen bei Krankenhausbehandlung nach § 275c¢ des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch
(SGB V) fiir Krankenhduser, die COVID-19-(Verdachts-)Félle behandeln, eingefiihrt und diese mit dem Dritten
Gesetz zum Schutz der Bevdlkerung bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 18. November
2020 erneut zugelassen, um finanzielle Nachteile fiir die betroffenen Krankenhéduser zu vermeiden. Durch die
Anderung werden diese Ausnahmen nun auf den Zeitraum vom 1. November 2021 bis einschlieBlich 19. Mirz
2022 erstreckt. Dieser Zeitraum ist nach § 25 Absatz 4 auch von der Nachweispflicht im Rahmen der Struktur-
priifung nach § 275d SGB V ausgenommen, da die Krankenhéuser in den Zeitrdumen, in denen sie durch die
Behandlung von Patientinnen und Patienten, die an COVID-19 erkrankt sind, iiberdurchschnittlich belastet sind,
keine aussagekréftigen Nachweise vorlegen kdnnen. Ist der Nachweis eines Strukturmerkmals dann nicht mehr
zu erbringen, begutachtet der Medizinische Dienst nicht, ob das Krankenhaus das betreffende Strukturmerkmal
einhélt.

Zu Artikel 4 (Anderung der Verordnung zur Regelung weiterer Mafinahmen zur wirtschaftlichen
Sicherung der Krankenhéuser)

Bei den Anderungen der Verordnung handelt es sich um notwendige Folgednderungen zu der mit der Anderung
des Krankenhausfinanzierungsgesetzes vorgesehenen Einfiihrung von Ausgleichszahlungen fiir den Zeitraum
vom 15. November bis zum 31. Dezember 2021. Die Folgednderungen sehen vor, dass diese Ausgleichszahlungen
bei der Durchfiihrung der Erlosausgleiche fiir das Jahr 2021 zu beriicksichtigen sind.

Zu Nummer 1

Durch die Einbeziechung der Ausgleichszahlungen fiir den Zeitraum vom 15. November bis zum 31. Dezember
2021 in den Erlésausgleich fiir das Jahr 2021 ist es erforderlich, dass die Vertragsparteien auf Bundesebene ihre
diesbeziigliche Vereinbarung anpassen.



Drucksache 20/188 -50 - Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode

Zu Nummer 2

Die Regelung sieht vor, dass die Vertragsparteien auf Bundesebene auch Kriterien vereinbaren, anhand derer
festgestellt werden kann, ob ein Erldsanstieg auf Ausgleichszahlungen, die fiir den Zeitraum vom 15. November
bis zum 31. Dezember 2021 geleistet wurden, zuriickzufiihren ist.

Zu Nummer 3

Die Regelung gibt vor, dass Ausgleichszahlungen, die fiir den Zeitraum vom 15. November bis zum 31. Dezember
2021 geleistet wurden, ebenso wie die Ausgleichszahlungen, die bis zum 15. Juni 2021 geleistet wurden, bei der
Ermittlung der Erlose fiir das Jahr 2021 zu 85 Prozent zu beriicksichtigen sind. Die Versorgungsaufschlége, die
Krankenhéuser fiir den Zeitraum zwischen dem 1. November und dem 31. Dezember 2021 fiir die Behandlung
von Patientinnen und Patienten erhalten, die mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert sind, sind dagegen nur
zu 50 Prozent bei der Ermittlung der Erlose fiir das Jahr 2021 zu beriicksichtigen. Insoweit wirkt sich die Behand-
lung von Patientinnen und Patienten, die mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infiziert sind, beim Erl6sausgleich
glinstiger fiir die Krankenhéuser aus als eine Freihaltung von Betten.

Zu Nummer 4

Die Vertragsparteien auf Ortsebene werden verpflichtet, einen Erlosanstieg zu vereinbaren, der auch durch Aus-
gleichszahlungen, die fiir den Zeitraum vom 15. November bis zum 31. Dezember 2021 geleistet wurden, begriin-
det sein kann.

Zu Nummer 5

Die Regelungen geben den Vertragsparteien auf Ortsebene vor, dass sie bei der Vereinbarung des Ausgleichsbe-
trags die Ausgleichszahlungen, die fiir den Zeitraum vom 15. November bis zum 31. Dezember 2021 geleistet
wurden, zu beriicksichtigen haben.

Zu Artikel 5 (Anderung des Betriebsverfassungsgesetzes)

Die am 30. Juni 2021 ausgelaufene Regelung des fritheren § 129 Absatz 3 des Betriebsverfassungsgesetzes (Be-
trVGQG) ermdglichte die Durchfiihrung von Betriebs-, Teil- und Abteilungsversammlungen sowie Betriebsrétever-
sammlungen und Jugend- und Auszubildendenversammlungen wéhrend der COVID-19-Pandemie mittels audio-
visueller Einrichtungen. Diese Moglichkeit soll aufgrund der wieder ansteigenden Inzidenzzahlen und der noch
nicht ausreichenden Impfquote durch die neue Regelung des § 129 Absatz 1 BetrVG wieder er6ffnet werden. Dies
tragt dazu bei, noch bestehende Infektionsrisiken durch die Zusammenkunft vieler Beschéftigter im Rahmen sol-
cher Versammlungen gerade auch in GroBbetrieben zu vermeiden. Ohne eine solche Regelung bestiinde die Ge-
fahr, dass Betriebsversammlungen auf absehbare Zeit aufgrund des hoherrangigen Gesundheitsschutzes der Be-
legschaft nicht stattfinden konnen. Eine Ubertragung in Videokonferenzriume des jeweiligen Betriebs wird hier-
durch ebenso ermdglicht wie die Ubertragung iiber das Internet. Aufzeichnungen solcher Versammlungen sind
aus Griinden des Personlichkeitsschutzes der Teilnehmer und zur Wahrung der Nichtoffentlichkeit der Betriebs-
versammlungen nicht zuléssig.

Aus den gleichen Griinden wird auch fiir die Einigungsstelle die zum 30. Juni 2021 ausgelaufene Moglichkeit
nach dem fritheren § 129 Absatz 2 BetrVG wieder geschaffen, Beschliisse auch in einer Sitzung mittels einer
Video- und Telefonkonferenz fassen zu konnen. Dabei kann sowohl eine Zuschaltung einzelner teilnahmeberech-
tigter Personen als auch die Durchfithrung ausschlieSlich per Video- und Telefonkonferenz erfolgen. Es muss
sichergestellt sein, dass Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen kdnnen. Dies umfasst technische
MaBnahmen wie zum Beispiel eine Verschliisselung der Verbindung und organisatorische Mafinahmen wie die
Nutzung eines nichtoffentlichen Raumes wéhrend der Dauer der Sitzung. Die zugeschalteten Sitzungsteilnehmer
konnen zum Beispiel zu Protokoll versichern, dass nur teilnahmeberechtigte Personen in dem von ihnen genutzten
Raum anwesend sind. Sobald nicht teilnahmeberechtigte Personen den Raum betreten, ist hieriiber unverziiglich
zu informieren.

Soweit mit dieser Regelung elektronische Kommunikationsmoglichkeiten erdftnet werden, sind diese auch fiir
Personen mit Behinderung barrierefrei zugénglich und nutzbar zu machen.

Zeitlich wird die Regelung durch Absatz 3 in Anlehnung an die Befristungsregelungen des § 28a Absatz 10 und
des § 28b Absatz 7 Satz 3 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) auf den 19. Mérz 2022 befristet. Der Deutsche



Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode -51— Drucksache 20/188

Bundestag kann einmalig durch Beschluss, der im Bundesgesetzblatt bekannt zu machen ist, die Frist um bis zu
drei Monate verldngern.

Zu Artikel 6 (Anderung des Sprecherausschussgesetzes)

Auch die am 30. Juni 2021 ausgelaufene Moglichkeit, nach dem fritheren § 39 Absatz 2 des Sprecherausschuss-
gesetzes (SprAuG) Versammlungen der leitenden Angestellten wiahrend der COVID-19-Pandemie mittels audio-
visueller Einrichtungen durchfiihren zu kénnen, soll aufgrund der wieder ansteigenden Inzidenzzahlen und der
noch nicht ausreichenden Impfquote durch die neue Regelung des § 39 SprAuG wieder ero6ffnet werden. Zeitlich
wird die Regelung in Anlehnung an die Befristungsregelungen des § 28a Absatz 10 und des § 28b Absatz 7 des
Infektionsschutzgesetzes zur Verhinderung der Verbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) auf
den 19. Mirz 2022 befristet. Der Deutsche Bundestag kann einmalig durch Beschluss, der im Bundesgesetzblatt
bekannt zu machen ist, die Frist um bis zu drei Monate verlingern. Auf die Ausfiihrungen zur Anderung des § 129
BetrVG wird verwiesen.

Zu Artikel 7 (Anderung des Europiischen Betriebsrite-Gesetzes)

Die am 30. Juni 2021 ausgelaufene Moglichkeit, nach dem fritheren § 41b des Européische Betriebsrite-Gesetzes
(EBRGQG) wihrend der COVID-19-Pandemie Sitzungen und Beschlussfassungen des besonderen Verhandlungs-
gremiums, des Européischen Betriebsrats oder einer Arbeitnehmervertretung im Sinne des § 19 EBRG mittels
Video- und Telefonkonferenz durchfiihren zu konnen, soll aufgrund der wieder ansteigenden Inzidenzzahlen und
der noch nicht ausreichenden Impfquote durch die neue Regelung des § 41b EBRG wieder eréffnet werden.

Die Regelung tragt der Situation um die COVID-19-Pandemie und den damit verbundenen Schwierigkeiten einer
Priasenzsitzung Rechnung. Sie schafft Rechtssicherheit und ermoglicht es den genannten Gremien, Sitzungen und
Beschlussfassungen mittels Video- und Telefonkonferenz durchfiihren zu konnen. Dabei konnen sowohl einzelne
teilnahmeberechtigte Personen zugeschaltet werden als auch die Sitzung ausschlieBlich als Video- und Telefon-
konferenz durchgefiihrt werden. Es muss sichergestellt sein, dass Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis
nehmen konnen. Dies umfasst technische Mallnahmen wie zum Beispiel eine Verschliisselung der Verbindung
und organisatorische MaBBnahmen wie die Nutzung eines nichtoffentlichen Raumes wihrend der Dauer der Sit-
zung. Die zugeschalteten Sitzungsteilnehmer konnen zum Beispiel zu Protokoll versichern, dass nur teilnahme-
berechtigte Personen in dem von ihnen genutzten Raum anwesend sind. Sobald nicht teilnahmeberechtigte Per-
sonen den Raum betreten, ist hieriiber unverziiglich zu informieren. Aufzeichnungen sind aus Griinden des Per-
sonlichkeitsschutzes der Teilnehmer und zur Wahrung der Nichtoffentlichkeit der Sitzung nicht zuldssig.

Soweit mit dieser Regelung elektronische Kommunikationsmdglichkeiten erdffnet werden, sind diese auch fiir
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Behinderung barrierefrei zuganglich und nutzbar zu machen.

Zeitlich wird die Regelung in Anlehnung an die Befristungsregelungen des § 28a Absatz 10 Satz 3 und des § 28b
Absatz 7 Satz 3 IfSG auf den 19. Mirz 2022 befristet. Der Deutsche Bundestag kann durch einmaligen Beschluss,
der im Bundesgesetzblatt bekannt zu machen ist, die Frist um bis zu drei Monate verldngern.

Zu Artikel 8 (Anderung des SE-Beteiligungsgesetzes)

Mit der Anderung wird auch dem SE-Betriebsrat die auf die COVID-19-Pandemie beschriinkte Mdglichkeit wie-
der erdffnet, Sitzungen und Beschlussfassungen im Rahmen der Unterrichtung und Anhérung mittels Video- und
Telefonkonferenz durchzufiihren. Die Ausfiihrungen zu Artikel 7 (Anderung des EBRG) gelten entsprechend.

Zu Artikel 9 (Anderung des SCE-Beteiligungsgesetzes)

Mit der Anderung wird auch dem SCE-Betriebsrat die auf die COVID-19-Pandemie beschrinkte Moglichkeit
wieder erdffnet, Sitzungen und Beschlussfassungen im Rahmen der Unterrichtung und Anhdrung mittels Video-
und Telefonkonferenz durchzufiihren. Die Ausfiihrungen zu Artikel 7 (Anderung des EBRG) gelten entsprechend.

Zu Artikel 10 (Anderung des Heimarbeitsgesetzes)

Die am 30. Juni 2021 ausgelaufene Mdglichkeit, nach dem fritheren § 4 Absatz 3 Satz 4 des Heimarbeitsgesetzes
(HAG) wihrend der COVID-19-Pandemie Sitzungen und Beschlussfassungen mittels Video- und Telefonkonfe-
renz durchfiihren zu kénnen, soll aufgrund der wieder ansteigenden Inzidenzzahlen und der noch nicht ausrei-
chenden Impfquote durch den neu angefiigten Satz 4 in § 4 Absatz 3 HAG wieder erdffnet werden.
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Die Regelung tragt der Situation um die fortdauernde COVID-19-Pandemie und den damit verbundenen Schwie-
rigkeiten einer Prisenzsitzung Rechnung. Sie schafft Rechtssicherheit und ermdglicht es den Heimarbeitsaus-
schiissen flir einen begrenzten Zeitraum, Sitzungen und Beschlussfassungen auch mittels Video- und Telefonkon-
ferenz durchfiihren zu kdnnen. Dabei kdnnen sowohl einzelne teilnahmeberechtigte Personen zugeschaltet werden
als auch die Sitzung ausschlieBlich als Video- und Telefonkonferenz mit den teilnahmeberechtigten Personen
durchgefiihrt werden, soweit kein Mitglied des Heimarbeitsausschusses dem Vorschlag der bzw. des Vorsitzenden
unverziiglich widerspricht. Die an der Beratung und Abstimmung Teilnehmenden haben sicherzustellen, dass
Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen kénnen. Dies umfasst technische Maflnahmen wie zum
Beispiel eine Verschliisselung der Verbindung und organisatorische Maflnahmen wie die Nutzung eines nichtof-
fentlichen Raumes wihrend der Dauer der Sitzung. Die zugeschalteten Sitzungsteilnehmer kdnnen zum Beispiel
zu Protokoll versichern, dass nur teilnahmeberechtigte Personen in dem von ihnen genutzten Raum anwesend
sind. Sobald nicht teilnahmeberechtigte Personen den Raum betreten, ist hieriiber unverziiglich zu informieren.
Die Nutzung von Video- und Telefonkonferenzen tritt fiir einen begrenzten Zeitraum als zusétzliche Option neben
die hergebrachte Durchfiihrung von Sitzungen unter physischer Anwesenheit der Teilnehmer vor Ort als Regel-
fall.

Zeitlich wird die Regelung in Anlehnung an die Befristungsregelungen des § 28a Absatz 10 Satz 3 und des § 28b
Absatz 7 Satz 3 IfSG auf den 19. Mérz 2022 befristet. Der Deutsche Bundestag kann durch einmaligen Beschluss,
der im Bundesgesetzblatt bekannt zu machen ist, die Frist um bis zu drei Monate verlangern.

Zu Artikel 11 (Anderung der Werkstitten-Mitwirkungsverordnung)

Die Regelung ermdglicht die Durchfiihrung der Wahlen zum Werkstattrat und zu der Frauenbeauftragten als
Briefwabhl. Sie soll iiber die Aufhebung der Feststellung einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite wegen
der dynamischen Ausbreitung der Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) nach § 5 Absatz 1 Satz 2 des Infek-
tionsschutzgesetzes durch den Deutschen Bundestag hinaus bis zum Ablauf des 19. Mirz 2022 gelten.

Zu Artikel 12 (Anderung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes)

Die Handlungs- und Beschlussfahigkeit der Pflegekommission soll auch in Féllen gewahrleistet sein, in welchen
einzelne oder auch alle Sitzungsteilnehmer nicht physisch anwesend sein konnen. Gerade die COVID-19-Pande-
mie hat gezeigt, dass die physische Teilnahme an einer Sitzung aus gesundheitlichen Griinden (wie beispielsweise
die Zugehorigkeit zu einer Risikogruppe) nicht ratsam oder auf Grund rechtlicher Beschrankungen (zum Beispiel
einer amtlich angeordneten Quarantéine) nicht zuldssig sein kann. Dariiber hinaus sind auch andere Umsténde
denkbar, die die Teilnahme einzelner oder aller Sitzungsteilnehmer erheblich erschweren oder gar génzlich un-
moglich machen konnen (beispielsweise Streckensperrungen bei der Bahn).

Die Nutzung technischer Mdoglichkeiten zur Durchfithrung von Sitzungen und Beschlussfassungen ohne physi-
sche Prisenz sieht das Arbeitnehmer-Entsendegesetz derzeit nicht ausdriicklich vor. Aus diesem Grund soll in
§ 12a Absatz 5 die Teilnahme und Beschlussfassung mittels Video- oder Telefonkonferenz unter bestimmten Vo-
raussetzungen ermoglicht werden. Dabei soll die Anwesenheit vor Ort bei den Beratungen und der Beschlussfas-
sung weiterhin der Regelfall sein.

Mit der Regelung des § 12a Absatz 5 soll es einzelnen oder auch allen Teilnehmern an einer Sitzung der Pflege-
kommission in besonderen Féllen ermoglicht werden, auch im Rahmen einer Video- oder Telefonkonferenz an
der Sitzung und Beschlussfassung teilzunehmen, soweit kein Mitglied und soweit nicht der oder die Beauftragte
des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales unverziiglich widerspricht. Die Vertraulichkeit der Sitzung muss
auch bei einer Teilnahme mittels Video- oder Telefonkonferenz gewéhrleistet sein, weshalb sichergestellt sein
muss, dass Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen kénnen. Die Pflegekommission beziehungsweise
der mittels Video- oder Telefonkonferenz zugeschaltete Sitzungsteilnehmer hat durch geeignete MaBinahmen das
jeweils Mogliche zu tun, um nicht teilnahmeberechtigte Personen von der Kenntnis des Inhalts der Sitzung aus-
zuschlieBen. Die zugeschalteten Sitzungsteilnehmer haben zu Beginn der Sitzung zu versichern, dass nur teilnah-
meberechtigte Personen in dem Raum anwesend sind und sie die iibrigen Mitglieder unverziiglich unterrichten,
sobald nicht teilnahmeberechtigte Personen den Raum betreten.

Zu Artikel 13 (Anderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch)

Im Rahmen der Bekédmpfung der COVID-19-Pandemie kommt der Schutzimpfung eine entscheidende Bedeutung
zu. Die Coronavirus-Impfverordnung wurde daher bis zum 31. Mai 2022 verldngert. Um den Personalbedarf in
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den Impfzentren und den daran angegliederten mobilen Impfteams im Sinne der Coronavirus-Impfverordnung zu
decken, miissen neben Arztinnen und Arzten auch Zahnirztinnen und Zahnirzte, Tierdrztinnen und Tierdrzte so-
wie Apothekerinnen und Apotheker zusitzlich zu ihrer sonstigen Tétigkeit oder aus dem Ruhestand fiir die Uber-
nahme dieser Dienste gewonnen werden. Um das Engagement dieser weiteren Berufsgruppen zu erleichtern, wird
die bislang fiir Arztinnen und Arzte geregelte Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung fiir Titigkeiten in den
Impfzentren im Sinne der Coronavirus-Impfverordnung und den daran angegliederten mobilen Impfteams ent-
sprechend ausgedehnt. Zudem wird die in der Regelung enthaltene zeitliche Befristung bis zum 31. Mai 2022
verlangert. Damit wird die Verldngerung der Coronavirus-Impfverordnung auch in § 130 SGB IV nachvollzogen.

Zu Artikel 14 (Anderung des Fiinften Buches Sozialgesetzbuch)

Aufgrund der anhaltenden COVID-19-Pandemie und des weiterhin bestehenden erhohten Schutzbedarfs bei der
Durchfiihrung der therapeutischen Behandlungen soll die Moglichkeit einer Bestimmung einer Hygienepauschale
fiir Heilmittelverordnung verldngert werden. Die Hohe des Betrags von 1,50 Euro je Heilmittelverordnung bleibt
dabei unverindert. Die Regelung gilt fiir Heilmittelverordnung, die langstens bis zum 25. November 2022 abge-
rechnet werden. Aktuell entspricht dies dem Zeitpunkt von einem Jahr nach der Aufhebung der Feststellung der
epidemischen Lage von nationaler Tragweite durch den Deutschen Bundestag nach § 5 Absatz 1 Satz 2 des In-
fektionsschutzgesetzes. Diese Regelung erfolgt analog § 201 Absatz 3 Satz 16 SGB V.

Um das tatsdchliche Infektionsgeschehen abzubilden, erfolgt eine Konkretisierung des moglichen Abrechnungs-
termins direkt in der Rechtsverordnung.

Zu Artikel 15 (Anderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch)

Mit dem ,,Gesetz zur Fortgeltung der die epidemische Lage von nationaler Tragweite betreffenden Regelungen*
vom 29. Mirz 2021 wurde der Spitzenverband Bund der Pflegekassen damit beauftragt, im Benehmen mit dem
Medizinischen Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen und dem Priifdienst des Verbandes der
Privaten Krankenversicherung e. V. sowie im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Gesundheit unver-
ziiglich das Néhere zur Durchfiihrbarkeit von Priifungen zu beschlieBen. Dadurch sollte insbesondere geregelt
werden, unter welchen Voraussetzungen Priifauftrige angesichts der aktuellen Infektionslage angemessen sind
und welche spezifischen Vorgaben, insbesondere zur Hygiene, zu beachten sind. Seit dem 15. April 2021 bilden
die ,,Regelungen des GKV-Spitzenverbandes zur Durchfiihrbarkeit von Qualitétspriifungen nach § 114 Abs. 2a
SGB XI*“ die Grundlage fiir die Entscheidung, ob und wie Priifungen vor Ort in den Pflegeeinrichtungen durch-
gefiihrt werden konnen. Am 25. Oktober 2021 wurde eine erste Anpassung der Regelungen an die Entwicklung
der SARS-CoV-2-Pandemie vorgenommen.

Durch die Anderung wird die bisher geltende zeitliche Befristung der Regelungen zur Durchfiihrbarkeit von Qua-
litdtspriifungen bis zum 31. Dezember 2021 aufgehoben. Dies ist sachgerecht, da die SARS-CoV-2-Pandemie
andauert und die Infektionslage auch in absehbarer Zukunft fiir das Priifgeschehen relevant sein wird. Zugleich
gilt die allgemeine Verpflichtung aus § 114 Absatz 2 Satz 1, grundsitzlich jede zugelassene Pflegeeinrichtung
regelméBig im Abstand von hochstens einem Jahr zu priifen, ab 1. Januar 2022 wieder ohne Einschrinkungen.
Gemal der aktuellen Fassung der Regelungen zur Durchfiihrbarkeit kénnen Qualitétspriifungen grundsétzlich
auch bei hoher regionaler Inzidenz durchgefiihrt werden, da wiahrend der Priifungen strenge Hygienevorschriften
Anwendung finden, alle Pflegebediirftigen sowie Priiferinnen und Priifern die Moglichkeit einer kostenlosen
Schutzimpfung (sowie von Auffrischungsimpfungen) hatten und dariiber hinaus in den Pflegeeinrichtungen eng-
maschige Testungen durchgefiihrt werden. Auch werden die Qualitétspriifungen am Vortag durch die Priifinsti-
tution angekiindigt, so dass die Pflegeeinrichtungen sich organisatorisch und logistisch darauf vorbereiten konnen.
Der Berichtspflicht aus Satz 6 ist der Spitzenverband Bund der Pflegekassen am 29. September 2021 nachgekom-
men; der Satz kann daher gestrichen werden.

Zu Artikel 16 (Anderung des Zwolften Buches Sozialgesetzbuch)

Die Uberschrift wird an den Inhalt der Neufassung angepasst: Begrenzung auf die Ubergangsregelung zur Mit-
tagsverpflegung fiir Menschen mit Behinderungen sowie Ergdnzung um eine Verordnungserméachtigung.

Die Neufassung von § 142 SGB XII beschrénkt sich im Vergleich zur geltenden Fassung der Vorschrift auf die
Ubergangsregelung fiir den Mehrbedarf fiir die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in Werkstitten. Nicht mehr
umfasst ist damit die Ubergangsregelung zu Bedarfen fiir die Aufwendungen der gemeinschaftlichen Mittagsver-
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pflegung fiir Schiilerinnen und Schiiler sowie fiir Kinder, die eine Tagesstétte besuchen oder fiir die Kindertages-
pflege geleistet wird (§ 34 Absatz 6 SGB XII). Hierfiir bleibt es damit im SGB XII, im BVG und auch im Zweiten
Buch Sozialgesetzbuch sowie im Asylbewerberleistungsgesetz beim Auslaufen mit Authebung der Feststellung
der epidemischen Lage von nationaler Tragweite am 24. November 2021.

Die Weiterfiihrung der Ubergangsregelung fiir den Mehrbedarf fiir die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in
Werkstitten fiir Menschen mit Behinderungen, bei anderen Leistungsanbietern (mit den Werkstitten vergleich-
baren Leistungen) sowie bei vergleichbaren tagesstrukturierenden Mafinahmen (die in der Regel unter dem ,,ver-
langerten Dach* der Werkstitten angesiedelt sind) begriindet sich daraus, dass es sich bei den dort titigen oder
betreuten Menschen mit Behinderungen um einen vulnerablen Personenkreis handelt. Ein weiterer Unterschied
zu Schiilerinnen und Schiilern sowie Kindern in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege liegt darin, dass
ein groBer Anteil der von einer SchlieBung der Werkstétten betroffenen Menschen mit Behinderungen nicht in
der Wohnung von Eltern oder Angehdrigen beziehungsweise in einer eigenen Wohnung lebt, sondern in der so-
genannten besonderen Wohnform (§ 42a Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und Satz 3 SGB XII). Die Menschen mit
Behinderungen sind an Arbeitstagen in den Werkstitten, weshalb es in der besonderen Wohnform in der Regel
nur an Wochenenden eine Mittagsverpflegung gibt. Die als Bestandteil des Lebensunterhalts in der besonderen
Wohnform umfasste Verpflegung beinhaltet dann kein Mittagessen an Arbeitstagen. Den deshalb bei zeitweiser
SchlieBung einer Werkstatt erforderlichen finanziellen Ausgleich fiir eine Mittagsverpflegung auch an Arbeitsta-
gen schafft die Weitergewéhrung des Mehrbedarfs nach § 42b Absatz 2 SGB XII.

§ 142 Absatz 1 regelt die Weitergewihrung des Mehrbedarfs fiir die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in
Werkstitten und tibernimmt damit den Regelungsinhalt von § 142 Absatz 2 SGB XII der geltenden Fassung. Da-
bei wird der Regelungsinhalt auf den mit Inkrafttreten dieses Gesetzes neu beginnenden Zeitraum bis zum Ablauf
des 31. Mirz 2022 ausgerichtet und inhaltlich gestrafft. Anspruchsgrundlage ist deshalb in Satz 1 nicht mehr die
Gewihrung des Mehrbedarfs fiir Februar 2020, sondern fiir Oktober 2021. Dies ist der letzte Kalendermonat vor
Authebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite. Inhaltlich iibernommen werden die
wegfallenden Voraussetzungen der Gemeinschaftlichkeit der Mittagsverpflegung und der Essenseinnahme in
Verantwortung des Leistungsanbieters. In Satz 2 wird entsprechend des auf Oktober 2021 umgestellten Bezugs-
monats flir die Hohe des Mehrbedarfs auf die Arbeitstage in diesem Monat abgestellt. Die Hohe des Mehrbedarfs
je Arbeitstag ergibt sich unverindert zur geltenden Fassung nach § 42b Absatz 2 Satz 3 SGB XII. Dadurch wird
weiterhin auf die Werte der aktuellen Sozialversicherungsentgeltverordnung abgestellt, ab Januar 2022 gelten
damit die Betridge je Mittagessen fiir das Jahr 2022.

Mit der in Absatz 2 vorgesehenen Verordnungserméchtigung wird der Bundesregierung die Mdglichkeit gegeben,
die Ubergangsregelung zur Mittagsverpflegung in Werkstitten durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des
Bundesrates langstens bis zum 31. Dezember 2022 zu verldngern, soweit dies pandemiebedingt erforderlich ist.
Dies entspricht der durch das Gesetz zur Anderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze anlisslich
der Authebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite vom 23. November 2021
(BGBI. I S. 4906) fiir die Ubergangsregelungen fiir den vereinfachten Zugang zu den Grundsicherungssystemen
vorgenommenen Ergidnzung um eine Verordnungserméachtigung.

Zu Artikel 17 (Anderung des Bundesversorgungsgesetzes)

Im Gleichklang zur Neufassung von § 142 SGB XII beschrinkt sich auch § 88b BVG im Vergleich zur geltenden
Fassung der Vorschrift auf die Ubergangsregelung fiir den Mehrbedarf fiir die gemeinschaftliche Mittagsverpfle-
gung in Werkstitten. Nicht mehr umfasst ist Absatz 1 der bisherigen Fassung fiir die Aufwendungen der gemein-
schaftlichen Mittagsverpflegung fiir Schiilerinnen und Schiiler sowie fiir Kinder, die eine Tagesstétte besuchen
oder fiir die Kindertagespflege geleistet wird (§ 34 Absatz 6 SGB XII). Hierflir bleibt es im BVG ebenso wie im
SGB XII und auch im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch sowie im Asylbewerberleistungsgesetz beim Auslaufen
mit Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite am 24. November 2021.

Im neu gefassten § 88b Absatz 1 BVG wird die Neufassung von § 142 Absatz 1 SGB XII durch dieses Gesetz
nachvollzogen. So besteht auch im Sozialen Entschiadigungsrecht durch die Weitergewédhrung des Mehrbedarfs
der erforderliche finanzielle Ausgleich fiir eine Mittagsverpflegung an Arbeitstagen bei zukiinftigen zeitweisen
SchlieBungen einer Werkstatt. Zukiinftig wird jedoch in Satz 1 nicht mehr auf die Gewdhrung des Mehrbedarfs
fiir Februar 2020, sondern fiir Oktober 2021 abgestellt. In Satz 2 wird dementsprechend fiir die Hohe des Mehr-
bedarfs auf die Arbeitstage im Monat Oktober 2021 abgestellt. Die Anderung ist erforderlich, um den Gleichlauf
der Regelungen im Sozialen Entschadigungsrecht mit dem SGB XII zu erhalten.
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Mit der im neuen Absatz 2 vorgeschenen Verordnungsermichtigung wird der Bundesregierung die Moglichkeit
gegeben, die Ubergangsregelung zur Mittagsverpflegung in Werkstétten durch Rechtsverordnung ohne Zustim-
mung des Bundesrates langstens bis zum 31. Dezember 2022 zu verldngern, soweit dies pandemiebedingt erfor-
derlich ist.

Zu Artikel 18 (Anderung des Asylbewerberleistungsgesetzes)

Es handelt sich um eine Folgednderung zur Neufassung von § 142 SGB XII. Diese Vorschrift beinhaltet kiinftig
nur noch die Ubergangsregelung fiir den Mehrbedarf fiir die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung in Werkstiit-
ten. Deshalb ist die Verweisung im AsylbLG auf den bisherigen § 142 Absatz 1 SGB XII und damit auf die bis-
herige Ubergangsregelung zur Mittagsverpflegung fiir Schiilerinnen und Schiiler sowie Kinder, die eine Tages-
einrichtung besuchen oder fiir die Kindertagespflege geleistet wird, zu streichen.

Zu Artikel 19 (Anderung des COVID-19-Gesetzes zur Funktionsfihigkeit der Kammern)

Das COVID-19-Gesetz zur Funktionsfahigkeit der Kammern vom 10. Juli 2020 (BGBIL. I S. 1643, 1644 —
COV19FKQG) galt nach dessen § 11 zunidchst bis zum 31. Dezember 2020. Mit dem COV19FKG wurden zur
Gewihrleistung der Handlungsfahigkeit der Rechtsanwaltskammern, der Bundesrechtsanwaltskammer, der Pa-
tentanwaltskammer, der Notarkammern, der Bundesnotarkammer, der Notar- und Landernotarkasse, der Wirt-
schaftspriiferkammer, der Steuerberaterkammern und der Bundessteuerberaterkammer voriibergehende Erleich-
terungen fiir Wahlen und Beschlussfassungen in den zustindigen Organen und Gremien geschaffen. Es wurde
insbesondere die Moglichkeit schriftlicher Verfahren eingefiihrt bzw. vereinfacht. Diesen Regelungen kommt ein
Ausnahmecharakter zu. Sie sollen die Kammern und Kassen in die Lage versetzen, trotz der im Zuge der COVID-
19-Pandemie geltenden Beschriankungen rechtssicher entscheiden und handeln zu kénnen. Der Geltungszeitraum
des § 11 COV19FKG wurde durch § 1 der Verordnung zur Verldngerung der Mallnahmen zur Sicherstellung der
Funktionsfahigkeit der Kammern im Bereich der Bundesrechtsanwaltsordnung, der Patentanwaltsordnung, der
Bundesnotarordnung, der Wirtschaftspriiferordnung und des Steuerberatungsgesetzes wihrend der COVID-19-
Pandemie vom 10. Dezember 2020 (BGBI. I S. 2930) bis zum 31. Dezember 2021 verldngert. Eine weitere Ver-
langerung durch Verordnung ist nicht mehr moglich, da die Verordnungserméchtigung des § 12 COV19FKG nur
dazu erméchtigt, die Geltung der §§ 2 bis 10 gemiB § 11 bis ldngstens zum 31. Dezember 2021 zu verldngern; an
diesem Tag tritt nach dem bisher geltenden Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der
COVID-19-Pandemie im Pauschalreisevertragsrecht und zur Sicherstellung der Funktionsfahigkeit der Kammern
im Bereich der Bundesrechtsanwaltsordnung, der Bundesnotarordnung, der Wirtschaftspriiferordnung und des
Steuerberatungsgesetzes wihrend der COVID-19-Pandemie vom 10. Juli 2020 (BGBIL 1 S.1643) das
COV19FKG auBer Kraft.

Durch die Anderung soll daher der Geltungszeitraum des COV19FKG durch eine gesetzliche Anderung des § 11
COVI19FKQG verlidngert werden. Die Verldngerung ist erforderlich, da trotz steigender Impfquote wegen hoher
Infektionszahlen und der drohenden Uberlastung des Gesundheitswesens weiterhin SchutzmaBnahmen zur Pan-
demiebekdmpfung notwendig sind. Diese Schutzmafinahmen umfassen auch MaBnahmen zur Kontaktreduzie-
rung. Grofle Versammlungen konnen erheblich zum Infektionsgeschehen beitragen und sind daher von diesen
SchutzmaBnahmen betroffen. Der weitere Verlauf der Pandemie, deren Fortdauer sowie die Ausgestaltung der
erforderlichen SchutzmaBnahmen zur Vermeidung der weiteren Ausbreitung der Pandemie lassen sich derzeit
nicht sicher prognostizieren. Es ist daher auch nicht absehbar, ob und unter welchen Bedingungen die Kammern
und Kassen der Selbstverwaltungskorperschaften im Bereich der Bundesrechtsanwaltsordnung, der Patentan-
waltsordnung, der Bundesnotarordnung, der Wirtschaftspriiferordnung und des Steuerberatungsgesetzes im Win-
ter und im Friihjahr 2022 Présenzversammlungen durchfiihren und die erforderlichen Beschlussfassungen in Pré-
senz erfolgen konnen. Es besteht Bedarf, die Handlungsfahigkeit dieser Kammern zumindest bis einschlieBlich
Juni 2022 durch die Moglichkeit der prasenzlosen Beschlussfassung sicherzustellen.

Zu Artikel 20 (Anderung des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im
Pauschalreisevertragsrecht und zur Sicherstellung der Funktionsfihigkeit der Kammern im Bereich der
Bundesrechtsanwaltsordnung, der Bundesnotarordnung, der Wirtschaftspriiferordnung und des
Steuerberatungsgesetzes wihrend der COVID-19-Pandemie)

Das COV19FKG tritt nach Artikel 3 Absatz 2 des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pande-
mie im Pauschalreisevertragsrecht und zur Sicherstellung der Funktionsfahigkeit der Kammern im Bereich der
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Bundesrechtsanwaltsordnung, der Bundesnotarordnung, der Wirtschaftspriiferordnung und des Steuerberatungs-
gesetzes wihrend der COVID-19-Pandemie am 31. Dezember 2021 aufler Kraft. Die in Artikel 19 vorgesehene
Verldngerung des Geltungszeitraums nach § 11 COV19 FKG ist daher nur moglich, wenn gleichzeitig das Au-
Berkrafttreten des COV19FKG durch eine Anderung des Artikels 3 Absatz 2 des Gesetzes zur Abmilderung der
Folgen der COVID-19-Pandemie im Pauschalreisevertragsrecht und zur Sicherstellung der Funktionsfahigkeit
der Kammern im Bereich der Bundesrechtsanwaltsordnung, der Bundesnotarordnung, der Wirtschaftspriiferord-
nung und des Steuerberatungsgesetzes wihrend der COVID-19-Pandemie hinausgeschoben wird.

Zu Artikel 21 (Anderung des Gesetzes zur Anderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze
anlésslich der Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite)

Zu Nummer 1

Durch ein Versehen sind verschiedene Zeitpunkte des Inkrafttretens der Artikel 5 Nummer 3a und Artikel 20b
des Gesetzes zur Anderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze anlisslich der Authebung der Fest-
stellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geregelt worden. Dieses Versdumnis wird durch diese
Anderung behoben.

Zu Nummer 2

Durch ein Versehen sind verschiedene Zeitpunkte des Inkrafttretens der Artikel 5 Nummer 3a und Artikel 20b
des Gesetzes zur Anderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze anlisslich der Authebung der Fest-
stellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite geregelt worden. Dieses Versdumnis wird durch diese
Anderung behoben.

Zu Nummer 3

Zu Buchstabe a
Es handelt sich um eine Folgednderung zu Nummer 2.

Zu Buchstabe b

Mit dem Gesetz zur Anderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze anlisslich der Aufhebung der
Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite wurden in Artikel 5 Nummer la (§ 105 SGB V)
eine Regelung getroffen, mit der sichergestellt werden soll, dass die Krankenkassen die Kosten fiir aulergewohn-
liche pandemiebedingte Mafinahmen der Kassenirztlichen Vereinigungen weiterhin auch nach Aufhebung der
epidemischen Lage bis ins Jahr 2022 {ibernehmen. Aufgrund eines gesetzgeberischen Versehens wurde jedoch
einheitlich fiir saimtliche Anderungen des SGB V ein Inkrafttreten zum 1. Januar 2022 angeordnet, obwohl es hier
einer Differenzierung, insbesondere einer fritheren Inkraftsetzung der oben genannten Regelung, bedurft hétte.
Um die intendierte liickenlose Zahlung sicherzustellen, hétte fiir Artikel 5 Nummer 1a— genauso wie fiir die we-
sentlichen Teile des Gesetzes — ein Inkrafttreten am Tag nach der Verkiindung (24. November 2021) vorgesehen
werden miissen.

Znu Buchstabe ¢
Anpassung der Absatzbezeichnung aufgrund der Verschiebung der Absétze.

Zu Artikel 22 (Einschrinkung von Grundrechten)

Die Vorschrift tragt den Anforderungen des Zitiergebotes nach Artikel 19 Absatz 1 Satz 2 des Grundgesetzes
Rechnung.

Zu Artikel 23 (Inkrafttreten)

Zu Absatz 1
Das Gesetz tritt vorbehaltlich der Absétze 2 und 3 am Tag nach der Verkiindung in Kraft.



Deutscher Bundestag — 20. Wahlperiode ~57 - Drucksache 20/188

Zu Absatz 2

Die Anderungen des SGB XII, BVG und AsylbLG treten mit Wirkung vom 25. November 2021 in Kraft. Das
riickwirkende Inkrafttreten ist erforderlich, um im Falle einer Gewiihrung des Mehrbedarfs nach den Ubergangs-
regelungen in § 142 SGB XII sowie in § 88b BVG am 24. November 2021 bei durchgehend vorliegenden Vo-
raussetzungen eine Unterbrechung zu verhindern.

Zu Absatz 3

Mit Absatz 3 wird geregelt, dass Artikel 2 dieses Gesetzes zum 1. Januar 2023 in Kraft tritt. Damit werden durch
dieses Gesetz neu eingefiihrte Regelungen §§ 20a und § 20b IfSG mit Ablauf des 31. Dezember 2022 aufgehoben.
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Allgemeinverfigung

Vollzug des Gesetzes zur Verhitung und Bekdmpfung von Infektionskrankheiten
beim Menschen (Infektionsschutzgesetz)

Meldungen im Rahmen der einrichtungsbezogenen Impfpflicht gemal § 20a IfSG zum
Schutz vulnerabler Personengruppen vor der Atemwegserkrankung COVID-19

Der Landkreis/die kreisfreie Stadt (...) erlasst aufgrund des § 20a Absatz 2 Satz 2, des
§ 16 Absatz 1, Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) vom 20. Juli 2000 (BGBI. |
S. 1045), das zuletzt durch Artikel 1, 2 G zur Starkung der Impfpravention gegen CO-
VID-19 und zur Anderung weiterer Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID-19-
Pandemie vom 10.12.2021 (BGBI. | S. 5162) ge&ndert worden ist, in Verbindung mit
§ 35 Satz 2 und § 41 Absatz 4 Satz 1 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes
(VWVIG M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Mai 2020 (GVOBI. M-V
S.410) die folgende

Allgemeinverfliigung

Zur Umsetzung des 8 20a IfSG ergeht folgende Anordnung:

1. Einrichtungen und Unternehmen, die von § 20a Absatz 1 Satz 1 IfSG erfasst
sind, sind dazu verpflichtet, die Benachrichtigungen tber Personen nach § 20a
Absatz 2 Satz 2, Absatz 3 Satz 2 und Absatz 4 Satz 2 IfSG in digitaler Form
Uber die zu diesem Zweck eingerichtete Meldeplattform unter der Internet-
adresse

www.IMPF-MV.de

durchzufthren.

2. Eine Benachrichtigung des zustandigen Gesundheitsamts im Wege alternativer
Kontaktoptionen (Schreiben etc.) ist nur dann zulassig, wenn eine Verifizierung
der Einrichtung oder des Unternehmens im Rahmen der Registrierung unter
www.IMPF-MV.de fehlgeschlagen oder aus tatsachlichen Griinden nicht mog-
lich ist. Soweit die Einrichtung oder das Unternehmen tber ein Institutionskenn-
zeichen (IK) verfugt, wird die Verifizierung stets mdglich sein. Daruber hinaus
werden weitere Verifizierungsmoglichkeiten angeboten.

3. Soweit eine Benachrichtigung wegen fehlender Verifizierung der Einrichtung o-
der des Unternehmens nicht im Wege der eingerichteten Meldeplattform sicher-
gestellt werden kann, entbindet dies die Leitung der Einrichtung oder des Un-
ternehmens nicht von ihrer Meldepflicht aufgrund des § 20a IfSG.



Sofortige Vollziehbarkeit:

Gemal 8§ 16 Absatz 8 IfSG haben Widerspruch und Anfechtungsklage gegen die vor-
genannten Mallnahmen keine aufschiebende Wirkung. Diese Anordnung tritt am (Da-
tum) in Kraft und mit Ablauf des (Datum) auf3er Kraft.

Begrindung:

Die Coronavirus-Krankheit-2019 (COVID-19) gehdort zu den ansteckendsten Infekti-
onskrankheiten des Menschen. Alle Bevolkerungsteile sind in Deutschland von der In-
fektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 betroffen. Wahrend fur die meisten Men-
schen — insbesondere, wenn sie geimpft sind — die Erkrankung mit COVID-19 mild
verlauft, besteht allen voran fur bestimmte Personengruppen aufgrund ihres Gesund-
heitszustandes oder Alters ein erhdhtes Risiko fur einen schweren oder todlichen CO-
VID-19-Krankheitsverlauf (vulnerable Personengruppen).

Um vulnerable Personengruppen zu schitzen und die Impfquote in Versorgungssitu-
ationen, in denen vulnerable Personengruppen vermehrt vorhanden sind, zu erh6hen,
hat der Bundesgesetzgeber mit dem Gesetz zur Starkung der Impfpravention gegen
COVID-19 und zur Anderung weiterer Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID-
19 Pandemie vom 10.12.2021 (BGBI. | S. 5162) § 20a im Infektionsschutzgesetz im-
plementiert.

Die einrichtungsbezogene Impfpflicht nach 8§ 20a IfSG soll von einer landesweit ein-
heitlichen und gleichférmigen Umsetzung in ganz Mecklenburg-Vorpommern gepragt
sein. Hierzu gehort auch die verpflichtende Nutzung der digitalen Meldeplattform. Da-
mit wird einerseits die Benachrichtigung der Gesundheitsdmter durch die Einrichtun-
gen und Unternehmen erleichtert und andererseits die Datenstruktur und Kommunika-
tion hierbei fur eine schnelle Bearbeitung vereinheitlicht.

Der Landkreis / die kreisfreie Stadt (...) ist fur die Umsetzung des § 20a IfSG und die
Umsetzung des § 16 Absatz 1 Satz 1 nach den Regelungen des 8 2 Absatz 1 Nummer
1, Absatz 2 Nummer 1b Infektionsschutzausfihrungsgesetz (IfSAG M-V) i. V. m. mit
§ 3 Absatz 1 Nummer 2 VwVfG M-V sachlich und ortlich zustandig. Bei vorwiegend
mobil tatigen Personen, bei der eine gebietskérperschaftstibergreifende Tatigkeit nicht
auszuschlie3en ist, wird auf die Gebietskdrperschaft abgestellt, in der die Einrichtung
bzw. das Unternehmen schwerpunktmallig téatig ist.

Rechtsgrundlage fur die Anordnungen ist 8 16 Absatz 1 Satz 1 IfSG.

Werden Tatsachen festgestellt, die zum Auftreten einer tbertragbaren Krankheit fih-
ren kénnen, trifft gemafld § 16 Absatz 1 Satz 1 IfSG die zustandige Behdrde die not-
wendigen MalRBhahmen zur Abwendung der dem Einzelnen oder der Allgemeinheit dro-
henden Gefahren.

Unter dem Begriff der Gefahr im Sinne des § 16 IfSG ist eine konkrete Gefahr zu ver-
stehen. Gemeint ist eine Sachlage, bei der im Einzelfall bei verstandiger Wirdigung
und bei ungehindertem Ablauf des objektiv zu erwartenden Geschehens in naher Zu-
kunft mit hinreichender Wahrscheinlichkeit mit einer Verletzung des geschiitzten



Rechtsguts zu rechnen ist. Geschutztes Rechtsgut im Sinne des Infektionsschutzge-
setzes ist regelmalig die Freiheit des einzelnen Menschen vor Infektionen und tber-
tragbaren Krankheiten.

Die Feststellung einer konkreten Gefahr stellt ihrem Wesen nach eine Prognoseent-
scheidung dar. Die Prognoseentscheidung ist dabei auf ausreichende tatsachliche An-
haltspunkte, Erfahrungswissen sowie wissenschaftliche und technische Erkenntnisse
Zu stutzen.

Eine konkrete Gefahr ist vorliegend zu bejahen.

Das SARS-CoV-2-Infektionsgeschehen ist derzeit sowohl bundesweit als auch im
Land Mecklenburg-Vorpommern diffus. Hochaltrige Menschen und Personen mit
akuten oder chronischen Grundkrankheiten haben ein deutlich erhéhtes Risiko fur
schwere COVID-19-Krankheitsverlaufe. Dartber hinaus sprechen bestimmte Patien-
tengruppen, insbesondere solche mit Immunschwache, weniger gut auf die Impfung
an und sind daher auf einen vollstandigen Impfschutz der sie betreuenden und versor-
genden Personen angewiesen.

Bei geimpften Personen sinkt sowohl das Risiko einer asymptomatischen Infektion als
auch das Ubertragungsrisiko in den Fallen, in denen es trotz Impfung zu einer Infektion
kommt. Gleichwohl bestehen in Einrichtungen und Unternehmen, die vulnerable Per-
sonen betreuen, relevante Impfliicken.

Uberdies ist angesichts des nunmehr zweijahrigen pandemischen Verlaufs in Versor-
gungssituationen mit ungeimpftem Personal zu erwarten, dass es vermehrt zu der
Ubertragung des COVID-19 kommt und im Ergebnis dessen gerade bei ungeimpftem
Personal verstarkte sowie langere Ausfallzeiten zu beflrchten sind. Dies geht aber
nicht auch zuletzt zu Lasten der Aufrechterhaltung der kritischen Infrastruktur.

Nach alldem stellt die Impfung gegen das Coronavirus SARS-CoV-2 insbesondere fir
vulnerable Menschen eine besonders wichtige Schutzmalinahme dar, die nicht nur
unmittelbar (selbst wahrgenommene Schutzimpfung), sondern auch mittelbar (Erh6-
hung der Impfquote der versorgenden und betreuenden Personen) Wirkung entfaltet.
Sie hilft auch, die Versorgungssicherheit in kritischen Infrastrukturen langst maoglich
aufrecht zu erhalten, indem das Personal generell ein besseres Schutzniveau erreicht.
Die entsprechenden Nachweise der Impfung, Genesung oder Kontraindikation sind fir
einen verlasslichen Schutz durch die Arbeitgeber zu prifen und bei Fehlen oder Zwei-
fel hieran dem Gesundheitsamt zu melden. Der Benachrichtigung des Gesundheits-
amts kommt vor diesem Hintergrund eine besondere Bedeutung zu. Uber eine landes-
weit einheitliche und webbasierte Meldeplattform kann sichergestellt werden, dass die
Daten eine einheitliche Struktur aufweisen und Uber einen einheitlichen Kommunikati-
onsweg das Gesundheitsamt erreichen. Dieses kann seine Ressourcen dahingehend
einsetzen, zlgig und geordnet die so Ubermittelten Daten zu verarbeiten und in ent-
sprechende Verfahren zu Gberfuhren.

8 16 Absatz 1 IfSG gewahrt der zustandigen Behdorde ein Auswahlermessen hinsicht-
lich der zu ergreifenden Mal3nahme. Diese Befugnis ist weder auf bestimmte Mal3nah-
men noch auf eine bestimmte Eingriffsintensitat beschrankt.

Gleichwohl hat sich die MalRBhahme in den Grenzen des eingerdumten Ermessens zu
bewegen. Sie muss verhaltnismalig sein.



Die Anordnung der verpflichtenden Nutzung eines Meldeportals bei der Ubermittlung
von Daten nach § 20a Absatz 2 Satz 2 IfSG ist dabei als verhaltnismaRig zu qualifizie-
ren.

Das legitime Ziel ist es, der durch die Verbreitung des Coronavirus bestehenden, kon-
kreten Gefahr fur vulnerable Personengruppen zu begegnen.

Die Meldung von ungeimpftem Personal Uber die Meldeplattform www.IMPF-MV.de,
ist grundsatzlich dazu geeignet, relevante Impfliicken zu erfassen, um darauf adaquat
reagieren zu kénnen.

Das Mittel ist auch erforderlich. Die Verpflichtung, einen bestimmten Kommunikations-
weg zur Ubertragung zu nutzen, sorgt firr einen effizienten Verfahrensablauf im Rah-
men des 8§ 20a IfSG bei vergleichsweise geringer Intensitat. Mildere Mittel, die eben-
falls eine Straffung des Verfahrens erméglichen und es den im Rahmen von § 20a
IfSG zustandigen Behorden erlauben, schnell zu reagieren, sind nicht ersichtlich.

Das Festlegen einer Meldeplattform ist auch angemessen. Der Schutz durch effektive
und zielgerichtete Verfahren insbesondere von den Bevoélkerungsgruppen, die durch
das Coronavirus am starksten geféahrdet sind, steht in seiner Wertigkeit nicht aul3er
Verhaltnis zur Intensitat des Eingriffs beim Betroffenen, der lediglich auf einen be-
stimmten Kommunikationsweg festgelegt wird.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diese Allgemeinverfigung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe bei
(Behorde mit Anschrift) Widerspruch erhoben werden.

Auf Antrag kann die aufschiebende Wirkung ganz oder teilweise durch das Verwal-

tungsgericht angeordnet werden. Der Antrag wére beim Verwaltungsgericht
(Verwaltungsgericht mit Anschrift) zu stellen.

Datum und Unterschrift



Landeseinheitliche Verfahrensweise zur Umsetzung des § 20a IfSG in MV

Zugang Zugang
Biirger Schreiben Schreiben
(i.S.v. A o A o
mpi-, mpi-,
pooa oder Konta: Genesenen- 2
IFSG) indikations- oder Kontra-
nachweis binnen indikations-
14 Tage? nachweis? Bekannt-
gabe
A
Zweifel d. Zweifel d.
(nein) GA an GA an
Echtheit/ Echtheit/
Richtigkeit? Richtigkeit?
4 N
Einrich- . é
t Unverzigliche [:ID a — -
ung Meldung an Beteiligung Beteiligung
bzw. Meldeplattform (Sachverhalt v (Kenntnis)
Unter- (www.IMPF-MV.DE) Vg{ fﬁé?ﬁgi?)s' B A . - 4
nehmen Y Zwischenprifung, ob auf Grundlage .
# 4 Anhorungsverfahren ggf. zunachst Owi- \\_
d B : Verfahren nach § 73h Abs. 1a Nr. 7h IfSG ']
\ 4 und zwar in e I e o (auch parallel neben Entscheidung ) 4
Bezug auf m?lw. Anordnung R denkbar) >
Meldeplatt- Impf- bzw. arztl. Untersuchung; (|} Tt ___-=-"7
f Genesenen- wenn Ergebnis = keine
ol ; Kontraindikation, ‘
nachweis dann:
L Priorisierung der Verfahren
v
Vorprufung einrichtungsbezogen (4/5-Ansatz)
. 2. kontaktbezogen P
autom. Abruf Daten u. enlage autom. Zwischenzeitlich Erstimpfung o. sonst. ernsthafte Einleitung Postausgang 3. ggf. anhérungsbezogen osta:;:;gang
Vorgang; autom. Uberflihrung Postausgang Bemiihungen in Bezug auf Impfung? Untersagungs- Anhdrungs-
Verwal- Daten an hinterlegtes — Schreiben =p! Vverfahren nach || schreiben zur { A
tung Anforderungsschreiben i.S.v. Aufforderung iSv § - § 20a Abs. 5 IfSG drohenden
§20a Abs. 5 S. 1 IfSG 20a Abs.5S. 1 Priorisierung der Verfahren Untersagung Entscheidung (Ermessen)

2. kontaktbezogen
3. ggf. nachweisbezogen

1. einrichtungsbezogen (4/5-Ansatz)

In Abhangigkeit von:

- Versorgungssicherheit nicht
gefahrdet o. eingeschrankt

- Versorgungssicherheit
eingeschrankt

- Versorgungssicherheit geféahrdet




Behordlicher Entscheidungsablauf § 20a IfSG (1/2)

Rucklauf an Behdrde aufgrund
Aufforderungsschreiben

Mdgliche Variante Mdgliche Reaktion Behdrde

Unzweifelhafter Nachweis erbracht | Ende des Verfahrens
Kein Nachweis erbracht Einstieg in Verwaltungsverfahrens (VV)
Unvollstandiger Nachweis erbracht | Nachforderung; davon abhangig ggf. Einstieg in VV
Zweifel an Echtheit bzw. Richtigkeit | Plausibilitatsprifung
d. Impfnachweises e wenn mglw. unecht bzw. unrichtig = Nachforderung, davon abhangig
gof. Einstieg in VV
e wenn offensichtlich unecht bzw. unrichtig = Abgabe StA; Einstieg in VV
Zweifel an Echtheit bzw. Richtigkeit | Plausibilitatspriifung, Abgleich vorhandener Daten (z.B. SORMAS)
des Genesenennachweises e wenn mglw. unecht bzw. unrichtig = Nachforderung, davon abhéngig
gdf. Einstieg in VV
¢ wenn offensichtlich unecht bzw. unrichtig = Abgabe StA; Einstieg in VV
Zweifel an Echtheit bzw. Richtigkeit | Plausibilitatspriifung, ggf. AO arztliche Untersuchung
des Kontraindikationsnachweises ¢ wenn mglw. unecht bzw. unrichtig = Nachforderung, davon abhéangig
gdf. Einstieg in VV
o wenn offensichtlich unecht bzw. unrichtig = Abgabe StA; Einstieg in VV
Gultigkeit des jew. Nachweises Nachforderung; davon abhéangig ggf. Einstieg in VV
erloschen (erst spater)

A) Vorprifung Einleitung Untersagungsverfahren
(-), wenn zwischenzeitlich ein unzweifelhafter Impf-, Genesungs- oder
Kontraindikationsnachweis
(-), wenn zwischenzeitlich Erstimpfung erfolgt (dann Nachfrist zur
Herstellung vollstandige Immunisierung)

B) Priorisierung Verfahren
Einrichtungsbezogene Priorisierung (4/5-Ansatz)

Kontaktbezogene Priorisierung

1. Standiger Patientenkontakt

2. Gelegentlicher Patientenkontakt

3. Kein oder sehr seltener Patientenkontakt

Ggf. nachweisspezifische Priorisierung

1. Kein Nachweis bzw. Nachweis offensichtlich unecht/unrichtig
2. Nachweis mglw. unecht/unrichtig

C) Anhérung im Untersagungsverfahren

Beschaéftigte Arbeitgeber

grds. Chance zur Nachholung substantiierte Darstellung

Immunisierung Versorgungssicherheit

Darstellung der mit méglicher patientenferner Einsatz bzw. Home

Rechtsfolge verbundenen Konsequenzen Office moglich?

sowohl fur Beschaftigten selbst als auch Darstellung der mit moglicher

fur Arbeitgeber Rechtsfolge verbundenen Konsequenzen
Checkliste Personalausfall (Pflege/EGH)
Handlungsempfehlungen Pflegekassen
zum Umgang mit Personalengpéssen




Behordlicher Entscheidungsablauf § 20a IfSG (2/2)

D) Zwischenprifung Einleitung Bu3geldverfahren gem. 8 73 Abs. 1a Nr. 7h IfSG
aufgrund Ergebnis Anhorung als Stufe vor mdéglicher Untersagung

eher (-) (+/-), aber parallel zum (+/-), aber Untersagungs-
Untersagungsverfahren verfahren ruht

ernsthaftes e kein (vollstandiger) kein (vollstandiger)
Bemiihen um Nachweis oder Nachweis oder
Impftermin kann Nachweis mit nicht Nachweis mit nicht
dargelegt ausgeraumten Zweifeln ausgeraumten Zweifeln
werden UND UND
zwischenzeitlich | ¢  Versorgungssicherheit Versorgungssicherheit
Erstimpfung nicht eingeschrankt/gefahrdet
erfolgt eingeschrankt/gefahrdet

E) Priorisierung Entscheidung
Einrichtungsbezogene Priorisierung (4/5-Ansatz)
Kontaktbezogene Priorisierung
1. Stéandiger Patientenkontakt
2. Gelegentlicher Patientenkontakt
3. Kein oder sehr seltener Patientenkontakt
Ggf. anh6rungsspezifische Priorisierung
1. Kein Nachweis oder Zweifel an Nachweis konnten nicht

ausgeraumt werden UND Versorgungssicherheit ist nicht
eingeschrankt/gefahrdet

Kein Nachweis oder Zweifel an Nachweis konnten nicht
ausgeraumt werden UND Versorgungssicherheit ist
eingeschrankt/gefahrdet

Terminierung Impfung bzw. Erstimpfung ist bereits erfolgt

F) Entscheidung (Ermessensausiibung)

Ausgangspunkt: Abwagung insb. zwischen Schutz der vulnerablen Personen durch Schliel3ung von Impfliicken sowie
generelle Erhéhung der Impfquote in einzelnen Teilbereichen vs. Geféahrdung der Versorgungssicherheit

Grundsatz: Gewichtung Schutz vulnerabler Gruppen stérker als Versorgungssicherheit (Wertung Gesetzgeber und
Bestatigung durch Bundesverfassungsgericht, Beschluss vom 10.02.2022 — Az.: 1 BvR 2649/21), aber hinreichende
Beriicksichtigung der Versorgungssituation durch Zeitkomponente (ggf. im Verwaltungsverfahren durch Buf3geldverfahren
und als VA-Nebenbestimmung)

Ausnahme: im Einzelfall und bei einer konkret drohenden Gefahr fir Leib und Leben durch partielle Unterversorgung (z.B.
SchlieBung Station, Pflegeeinrichtung etc.) ist zugunsten der Versorgungssicherheit zu gewichten

Fallgruppen:

Versorgungssicherheit nicht | Versorgungssicherheit eingeschrénkt (,gelb“) | Versorgungssicherheit gefahrdet (,rot“)
gefahrdet (,grin®)

z.B. Eigenangabe AG in Vermutungstatbestand -> wenn Personal wenn Kapazitatsreduzierungen oder gar
Anhorung bestimmter Einrichtungen (KH, Pflege, Arzt- SchlielBungen insbesondere dort konkret
und Zahnarztpraxen) Untersagung droht drohen, wo vulnerable Gruppen versorgt

- Untersagung (+) - Untersagung ganz tberwiegend (+) - Untersagung (+/-) in Einzelféllen in
- aufschiebend befristet fiir 4-8 Wochen (je Abhangigkeit eines geringen Einflusses an
nach Versorgungssituation) Versorgung
- dauerhafte FFP2-Pflicht (8 16 | IfSG) - fortwahrender Austausch wgn.
- Hinweis an Einrichtungsleitung: Einbindung | Versorgungssituation, Hinweise auf und
an GA falls Verschiebung zur Gefahrdung Kontrolle von MalRnahmen zur
Versorgungssituation oder eine Verbesserung Versorgungssituation
Versorgungssicherheit wiederhergestellt - bei Verbesserung: siehe ,gelb®
werden kann, dann ggf. teilweise Widerruf
durch GA (8 49 | VwWVIG)

Ausnahmslose Nebenbestimmungen: Befristung bis 31.12.22 + auflosende Bedingung (Herstellung vollst. Impfschutz)

I.U.: Wenn ernsthaftes Bemiihen (insb. fester Impftermin o. Beginn Impfserie) erkennbar, keine Entscheidung, sondern enge
Nachfrist + Wiedervorlage




	Antwort Anfrage AfD Fragen zum Immunitätsnachweis gegen COVID-19 § 20a Infektionsschutzgesetz IfSG hier Richtlinien zur Umsetzung des § 20a Infektionsschutzgesetz Anlage.pdf
	Antwort Anfrage AfD Fragen zum Immunitätsnachweis gegen COVID-19 § 20a Infektionsschutzgesetz IfSG hier Richtlinien zur Umsetzung des § 20a Infektionsschutzgesetz Anlage
	Anlage 1 - Handreichung zur Impfprävention in Bezug auf einrichtungsbezogene Tätigkeiten des BMG, Stand 22. Februar 2022
	Anlage 2 - Drucksache des Deutschen Bundestages BT-Drs. 20188
	Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Impfprävention gegen COVID-19 und zur Änderung weiterer Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie 
	Vorblatt 
	A. Problem und Ziel 
	B. Lösung 
	C. Alternativen 
	D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
	E. Erfüllungsaufwand 
	F. Weitere Kosten 

	Regelungsteil mit Begründung 
	Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Impfprävention gegen COVID-19 und zur Änderung weiterer Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie 
	Artikel 1 Änderung des Infektionsschutzgesetzes 
	1. In der Inhaltsübersicht werden nach der Angabe zu § 20 die folgenden Angaben eingefügt: 
	2. § 5 wird wie folgt geändert: 
	3. § 20 wird wie folgt geändert: 
	4. Nach § 20 werden die folgenden §§ 20a und 20b eingefügt: 
	5. § 22 wird wie folgt geändert: 
	6. § 28a wird wie folgt geändert: 
	7. § 28b wird wie folgt geändert: 
	8. § 56 wird wie folgt geändert: 
	9. § 73 wird wie folgt geändert: 

	Artikel 2 Weitere Änderung des Infektionsschutzgesetzes 
	1. Die §§ 20a und 20b werden aufgehoben. 
	2. § 73 wird wie folgt geändert: 

	Artikel 3 Änderung des Krankenhausfinanzierungsgesetzes 
	1. § 21 wird wie folgt geändert: 
	2. § 22 Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
	3. Dem § 23 wird folgender Absatz 4 angefügt: 
	4. In § 25 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „sowie zwischen dem 1. November 2020 und einschließlich dem 30. Juni 2021“ jeweils durch ein Komma und die Wörter „zwischen dem 1. November 2020 und einschließlich dem 30. Juni 2021 sowie zwischen dem 1. November 2021 und einschließlich dem 19. März 2022“ ersetzt. 

	Artikel 4 Änderung der Verordnung zur Regelung weiterer Maßnahmen zur wirtschaftlichen Sicherung der Krankenhäuser 
	1. In Absatz 1 Nummer 2 werden nach den Wörtern „§ 21 Absatz 1a Satz 1“ die Wörter „oder Absatz 1b“ eingefügt. 
	2. In Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe b werden nach den Wörtern „§ 21 Absatz 1a Satz 1“ die Wörter „oder Absatz 1b“ eingefügt. 
	3. In Absatz 4 Satz 1 werden nach den Wörtern „§ 21 Absatz 1a Satz 1“ die Wörter „und Absatz 1b“ eingefügt, werden die Wörter „sowie die für das Jahr 2021 gezahlten Versorgungsaufschläge nach § 21a Absatz 1 Satz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes“ gestrichen und werden nach der Angabe „85 Prozent“ die Wörter „und die für das Jahr 2021 gezahlten Versorgungsaufschläge nach § 21a Absatz 1 Satz 1 des Krankenhausfinanzierungsgesetzes in Höhe von 50 Prozent“ eingefügt. 
	4. In Absatz 8 Satz 1 Nummer 3 Buchstabe b werden nach den Wörtern „§ 21 Absatz 1a Satz 1“ die Wörter „oder Absatz 1b“ eingefügt. 
	5. In Absatz 10 Satz 1 und 2 werden jeweils nach den Wörtern „§ 21 Absatz 1a Satz 1“ die Wörter „und Absatz 1b“ eingefügt. 

	Artikel 5 Änderung des Betriebsverfassungsgesetzes 
	Artikel 6 Änderung des Sprecherausschussgesetzes 
	Artikel 7 Änderung des Europäischen Betriebsräte-Gesetzes 
	Artikel 8 Änderung des SE-Beteiligungsgesetzes 
	1. Der Inhaltsübersicht wird folgende Angabe angefügt: 
	2. Folgender § 48 wird angefügt: 

	Artikel 9 Änderung des SCE-Beteiligungsgesetzes 
	1. Der Inhaltsübersicht wird folgende Angabe angefügt: 
	2. Folgender § 50 wird angefügt: 

	Artikel 10 Änderung des Heimarbeitsgesetzes 
	Artikel 11 Änderung der Werkstätten-Mitwirkungsverordnung 
	Artikel 12 Änderung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes 
	Artikel 13 Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
	Artikel 14 Änderung des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
	Artikel 15 Änderung des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
	1. Die Sätze 1 und 6 werden aufgehoben. 
	2. Im neuen Satz 3 wird die Angabe „Satz 2“ durch die Angabe „Satz 1“ ersetzt. 

	Artikel 16 Änderung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
	1. Im Inhaltsverzeichnis wird die Angabe zu § 142 wie folgt gefasst: 
	2. § 142 wird wie folgt gefasst: 

	Artikel 17 Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 
	Artikel 18 Änderung des Asylbewerberleistungsgesetzes 
	Artikel 19 Änderung des COVID-19-Gesetzes zur Funktionsfähigkeit der Kammern 
	Artikel 20 Änderung des Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Pauschalreisevertragsrecht und zur Sicherstellung der Funktionsfähigkeit der Kammern im Bereich der Bundesrechtsanwaltsordnung, der Bundesnotarordnung, der Wirtschaftsprüferordnung und des Steuerberatungsgesetzes während der COVID-19-Pandemie 
	Artikel 21 Änderung des Gesetzes zur Änderung des Infektionsschutzgesetzes und weiterer Gesetze anlässlich der Aufhebung der Feststellung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite 
	1. Artikel 5 Nummer 3a wird aufgehoben. 
	2. Artikel 20b wird aufgehoben. 
	3. Artikel 22 wird wie folgt geändert: 

	Artikel 22 Einschränkung von Grundrechten 
	Artikel 23 Inkrafttreten 

	Begründung 
	A. Allgemeiner Teil 
	I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 
	II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 
	III. Alternativen 
	IV. Gesetzgebungskompetenz 
	V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen 
	VI. Gesetzesfolgen 
	1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 
	2. Nachhaltigkeitsaspekte 
	3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
	4. Erfüllungsaufwand 
	5. Weitere Kosten 
	6. Weitere Gesetzesfolgen 

	VII. Befristung; Evaluierung 

	B. Besonderer Teil 



	Leere Seite
	Leere Seite

	Anlage 3 - Entwurf der Allgemeinverfügung zur verpflichtenden Nutzung der webbasierten Meldeplattform
	Anlage 4 - Fließschema zur landesweit einheitlichen Verfahrensweise
	Anlage 5 - Prozessschema zum behördlichen Entscheidungsablauf


